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Rente mit 69 

Würde das gesetzliche Renteneintrittsalter weiter 
erhöht werden, würden noch größere Summen in 
private Rentenpakete strömen. 

Seite 3 


Merkel steht noch 

CDU und CSU feilschen, wie sie Flüchtlinge fern¬ 
halten und die deutsche Macht in der EU sichern 
können. Was heißt das, was können wir tun? 

Seiten 5 und 9 
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Thema der Woche 


Sommer gegen Krieg 

Während die Propaganda gegen Russland im¬ 
mer absurdere Züge annimmt, regt sich Wider¬ 
stand gegen die Kriegs- und Rüstungspolitik in 
Deutschland. Am 30. Juni findet die Demons¬ 
tration gegen die US-Airbase Ramstein statt, die 
DKP wird im Juli ihren Teil zur 20-wöchigen Akti¬ 
onspräsenz gegen das Atomwaffenlager Büchel 
beitragen und die Unterschriftenkampagne „Ab¬ 
rüsten statt Auf rüsten“ nimmt Fahrt auf. Die UZ 
sprach mit Reiner Braun, einem der Initiatoren 
der Initiative, und dokumentiert das Referat von 
Björn Schmidt, Leiter der Friedenskommission 
der DKP auf der 2. Tagung des Parteivorstandes. 
Seiten 4 und 12 


Erdogan in Eile 

Vor den Wahlen in der Türkei: AKP, Kapital und mörderisches Wachstum 



Wahlkampf der HDP in Istanbul, Juni 2018 


W ir wollen Erdogans Gesicht 
nicht sehen!“ Der türkische 
Präsident plant am Freitag 
dieser Woche eine Wahlkampfshow 
an der Riesenbaustelle für den neu¬ 
en Flughafen von Istanbul: Als erster 
Passagier soll er hier landen. Die Ar¬ 
beiter der Baustelle haben gegen den 
Besuch des Präsidenten protestiert: 
„Nur weil Sie für eine zweistündige 
Show vor den Wahlen zum Flugha¬ 
fen kommen werden, werden wir ge¬ 
zwungen, sieben Tage die Woche zwölf 
Stunden am Tag zu arbeiten“ schrie¬ 
ben die Arbeiter in einem Offenen 
Brief an Erdogan. 

Eigentlich sollten Präsident und 
Parlament erst im November 2019 ge¬ 
wählt werden. Erdogan verfügte, beide 
Wahlen auf den 24. Juni vorzuziehen. 
Er hat Grund zur Eile: Er kann darauf 
hoffen, jetzt von der nationalistischen 
Unterstützung für seinen Krieg gegen 
die Kurden zu profitieren. Die vorge¬ 
zogenen Wahlen finden noch immer 
unter dem Ausnahmezustand statt, 
den Erdogan nach dem Putschversuch 
2016 verhängen ließ. Der Spitzenkan¬ 
didat der linken und prokurdischen 
HDP, Selahattin Demirtas, kann sei¬ 
nen Wahlkampf nur aus der Gefäng¬ 
niszelle führen. Jetzt wählen zu lassen 
bietet Erdogan die besten Chancen, 
seine Macht auch trotz scharfer Wi¬ 
dersprüche in der türkischen Gesell¬ 
schaft zu sichern und auszubauen. 

Nach dieser Präsidentschaftswahl 
tritt das Präsidialsystem vollständig 
in Kraft, das Erdogan mit knapper 
Mehrheit in zweifelhafter Abstim¬ 
mung im April vergangenen Jahres 
durchsetzen konnte. Die Kommunisti¬ 
sche Partei der Türkei (TKP) ist nicht 


allein mit ihrer Einschätzung, dass die 
Mehrheit beim Referendum nur durch 
Betrug und Repressionen zustande 
kam. Damit hält sie auch die Präsi¬ 
dentschaftswahlen am Sonntag für 
illegitim - sie ruft dazu auf, ungültig 
zu wählen. Denn jede Anerkennung 
dieser Wahlen würde auch Erdogans 
Verfassungsänderung anerkennen. 

Für die Parlamentswahlen kann 
die TKP, die bei vergangenen Wahlen 
weniger als 1 Prozent der Stimmen 
erhielt, nicht kandidieren: Die Par¬ 
tei hat zwar die gesetzlichen Vorga¬ 
ben erfüllt, die Wahlbehörde hat aber 
weitere, ungesetzliche Anforderungen 
gestellt. Zahlreiche kommunistische 
Parteien haben gegen diese Behin¬ 


derung protestiert. Die TKP hat die 
Wahlplattform „Die soziale Ordnung 
muss sich ändern!“ gebildet, mit der 
unabhängige kommunistische Kan¬ 
didaten antreten. Aus Sicht der TKP 
reicht es nicht, Erdogan durch einen 
anderen Politiker des Kapitals und 
der Zusammenarbeit mit dem Impe¬ 
rialismus zu ersetzen, sie will im Wahl¬ 
kampf für eine sozialistische Perspek¬ 
tive werben. 

Inzwischen haben sich Teile des 
türkischen und ausländischen Ka¬ 
pitals von Erdogan abgewandt. Im 
Krieg gegen die Kurden und gegen 
Syrien wechselt Erdogan so schnell 
die Bündnisse, dass seine bisherigen 
imperialistischen Partner in USA und 


EU verärgert sind, im Inneren ruft Er¬ 
dogan genug Widerstand hervor, dass 
Unternehmer um die nötige Stabili¬ 
tät für ihre Geschäfte fürchten. Auch 
die Wirtschaft ist ein Grund für Er¬ 
dogans Eile: Er kann die Wähler auf 
ein Wirtschaftswachstum von offiziell 
7,4 Prozent 2017 verweisen - aber wie 
lange dieses Wachstum hält, ist wegen 
der hohen Inflation, der Staatsschul¬ 
den und der instabilen internationalen 
Bündnisse nicht sicher. 

Allerdings hat die AKP in ihrer 
bisherigen Regierungszeit dafür ge¬ 
sorgt, das kapitalistische Wachstum 
auf Kosten der arbeitenden Menschen 
zu fördern: Mit Privatisierungen, mit 
Repressionen gegen die Arbeiterbe¬ 
wegung, mit einer Inflation, die zu sin¬ 
kender Kaufkraft gerade für Bezieher 
des Mindestlohns führt. 

Besonders mit riesigen staatlichen 
Invesitionen in Infrastruktur will Er¬ 
dogan die Konjunktur stärken. Der 
neue Flughafen in Istanbul ist eines 
der Vorzeigeprojekte der AKP-Re- 
gierung, er soll im Herbst eröffnet 
werden und dann der größte Flugha¬ 
fen der Welt sein. Die Arbeiter der 
Flughafenbaustelle protestieren nicht 
nur wegen ihrer Löhne und Arbeits¬ 
zeiten - die Arbeit an Erdogans Pres¬ 
tigeprojekt ist tödlich: 27 Todesfälle 
von Arbeitern hat das Arbeitsminis¬ 
terium zugegeben, von 400 toten Kol¬ 
legen hatten auch bürgerliche Medien 
berichtet. Die Zahl der tödlichen Ar¬ 
beitsunfälle ist seit Beginn des Aus¬ 
nahmezustands um 10 Prozent gestie¬ 
gen. Türkische Gewerkschafter spre¬ 
chen nicht von Unfällen - sie nennen 
es „Arbeitsmord“. 

Olaf Matthes 


1818 Marx 2018 



Selbst da, wo gar keine Aus¬ 
sicht zu ihrer Durchführung 
vorhanden ist, müssen die Ar¬ 
beiter ihre eigenen Kandida¬ 
ten aufstellen, um ihre Selbst¬ 
ständigkeit zu bewahren, ihre 
Kräfte zu zählen, ihre revolutio¬ 
näre Stellung und Parteistand¬ 
punkte vor die Öffentlichkeit 
zu bringen. 

Marx/Engels,Ansprache der Zentral¬ 
behörde an den Bund, MEW Band 7, 
S. 251 


Büchel dichtmachen! 

Stopp der nuklearen 
Aufrüstung in Deutschland! 
Abzug der US-Atombomben 
aus Büchel! 

Die Sozialistische Deutsche Arbei¬ 
terjugend (SDAJ) und die Deutsche 
Kommunistische Partei (DKP) be¬ 
teiligen sich seit 2016 an der jähr¬ 
lich stattfindenden 20-wöchigen 
Aktionspräsenz der Kampagne 
„Büchel - atomwaffenfrei“. 

Die Aktionstage der Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten sind vom 
19.- 22. Juli 2018. 


Gemeinsam mit der Friedensbewegung 

DKP-Parteivorstand freut sich über 15 000 Unterschriften unter den Appell „Abrüsten statt Aufrüsten“ und eine Großspende 


Am vergangenen Wochenende dis¬ 
kutierte der Parteivorstand der DKP 
in Essen auf seiner 2. Tagung über 
die Friedenspolitik der Partei. Björn 
Schmidt, Leiter der Friedenskommis¬ 
sion des Parteivorstandes, analysier¬ 
te in seinem Referat die Entwicklung 
des Imperialismus samt seiner inne¬ 
ren Widersprüche. Aber „wenn es ge¬ 
gen Russland geht, hält das westliche 
Bündnis zusammen“, stellte er heraus. 
Dieser Stoßrichtung des US-domi- 
nierten Imperialismus entspricht die 
„neue Konzeption der Bundeswehr“, 
die Berichten zufolge unter anderem 
eine Erhöhung der Zahl der Artille¬ 
riebataillone von drei auf 14 vorsieht. 
„Es werden konkrete Maßnahmen er¬ 
griffen, um einen Krieg gegen Russ¬ 
land möglich zu machen“, so Schmidt. 
Das bedeute nicht, dass ein solcher 
bevorstehe, die Kriegsgefahr wachse 
aber erheblich. 

Über diese Gefahren und ihre 
Verursacher aufzuklären und Wider¬ 
stand zu mobilisieren ist eine zentrale 
Aufgabe der Kampagne „Abrüsten 
statt Aufrüsten“ der Friedensbewe¬ 
gung. Die DKP hatte auf ihrem 22. 
Parteitag im März beschlossen bis 
zum 20. UZ-Pressefest, das vom 7. bis 


9. September in Dortmund stattfin¬ 
det, 30 000 Unterschriften unter den 
Appell zu sammeln. Die Hälfte ist ge¬ 
schafft: Mehr als 15 000 Unterschrif¬ 
ten konnten bislang gezählt werden. 
Ein toller Erfolg! Gemein¬ 
sam mit der Friedensbewe¬ 
gung geht es nun darum, die 
100 OOOer-Marke zu knacken. 

Als Gast begrüßte der 
Parteivorstand Lena Krey- 
mann, Bundesvorsitzende 
der SDAJ, die über die Er¬ 
gebnisse des 23. Bundes¬ 
kongresses der sozialisti¬ 
schen Jugendorganisation 
im März informierte. Im Mit¬ 
telpunkt stand die Kampag¬ 
ne der SDAJ „Geld gibt es 
genug - Zeit, es uns zu ho¬ 
len“ mit der die Organisati¬ 
on vor allem in Schulen und 
Betrieben wirken will. Um 
hier gemeinsame Schritte zu 
gehen, wurde angeregt, Mit¬ 
glieder der SDAJ jetzt in die 
Parteigruppen einzuladen - 
zur Vorstellung der Kampa¬ 
gne oder auch des Buches 
„Eine Welt zu gewinnen. 
Marxismus-Einführung der 


SDAJ“, das sich der Verband zum 
50. gegönnt hat. 

In der Diskussion um die EU- 
Wahlen im Mai 2019 zeichnet sich 
ab, dass eine Kandidatur der DKP 


für den Frieden und gegen die sozia¬ 
le Spaltung in vielen Bezirken positiv 
gesehen wird. Verabredet wurden Ge¬ 
spräche im Bündnisbereich, um über 
Möglichkeiten der Unterstützung ei¬ 
ner Kandidatur der Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten 
zu diskutieren. 

Selten einmütig, nämlich 
in allen Punkten einstimmig, 
waren die Beschlussfassungen 
dieser PV-Tagung. Beschlos¬ 
sen wurden Konzeptionen 
für die Aktionspräsenz der 
DKP vor dem Fliegerhorst 
in Büchel vom 18. bis 22. Juli 
(weitere Infos auf dkp-rlp. 
de) sowie des zentralen Ak¬ 
tionstages anlässlich des 100. 
Jahrestages der Novemberre¬ 
volution am 3. November in 
Kiel. Der Parteivorstand wird 
im Herbst 2018 zudem eine 
Versammlung der DKP in 
Südbayern zur Neugründung 
einer Bezirksorganisation ein¬ 
berufen. 

Die Parteibildungsarbeit 
mit Grundlagenschulungen 
und die Nutzung der Karl- 
Liebknecht-Schule (KLS) der 


DKP in Leverkusen sind seit einiger 
Zeit wieder stärker in den Fokus ge¬ 
rückt. Da war es keine Frage für die 
PV-Mitglieder in die Sanierung der 
KLS und damit die Zukunft der Par¬ 
tei zu investieren. Möglich war der 
Beschluss dank (!) einer zweckgebun¬ 
denen Spende in Höhe von 350 000 
Euro. Geplant ist die Kernsanierung 
der KLS. Nach den entsprechenden 
Arbeiten soll die DKP-Parteischule 
den Anforderungen einer modernen 
Jugendherberge entsprechen, was u. a. 
bedeutet, dass sie barrierefrei wird. 
Dazu gehört auch die Erneuerung 
sämtlicher Sanitärräume. 

Natürlich spielte auch das 20. UZ- 
Pressefest eine Rolle auf der Tagung. 
Ein tolles Programm ist auf die Bei¬ 
ne gestellt und es gibt viel Zuspruch 
von Bündnispartnern und Freunden. 
Allein die Partei selbst scheint noch 
nicht in jedem Winkel für unser Fest 
zu brennen. So zumindest ließe sich 
die schleppende Abrechnung der Soli- 
Buttons zur Finanzierung des Festes 
interpretieren. Demnach hätte noch 
nicht jedes Mitglied einen Button ge¬ 
kauft, geschweige denn, wie beschlos¬ 
sen einen zweiten verkauft. Das kann 
nicht sein, oder? Wera Richter 
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„ABRUSTEN STATT AUFRUSTEN" 
ZIEL: 30 000 UNTERSCHRIFTEN 
BIS ZUM UZ-PRESSEFEST 



Die DKP unterstützt diesen Aufruf und möchte bis zum UZ-Pressefest 
im September 30.000 Unterschriften sammeln. Der Appell und die 
Unterschriftslisten sind abrufbar unter news.dkp.de 
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Uniklinik streikt 

Die Verhandlungen über eine Not¬ 
dienstvereinbarung zwischen der 
Vereinten Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft, ver.di, und dem Vorstand 
der Uniklinik Düsseldorf sind am 
15. Juni gescheitert. In einer Not¬ 
dienstvereinbarung wird festge¬ 
legt, wie viel Personal während ei¬ 
nes Streiks in der Klinik verbleiben 
muss. 

Der Vorstand der Uniklinik 
wollte sich vor den Streiks am 19. 
und 20. Juni für eine bessere Per¬ 
sonalausstattung ein Letztentschei¬ 
dungsrecht einräumen lassen, was es 
ihm ermöglicht hätte, die Arbeits¬ 
kampfmaßnahmen einseitig auf 
ein unwirksames Niveau zurück zu 
drängen. Diesen Weg konnte ver.di 
nicht mitgehen, weil er den Zweck 
des Streiks ad absurdum führe und 
den Beschäftigten ihr legitimes 
Recht raube. 

Am Dienstag beteiligten sich bis 
zu 400 Kolleginnen und Kollegen 
an dem Ausstand. Wie angekündigt, 
stellte ver.di die erforderlichen Not¬ 
dienste für Notfälle sicher. 

Belegschaft zahlt 

Im Tarifkonflikt zwischen der Ver¬ 
einten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) und der Real GmbH ist der 
zuständige Unternehmerverband 
AHD der konkreten Aufforderung 
der Gewerkschaft nach Tarifverhand¬ 
lungen in der kommenden Woche 
nicht nachgekommen. Die Gewerk¬ 
schaft wirft den Managern vor, das 
Unternehmen auf Kosten der Beleg¬ 
schaft sanieren zu wollen. Die „Ge¬ 
samtzusage“ an die Altbeschäftigten, 
sie würden nach ver.di-Tarif bezahlt, 
erweise sich schon nach wenigen Ta¬ 
gen als „Finte“. So gebe es erste In¬ 
formationen, nach denen der ver.di- 
Tarifanspruch bei Funktionswechsel 
wegfalle. Dazu können zum Beispiel 
Versetzungen von der Non-Food- in 
die Food-Abteilung, interne Beförde¬ 
rungen oder krankheitsbedingte Ver¬ 
setzungen gehören. 

Tarifvertrag gefordert 

Auch die vierte Verhandlungsrun¬ 
de für die 400 Kabinenbeschäftig¬ 
ten der Luftfahrtgesellschaft Wal¬ 
ter (LGW), einer Lufthansa Toch¬ 
ter, blieb ohne Ergebnis. Daher 
hat die Vereinte Dienstleistungs¬ 
gewerkschaft (ver.di) jetzt eine Ta¬ 
rifbefragung unter den Beschäftig¬ 
ten gestartet, um ihre Anliegen mit 
Nachdruck in die Verhandlungen 
einzubringen. 

ver.di fordert einen Tarifvertrag 
sowie Verbesserungen der Vergü¬ 
tung und der Einsatzbedingungen. 
Bislang gelten für die Beschäftigten 
der Airline keine Tarifverträge. Die 
LGW war im Dezember 2017 im 
Zusammenhang mit der Insolvenz 
von Air Berlin von der Eurowings- 
Gruppe übernommen worden und 
ist seitdem Teil des Lufthansa-Kon¬ 
zerns. 

Bayer angeklagt 

In den USA begann am 18. Juni das 
erste Schadenersatz-Verfahren in Sa¬ 
chen „Glyphosat“. Der 46-jährige De- 
Wayne Johnson hatte die Klage ein¬ 
gereicht. Der Familienvater leidet am 
Non-Hodgkin-Lymphom (NHL), ei¬ 
ner bestimmten Form des Lymphdrü- 
sen-Krebses, und macht das Herbizid 
dafür verantwortlich, das er in seinem 
früheren Beruf als Platzwart häufig 
einsetzen musste. 

Mit dieser juristischen Ausein¬ 
andersetzung startet in den Verei¬ 
nigten Staaten eine wahre Prozess¬ 
lawine. Losgetreten hatte diese die 
Krebsforschungsagentur IARC der 
Weltgesundheitsorganisation mit 
ihrer Einstufung von Glyphosat als 
„wahrscheinlich krebserregend“. 
Daraufhin zogen in denVereinigten 
Staaten über 4 000 NHL-Patientin- 
nen und Patienten, die in Kontakt 
mit der Agro-Chemikalie gekom¬ 
men waren, vor Gericht. 

Die Klagen richteten sich ur¬ 
sprünglich gegen Monsanto, gehen 
nun aber auf den Bayer-Konzern als 
neuen Besitzer des US-amerikani¬ 
schen Unternehmens über. 


Tritte unterm Tisch 

VW und Prevent: Deutsche Automobilindustrie im Mehrfrontenkampf 



Prevent-Zentrale in Sarajevo 


Z u beneiden sind großen deutschen 
Automobilhersteller, ob im Süd¬ 
westen oder im Norden, zurzeit 
tatsächlich nicht. „Zetsche vorgeführt“ 
brachte Lucas Zeise in der letzten UZ 
das Vorgehen des Bundesverkehrsmi¬ 
nisters gegenüber dem Vorstandsvorsit¬ 
zenden der Daimler AG, Jürgen Zetsche, 
bei der Auseinandersetzung um Diesel¬ 
motoren auf den Punkt. Und am letzten 
Wochenende titelte das „Handelsblatt“ 
hinsichtlich desselben Themas: „Es wird 
immer teurer für Volkswagen“ 

Gleichzeitig droht der sich von Wo¬ 
che zu Woche mehr entfaltende Han¬ 
delskrieg zwischen den USA und Euro¬ 
pa bei weiteren Eskalationen vor allem 
diejenigen deutschen Autohersteller zu 
treffen, die einen ihrer wichtigsten Ab¬ 
satzmärkte weiterhin in den USA ha¬ 
ben: Daimler und VW. 

Zu diesen beiden Fronten gesellt 
sich seit Längerem eine dritte. Schlag¬ 
zeilen macht vor allem der Machtkampf 
zwischen VW und der Zulieferer-Grup¬ 
pe Prevent. Mit der Entwicklung von 
Kraftfahrzeugen als Massenindustrie¬ 
ware stellte sich bald die Frage, ob es 
den eigenen Profiten gut tut, alles von 
der Schraube über die Sitzbezüge bis 
hin zu den Motorblöcken im eigenen 
Unternehmen herzustellen oder ob es 
rentabler ist, zwar die Modellentwick¬ 
lung und die Endfertigung in den ei¬ 
genen Laboren bzw. Hallen zu behal¬ 
ten, viele der dazwischen notwendigen 
Herstellungsprozesse aber an Unter¬ 
nehmen auszulagern, die sich auf diese 
Zwischenprodukte spezialisieren und 
sogenannte ökonomische Skaleneffek¬ 
te erzeugen können. Wenn eine Firma 
- wie z. B. Bosch - Lichtmaschinen 
nicht nur für eine Million Volkswagen 
herstellt, sondern zehn Millionen da¬ 
von produziert, weil dieselben Bauteile 
auch in Daimler-, Opel-, Renault- und 
anderen Fahrzeugen weltweit verbaut 
werden, hat das für die Autohersteller 
zwei Vorteile: Sie können von den auf¬ 
grund der Massenproduktion günstige¬ 
ren Preisen profitieren und sie können 
mit ihrer Käufermacht die Anbieter ge¬ 
geneinander ausspielen und zum Bei¬ 
spiel zu Löhnen zwingen, die unter de¬ 
nen des Stammkonzerns liegen. 

Die Kräfteverhältnisse zwischen 
Anbietern der Zwischenprodukte 
und den großen Autokonzernen sind 
- wie alles im Kapitalismus - ständig 
im Fluss. 


Die Firma Prevent ist ursprünglich 
1952 in Wolfsburg gegründet worden, 
um für den Käfer die Sitze herzustel¬ 
len. Bis 2013 hat sie auch Daimler be¬ 
liefert. Zwischen 1952 und heute hat 
sich viel getan - unter anderem hat 
Prevent nach der Zerschlagung Jugo¬ 
slawiens eine bosnisch-herzogowini- 
sche Schwester bekommen: Die Pre¬ 
vent BH, die von der Familie Hastor 
kontrolliert wird. Seit Januar diesen 
Jahres gehört zur Prevent-Gruppe 
auch die Firma „Neuer Haibach Guss“ 
(NHG) in Saarbrücken mit einem 700 
Beschäftigte zählenden Werk in Leip¬ 
zig. Die Familie Hastor hatte den Ein¬ 
druck, dass VW stärker auf ihre Teile 
- vor allem auf die Getriebeteile aus 
Leipzig und Saarbrücken - angewiesen 
sei als Prevent auf VW und vor unge¬ 
fähr zwei Jahren die Preise auf diese 
Metall- und Gummikomponenten der 
VW-Motoren kräftig erhöht. Genaue 
Zahlen sind Geschäftsgeheimnis, aber 
seitens einiger VW-Manager wurde öf¬ 
fentlich beklagt, dass sie nun 900 Milli¬ 


onen Euro für etwas zahlen sollten, das 
sie noch vor nicht allzu langer Zeit für 
90 Millionen Euro bekommen hätten. 

Der Preiskampf führte zu Ver¬ 
tragskündigungen und die Kündigun¬ 
gen führten zu Schadenersatzklagen 
von Prevent gegen VW. Ende Mai hat 
VW - anders als an der Dieselfront - 
beim Landgericht Dortmund, wo über 
diese Schadenersatzklagen verhandelt 
wurde, immerhin die einstweilige Ver¬ 
fügung verhindert, Schadenersatz an 
Prevent zu zahlen. Juristisch ist die An¬ 
gelegenheit damit auf die lange Bank 
geschoben. 

Geschädigt sind auf jeden Fall jetzt 
schon 700 Familien in Leipzig. VW 
nämlich hatte parallel zu der zähne¬ 
knirschend zunächst geschluckten 
Preiserhöhung nach alternativen Lö¬ 
sungen für ihre Getriebeversorgung 
geschaut und, als das Erfolg hatte, mit 
der Kündigung der Verträge indirekt 
bewirkt, dass Prevent den „lieben Kol¬ 
legen“ der gerade erworbenen Haiberg 
Guss verkündete, dass das Werk in 


Leipzig leider Ende 2019 geschlossen 
werden müsse. Seit letzten Donnerstag 
versucht die IG Metall mit Streiks, die 
Schließung abzuwenden - auch gegen 
den infamen, aber unter Kapitalisten 
üblichen Schachzug seitens Prevent, 
die Belegschaften im Westen und Os¬ 
ten gegeneinander auszuspielen. Ori¬ 
ginalton Prevent laut „MDR Sach¬ 
sen“ am 14. Juni: Die Forderungen der 
IG Metall nach Übergangszahlungen 
und Sozialplänen seien so teuer, dass 
dann „auch das Werk in Saarbrücken 
in ernsthafter Gefahr“ sei. 

Der für Außenstehende unüber¬ 
sichtliche Kampf von VW und Prevent 
zeigt vor allem eines: Nicht nur auf der 
internationalen Bühne, sondern auch 
unter den Kapitalisten selbst wird der 
Ton rauer und werden die Methoden 
rüder, mit denen um Einfluss und Pro¬ 
fit gerungen wird. Ein Zeichen für die 
Souveränität einer geschichtlich pros¬ 
perierenden und aufsteigenden Gesell¬ 
schaftsordnung ist das jedenfalls nicht. 

Manfred Sohn 


Rolf Geffken zum Beamtenstreikverbot 


Der Glaube ans Recht versetzt keine Berge 


Es ist seit langem bekannt: Es gibt in 
Deutschland kein gesetzliches Streik¬ 
verbot für Beamte. Und dennoch wur¬ 
de es von den höchsten deutschen Ge¬ 
richten immer wieder „behauptet“. Es 
sei Teil der „hergebrachten Grundsät¬ 
ze des Berufsbeamtentums“, die nach 
Art. 33 GG bei der Ausgestaltung „Be¬ 
rücksichtigung“ finden müssten. So die 
„herrschende Meinung“, der übrigens 
Wolfgang Däubler schon 1971 entge¬ 
gen trat. 

Halten wir fest: 

1. Das Grundgesetz garantiert nach 
Art. 9 III GG das Streikrecht als Teil 
der Koalitionsfreiheit „für jedermann 
und alle Berufe“. Sind Beamte kein 
„Jedermann“ und ihre „Berufe“ kei¬ 
ne im Sinne der Verfassung? Das Bun¬ 
desarbeitsgericht sagt ausdrücklich, 
dieses Grundrecht sei grundsätzlich 
unbeschränkt gewährleistet. Und tat¬ 
sächlich enthält der Art. 9 III keinerlei 
Einschränkungen. 

2. Es ist keineswegs klar und war 
auch nie klar, dass die „hergebrachten 
Grundsätze des Berufsbeamtentums“ 
ein Streikverbot beinhalten. Dabei 
konnten und können die vordemokra¬ 
tischen „Traditionen“ des preußischen 
Beamtentums kaum als Maßstab her¬ 
halten, denn das Grundgesetz entstand 


1949 gerade auf den Trümmern des auf¬ 
gelösten Staates Preußen. 

3. Selbst wenn sie es beinhalten wür¬ 
den, so sind diese nach dem Wortlaut 
der Verfassung auch nur „zu berück¬ 
sichtigen“. „Berücksichtigen“ heißt 
nicht „volle Umsetzung“ und erst recht 
kann es nicht heißen dass die „Berück¬ 
sichtigung“ solcher „Grundsätze“ zur 
Einschränkung, ja Aufhebung eines 
Grundrechts führen können. 

4. Die Europäische Menschenrechts¬ 
konvention (EMRK) erstreckt in Art. 
11 II das Streikrecht auch auf Beam¬ 
te und nimmt davon nur Personen mit 
hoheitlichen Aufgaben (Polizei, Rich¬ 
ter, Soldaten usw.) aus. Die EMRK gilt 
auch in Deutschland und der EGMR 
hat wiederholt ein Streikverbot für Be¬ 
amte für unzulässig erklärt und ausge¬ 
führt, ein solcher Grundrechtseingriff 
sei in einer demokratischen Gesell¬ 
schaft „nicht notwendig“. 

Doch das BVerfG und das Bundes¬ 
verwaltungsgericht hatten bislang nie 
einen Hehl daraus gemacht, dass sie ge¬ 
willt sind, im Wege der „Rechtsschöp¬ 
fung“ (d.h. am Gesetz vorbei) den an¬ 
geblich „hergebrachten Grundsätzen 
des Berufsbeamtentums“ entgegen der 
Rechtspraxis der meisten Mitglieds¬ 
staaten der EU weiter verfassungs¬ 


rechtliche Geltung zu verschaffen und 
mit ihrer Hilfe sogar ein Grundrecht 
für einen großen Teil der Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes aufzuheben. 
In seinem jetzt ergangenen Urteil vom 
12. Juni 2018 (2 BvR 646/15) führt das 
BVerfG laut eigener Pressemitteilung 
aus, die „Beschränkung von Art. 9 III 
GG“ sei kompensiert durch die bloßen 
Anhörungsrechte (!) der Gewerkschaf¬ 
ten bei der Vorbereitung gesetzlicher 
Regelungen und das „beamtenrecht¬ 
liche Alimentationsprinzip“ (!), also 
durch allenfalls ständestaatliche und 
vordemokratische Strukturen des Be¬ 
amtenrechts. 

Damit wird das Verhältnis von Ver¬ 
fassungsrecht und einfachem Gesetzes¬ 
recht auf den Kopf gestellt: Vermeint¬ 
liche Prinzipien des Beamtenrechts 
heben ein verfassungsrechtlich garan¬ 
tiertes Grundrecht auf. Das ist - mit 
Verlaub - selbst Verfassungsbruch. 

Die Frage ist berechtigt: War es rich¬ 
tig, das BVerfG anzurufen und ihm Ge¬ 
legenheit zu geben, diese seine „Über¬ 
zeugung“ noch einmal in „Gesetzes¬ 
form“ zu gießen? Wer das glaubt, weiß 
nichts von der tiefen Rechts- und Ge¬ 
richtsgläubigkeit der Menschen (auch 
der Gewerkschaften) in diesem Land. 
Ich hatte dazu schon in meinem Buch 


„Kampf ums Recht“ (Hamburg 2016) 
geschrieben: 

„Würde in einer baldigen Grund¬ 
satzentscheidung festgehalten werden, 
dass nach geltendem Recht ein Streik¬ 
recht für Beamte nicht existiert, so wür¬ 
de alles auf eine Gesetzgebung hinaus¬ 
laufen. Eine solche Gesetzesänderung 
aber ist ... definitiv nicht zu erwarten. 
Dies hätte angesichts der hohen Legi¬ 
timation, die Grundsatzentscheidungen 
auch unter Gewerkschaftsmitgliedern 
und vor allem unter Beamten genießen, 
zur Folge, dass auf lange Sicht sowohl 
die politische als auch die juristische 
Debatte beendet wäre.“ (Seite 60/61) 

Anstatt durch die eigene Praxis und 
durch systematische Öffentlichkeitsar¬ 
beit und Kampagnen für das Streik¬ 
recht einzutreten - so wie wir es aus 
der Emmely-Kampagne kennen - wur¬ 
de es einigen wenigen Juristen überlas¬ 
sen, den vermeintlichen Rechtszustand 
durch das BVerfG selbst zu zementie¬ 
ren. Das ist die Art, in der in diesem 
Land immer noch der „Kampf ums 
Recht“ geführt wird. Juristisch, mit 
juristischen Mitteln und durch Juris¬ 
ten. So aber kann er nicht gewonnen 
werden. Auch und gerade nicht beim 
Kampf gegen die Legende vom Streik¬ 
verbot für Beamte. 
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Rente mit 69 Pflegestreik torpediert 

Raubzug der Versicherungswirtschaft UnikMnik Homburg 2ieht vor Gerkht 


Z uzahlungen ab 1 000 Euro bis zu 
20 000 Euro pro Jahr sind jeder¬ 
zeit möglich“ heißt es in der Wer¬ 
beanzeige einer privaten Rentenversi¬ 
cherung. Folgen nur wenige Menschen 
solchen Aufforderungen über mehrere 
Jahre, kommen schnell Milliardenbe- 
träge zusammen. Die Kassen der pri¬ 
vaten Versicherer füllen sich. 

Und genau darum geht es, wenn 
pünktlich zur ersten Sitzung der Ren¬ 
tenkommission die Versicherungswirt¬ 
schaft die Rente mit 69 fordert. Der 
weitere Raubzug auf die Taschen der 
arbeitenden Menschen wird vorberei¬ 
tet. Die Große Koalition will das eh 
niedrige Rentenniveau, also das Ver¬ 
hältnis der Rente zum Durchschnitts¬ 
einkommen, bis zum Jahr 2025 bei 48 
Prozent belassen. Im gleichen Zeit¬ 
raum sollen die Rentenbeiträge nicht 
über 20 Prozent steigen. Das von der 
Versicherungswirtschaft beauftragte 
Forschungsinstitut Prognos kommt zu 
dem für seine Auftraggeber gewünsch¬ 
ten Schluss, dass dies angeblich ange¬ 
sichts des demograüschen Wandels auf 
Dauer nicht ünanzierbar sei. Die Prog- 
nos-Studie empüehlt vor allem, weiter 
beim Renteneintrittsalter anzusetzen, 
das schon nach derzeitiger Gesetzes¬ 
lage bis 2030 schrittweise auf 67 Jahre 
steigt. 

Mit einer weiteren Erhöhung könne 
die Finanzierungsbasis der gesetzlichen 
Rente gestärkt und der Bundeshaus¬ 
halt entlastet werden. Wie fürsorglich! 
Eine Erhöhung auf 68 oder 69 Jahre ab 
2030 beziehungsweise 2040 dürfe ange¬ 
sichts einer steigenden Lebenserwar¬ 
tung nicht tabu sein, so Peter Schwark, 
Mitglied der Geschäftsführung des Ge¬ 
samtverbands der Deutschen Versiche¬ 
rungswirtschaft. 

Riester-Profite reichen nicht 

„Das Kalkül ist klar: Die Assekuranz 
will private Policen verkaufen und 
schildert den Zustand der Rentenversi¬ 
cherung in düsteren Farben. Das verun¬ 
sichert die Menschen“, so die „Stuttgar¬ 
ter Zeitung“. Schon jetzt ist es so, dass 
die drastische Senkung des gesetzli¬ 
chen Rentenniveaus durch zunehmen¬ 
de Privatvorsorge kompensiert werden 
soll, um den Lebensstandard zu sichern. 
4 Prozent des Bruttoeinkommens flie¬ 


ßen per Riesterrente und Ähnlichem 
den Versicherungskonzernen in die 
Taschen. „Schon heute schaffen es nur 
wenige bis zur regulären Rente“, erklärt 
Annelie Buntenbach, DGB-Vorstands- 
mitglied und Mitglied der Rentenkom¬ 
mission. „Je größer der Abstand zwi¬ 
schen realem Renteneintritt und ge¬ 
setzlichem Renteneintrittsalter, desto 
höher sind die Abschläge und umso 
niedriger fällt die Rente aus.“ 

Was heißt das? Würde das gesetzli¬ 
che Renteneintrittsalter weiter erhöht 
werden, würden noch größere Summen 
in private Rentenpakete strömen. Noch 
mehr Menschen würden aus Angst vor 
drohender Altersarmut schon in jungen 
Jahren einen privaten Rentenversiche¬ 
rungsvertrag abschließen oder ihn zur 
Geburt geschenkt bekommen. Nach¬ 
dem die Riesterrente nicht mehr die 
gewünschten Profite bringt, sollen nun 
zusätzliche Versicherungsbereiche der 
Privatwirtschaft geöffnet werden. Sie 
lechzt nach weiteren privaten kapital¬ 
gedeckten Renteversicherungspaketen 
und wünscht sich eine Delegitimierung 
und damit Schwächung der gesetzlichen 
Umlagerentenversicherung. 

Nach Berechnungen der Bundesre¬ 
gierung wäre ein Rentenniveau von 53 
Prozent im Jahr 2030 mit einem Bei¬ 
tragssatz von 25,7 Prozent finanziert. 
Die Beschäftigten müssten dann zwar 
12,85 Prozent bezahlen; das wäre aber 
wegen der wegfallenden vier Prozent 
für die Beiträge zur Riesterrente im¬ 
mer noch deutlich günstiger als die 
heutigen Beiträge, die Beschäftigte für 
eine Lebensstandard sichernde Alters¬ 
sicherung aufbringen müssen. 

Auch der Hauptgeschäftsführer 
des Arbeitgeberverbands BDA, Stef¬ 
fen Kampeter, mischt sich ein und for¬ 
dert, die Steuer- und Abgabenlast dürfe 
durch die Reformvorschläge der Kom¬ 
mission keinesfalls steigen, „wenn wir 
im internationalen Wettbewerb weiter 
bestehen wollen“. Das Rentenalter dür¬ 
fe in der Rentenkommission kein Tabu 
sein. Die Beiträge zur Sozialversiche¬ 
rung dürften auch langfristig 40 Pro¬ 
zent nicht übersteigen. Der Präsident 
des Deutschen Industrie- und Handels¬ 
kammertages (DIHK), Eric Schweitzer, 
spricht sich für eine längere Lebensar¬ 
beitszeit aus: „Wir brauchen mehr An¬ 


reize, damit möglichst viele Menschen 
länger in einer Beschäftigung bleiben.“ 
Auch die Interessenlage der Unter¬ 
nehmer ist klar. Dürfen die Beschäftig¬ 
ten erst später in Rente gehen, gibt es 
weniger Rentnerinnen und Rentner, 
wird in der Kasse der Rentenversi¬ 
cherung weniger Geld gebraucht, und 
das Beitragniveau der Unternehmer 
bleibt bei 9,3 Prozent. Zusätzlich wür¬ 
de es vermutlich zu höherer Arbeitslo¬ 
sigkeit kommen, weil den Älteren ent¬ 
weder gar kein Arbeitsplatz mehr zur 
Verfügung gestellt würde oder sie ihn 
nicht mehr ausfüllen könnten. Damit 
stiege auch der Druck auf die gewerk¬ 
schaftliche Lohnpolitik. 

Ausgaben konstant 

Die Hysterie ist also gewollt. Wohl¬ 
tuend da der Präsident des Sozialver¬ 
bands Deutschland, Adolf Bauer, der 
der Rentenkommission schrieb: „Um 
die Lebensstandardsicherung in der ge¬ 
setzlichen Rente wiederherzustellen, ist 
nach der beabsichtigten Stabilisierung 
des Rentenniveaus auf 48 Prozent eine 
stufenweise Anhebung auf die früheren 
53 Prozent netto vor Steuern nötig.“ 
Das ist finanziell möglich. Der An¬ 
teil der Rentenausgaben, so sehr diese 
in absoluten Zahlen auch gestiegen sind, 
ist nämlich gemessen an der Wirtschafts¬ 
kraft seit Beginn der 90er Jahre nahe¬ 
zu konstant geblieben, räumt das Bun¬ 
dessozialministerium ein. 1992 waren 
es 10,1 Prozent vom Bruttoinlandspro¬ 
dukt, 2017 kaum mehr, nämlich 11 Pro¬ 
zent. Deshalb mag es zwar so sein, dass 
heute drei Erwerbstätige einen Rentner 
versorgen und im Jahr 2040 nur noch 
zwei Erwerbstätige denselben Betrag 
aufbringen müssen. Wenn diese beiden 
dann aber in gleicher Zeit mehr pro¬ 
duzieren als drei Erwerbstätige früher, 
können Einkommen und Rente steigen. 

ver.di-Chef Bsirske fordert eine 
deutliche Erhöhung des Bundeszu¬ 
schusses zur gesetzlichen Rentenver¬ 
sicherung. Es sei makaber, dass einer¬ 
seits über eine Beinahe-Verdoppelung 
des Rüstungsetats diskutiert werde, 
während für Rentnerinnen und Rent¬ 
ner angeblich kein Geld da sei. „Kano¬ 
nen statt auskömmlicher Rente“ könne 
nicht im Ernst Maßgabe für das Regie¬ 
rungshandeln sein. Anne Rieger 


Am letzten Samstag versammelten 
sich rund sechzig ver.di-Mitglieder des 
Uniklinikums Homburg mit Schildern 
und Transparenten vor dem Verwal¬ 
tungsgebäude, um gegen das Vorgehen 
der Klinikleitung zu protestieren. Die¬ 
se wollte beim Berliner Arbeitsgericht 
eine einstweilige Verfügung gegen den 
angekündigten Pflegestreik am Unikli- 
nikum des Saarlandes erwirken. 

„Das ist eine skandalöse Provoka¬ 
tion gegen ver.di und ein Faustschlag 
ins Gesicht der Beschäftigten“, sagt 
Gewerkschaftssekretär Michael Quet- 
ting am Samstag zur Kampfansage des 
Uniklinikums. Dabei war am Vortag 
nach stundenlangen Verhandlungen eine 
Notdienstvereinbarung abgeschlossen 
worden. Gleichzeitig hat die Geschäfts¬ 
leitung die Münchener Anwaltspart¬ 
nerschaft Endemann und Schmidt ein¬ 
geschaltet, um vor Gericht zu ziehen. 
Die Kolleginnen und Kollegen sind em¬ 
pört und wollen diesen Angriff auf das 
Streikrecht nicht hinnehmen. 

Hintergrund ist das 100-Tage-Ulti- 
matum von ver.di an die Verantwort¬ 
lichen, endlich für Entlastung zu sor¬ 
gen. Dieses Ultimatum lief zum 20. Juni 
ab. Nachdem bisher nichts passiert ist 
(Stand Montag), sind die Vorbereitun¬ 
gen für einen Arbeitskampf in dieser 
Woche angelaufen. 

In den Skandal ist auch die CDU/ 
SPD-Landesregierung involviert. 
„Wir verlangen von der Staatskanzlei, 
dass der Vorstand der landeseigenen 


Kanzlerin Angela Merkel und andere 
Politiker feierten vergangene Woche 
mit großem Tamtam in Berlin „70 Jahre 
Soziale Marktwirtschaft“, den Jahrestag 
der Wirtschafts- und Währungsreform 
im Jahr 1948 und den angeblichen „Va¬ 
ter“ der sogenannten Sozialen Markt¬ 
wirtschaft, Ludwig Erhardt, gleich mit. 

Merkel pries die Soziale Marktwirt¬ 
schaft als „das Fundament des wirt¬ 
schaftlichen Erfolgs unseres Landes“. 
Die Wettbewerbsbedingungen hätten 
sich aber durch die Globalisierung ver¬ 
schärft. Zu den besonderen Herausfor¬ 
derungen verwies Merkel auf die künst¬ 
liche Intelligenz, dort sei Deutschland 
nicht an der „Spitze der Bewegung“. 
Dies könne auch Auswirkungen auf die 
Soziale Marktwirtschaft haben: „Nun 
gibt es - darüber ist heute ja schon ge¬ 
sprochen worden - keinen Automatis¬ 
mus, dass die Soziale Marktwirtschaft 
auch in Zukunft einfach so funktio¬ 
niert. Denn das Thema ,Wohlstand für 
alle’ ist heute nicht mehr so selbstver¬ 
ständlich. Der Gradient ist kleiner ge¬ 
worden, wenn er überhaupt noch in die 
richtige Richtung zeigt. Menschen le¬ 
ben sehr stark davon, dass sich etwas in 
eine positive Richtung verändert. Das 
aber kann heute in Anlehnung an den 
klassischen, engen Wachstumsbegriff 
einfach nicht mehr jedem versprochen 
werden“, so die Kanzlerin. 

Erhards „Wohlstand für Alle“ prä¬ 
ge bis heute die wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Ordnung in Deutsch¬ 
land“, so stand es in der Einladung zum 
Festakt. Die Alltagswirklichkeit ist eine 
andere. Das belegen die Armuts- und 
Reichtums-Berichte Jahr für Jahr lei¬ 
der aufs Neue. Das Deutsche Institut 
für Wirtschaftsforschung (DIW) mel¬ 
dete, die verfügbaren Einkommen des 
unteren Zehntels der Bevölkerung 
seien zwischen 1991 und 2013 um 9 
Prozent gesunken, während die des 
oberen Zehntels um 26 Prozent nach 
oben schnellten. Der gesellschaftliche 
Reichtum in Deutschland ist heute so 
ungleich verteilt wie zuletzt 1913 - als 
die obersten 10 Prozent der Bevölke¬ 
rung 40 Prozent aller Einkommen auf 
sich vereinigten. Da bleibt nichts übrig 
von der Mär des Erhardschen „Wohl¬ 
stands für Alle“. 

Das Etikett „Soziale Marktwirt¬ 
schaft“ diente von Anfang an der Täu- 


Uniklinik angewiesen wird, den An¬ 
trag zurückzuziehen“, sagte Quetting. 
Der Chef der Staatskanzlei und des 
Aufsichtsrats der Universitätskliniken, 
Jürgen Lennartz (CDU), ließ lapidar 
verlauten: „Gegen die beabsichtigte 
gerichtliche Klärung bestehen keine 
Bedenken.“ 

Rainer Tobae, der Sprecher des 
Saarbrücker Appells „Aufstehen für 
die Pflege“, zeigte in seinem Beitrag Pa¬ 
rallelen zu Neue Haiberg Guss in Saar¬ 
brücken auf. Auch das dortige Unter¬ 
nehmen will gegen das Streikrecht Vor¬ 
gehen, weil sich die Belegschaft gegen 
geplante Massenentlassungen wehrt. 
Vertreter der IG Metall, der Partei „Die 
Linke“ und der DKP versicherten den 
Klinikbeschäftigten ihre Solidarität und 
Unterstützung. In einem Solidaritäts- 
schreiben der DKP Saarland, das vor 
dem Klinikum verteilt wurde, hieß es 
u. a.: „Lange genug haben sich Klinik - 
leitung und Politik die Verantwortung 
zugeschoben und Euch hingehalten. 
Daher sind sowohl Eure Forderungen 
als auch Euer Ultimatum mehr als be¬ 
rechtigt. Wenn nach 100 Tagen Ultima¬ 
tum neben Untätigkeit noch Angriffe 
auf Eure grundgesetzlich geschützten 
Rechte hinzukommen, dann gilt der alte 
Wahlspruch der Arbeitenden: Reden ist 
Silber, Streiken ist Gold!“ 

Der Antrag der Klinikleitung wur¬ 
de am Montag vom Berliner Arbeits¬ 
gericht abgewiesen. 

Fred Herger 


schung über den w(ah)ren Charakter 
der Gesellschaft. Es ging darum, das 
in Verruf geratene Wort Kapitalismus 
zu vermeiden. Im Ahlener Programm 
der CDU konnte man deshalb 1947 le¬ 
sen: „Das kapitalistische Wirtschafts¬ 
system ist den staatlichen und sozialen 
Lebensinteressen des deutschen Vol¬ 
kes nicht gerecht geworden.“ 

Der amerikanische Oberbefehls¬ 
haber Lucius D. Clay suchte dringend 
einen neuen Wirtschaftsdirektor für 
die Bizone. Über Ludwig Erhard wuss¬ 
te er nicht sonderlich viel, nur, dass Er¬ 
hard „sehr gutmütig sei und gerne Re¬ 
den über das freie Unternehmertum 
halte“. 

Erhards Karriere begann eher be¬ 
scheiden 1928 beim unternehmerna¬ 
hen „Institut für Wirtschaftsbeobach¬ 
tung der deutschen Fertigwaren“. In 
diesem Institut befasste sich Erhard 
zum Beispiel auch mit der für die Na¬ 
zis wichtigen Frage, wie die von den 
Deutschen besetzten Gebiete in Polen, 
Lothringen und Österreich ins Groß¬ 
deutsche Reich wirtschaftlich zu inte¬ 
grieren wären. Der „Dicke mit der Zi¬ 
garre“ konnte dann, nach dem verlore¬ 
nen Krieg im Auftrag des Kapitals als 
Wirtschaftsdirektor der Bi-Zone die 
Aufhebung der Preiskontrolle ver¬ 
fügen und die Währungsreform zum 
20. Juni 1948 einführen. 

Das war nicht der Startschuss zum 
deutschen „Wirtschaftswunder“, son¬ 
dern zur deutschen Spaltung. Die 
Etablierung der kapitalistischen Wirt¬ 
schaft brachte nicht den versproche¬ 
nen „Wohlstand für alle“, sondern 
führte anfänglich sogar zur weiteren 
Verschlechterung der sozialen Lage. 
Deshalb kam es 1948 in vielen Städ¬ 
ten gegen die Härten der Währungs¬ 
reform zu großen spontanen Streiks. 
In Stuttgart kam es dabei zu den so¬ 
genannten „Stuttgarter Vorfällen“, 
bei denen General Clay sogar Panzer 
gegen die streikenden Stuttgarter Ar¬ 
beiter auffahren ließ. Für den 12. No¬ 
vember 1948 rief der DGB zum Gene¬ 
ralstreik auf, die Streikbeteiligung war 
riesig. Diese Streiks trugen entschei¬ 
dend dazu bei, dass die kapitalistische 
Marktwirtschaft heute (noch) einige 
„soziale“ Einsprengsel - zumindest auf 
dem Papier hat. 

Manfred Dietenberger 
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Polizei für Erdogan 

In der vergangenen Woche hat die 
Polizei die Räume des kurdischen 
Verbandes Nav-dem und des In¬ 
formationsdienstes Civaka Azad 
durchsucht und Computer und 
Handys beschlagnahmt. Die „jun¬ 
ge Welt“ berichtete, dass die Razzia 
teilweise illegal war: Für die Räume 
von Nav-dem habe es einen Durch¬ 
suchungsbeschluss gegeben, weil 
der Verein angeblich gegen das 
PKK-Verbot und gegen das Ver¬ 
einsgesetz verstoßen habe. Dass die 
Beamten auch die Räume von Ci¬ 
vaka Azad überfielen sei von dem 
Beschluss nicht gedeckt. 

Civaka Azad spricht von einem 
Eingriff in die Pressefreiheit: Die 
Behörden könnten durch die Be¬ 
schlagnahme auf vertrauliches Ma¬ 
terial aus der journalistischen Ar¬ 
beit zugreifen. Der Dienst hatte mit 
seiner deutschsprachigen Öffent¬ 
lichkeitsarbeit die linke und pro¬ 
kurdische HDP im türkischen Wahl¬ 
kampf unterstützt. Die Innenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Linksfraktion 
im Bundestag, Ulla Jelpke, nannte 
die Razzia deshalb „dreiste Wahl¬ 
kampfhilfe für Erdogan“. 

Bereits vor den letzten Parla¬ 
mentswahlen in der Türkei im No¬ 
vember 2015 war die Bundesregie¬ 
rung dafür kritisiert worden, Erdo¬ 
gan im Wahlkampf zu unterstützen. 
Damals hatte sich die Bundeskanz¬ 
lerin mit Erdogan getroffen, um 
über die Abschottung der EU ge¬ 
gen Flüchtlinge zu sprechen, und 
ihm damit die Gelegenheit geboten, 
sich als anerkannten Staatsmann zu 
präsentieren. 

BAMF zieht durch 

Nach der Entlassung von Jutta 
Cordt ging es ganz schnell: Der 
neue Präsident des BAMF wird 
Hans-Eckhard Sommer. Er war bis¬ 
lang Leiter des Sachgebiets Auslän¬ 
der- und Asylrecht im bayerischen 
Innenministerium. Der Bayerische 
Flüchtlingsrat nennt Sommer den 
„Hauptarchitekten der menschen¬ 
feindlichen bayerischen Asylab¬ 
schreckungspolitik“. Er sei in den 
vergangenen Jahren damit aufge¬ 
fallen, dass er sich der Verbesse¬ 
rung der Lebensbedingungen von 
Flüchtlingen in Bayern entgegen¬ 
gestellt habe. 

Sie brauchen das Geld 

Die Große Koalition hat durchge¬ 
setzt, dass die staatlichen Zuschüsse 
für die Parteien ab 2019 von bisher 
165 Mio. auf 190 Mio. Euro steigen. 
Die Fraktionen der Partei „Die Lin¬ 
ke“ und der Grünen kündigten nach 
der entsprechenden Abstimmung 
im Bundestag gemeinsam an, eine 
Klage zu prüfen. 

Die Regierungsfraktionen be¬ 
gründeten das Ansteigen der Zu¬ 
schüsse unter anderem mit der 
Kommunikation im Internet, die 
die Parteien fast rund um die Uhr 
fordere, und neuen Datenschutz- 
Anforderungen im Netz. Allerdings 
hat die SPD auch offline dringenden 
Bedarf: Ihr schlechtes Wahlergebnis 
hat die Einnahmen verringert, die 
Sonderparteitage und die Mitglie¬ 
derbefragung der vergangenen Mo¬ 
nate waren teuer. 

Nazis morden 

Seit 1990 sind deutlich mehr Men¬ 
schen Opfer rechter Gewalt gewor¬ 
den als bisher angenommen. Ge¬ 
genwärtig zeige die Statistik „76 
vollendete rechts motivierte Tö¬ 
tungsdelikte mit 83 Todesopfern seit 
1990“, teilte Stephan Mayer, Staats¬ 
sekretär im Innenministerium, auf 
eine Kleine Anfrage der Linksfrak¬ 
tion mit. Zuletzt war die Regierung 
von 76 Todesopfern rechter Gewalt 
ausgegangen. 

In den ersten vier Monaten des Jah¬ 
res 2018 haben Nazis und andere 
Rechte bereits 3 714 Straftaten be¬ 
gangen, darunter 174 Gewaltdelikte. 
Bei Letzteren wurden 132 Menschen 
verletzt. Die Polizei stellte insgesamt 
1 526 Tatverdächtige fest, 27 wurden 
vorläufig festgenommen. Nur zwei 
landeten in Untersuchungshaft. 


Potentielles Kriegsgebiet 

Ramstein ist Drehkreuz für Angriffskriege - DKP unterstützt Mobilisierung zu Protesten 



Von der US-Airbase Ramstein aus werden Angriffskriege vorbereitet und durchgeführt. 


A m 30. Juni findet die diesjährige 
Demonstration gegen die US- 
Airbase Ramstein in Rheinland- 
Pfalz statt. Die Veranstalter kündigen 
Aktionen des zivilen Ungehorsams, 
u.a. Blockaden, an. Auch die DKP ist 
mit dabei. 

Es ist kein Geheimnis mehr, dass 
Ramstein eine sogenannte Relaisstati¬ 
on für den barbarischen Drohnenkrieg 
der USA ist. Der US-Botschafter hat¬ 
te dies vor zwei Jahren gegenüber der 
deutschen Bundesregierung eingestan¬ 
den. Konsequenzen hat sie bis heute 
daraus allerdings nicht gezogen, trotz 
wortreicher Ablehnung völkerrechts¬ 
widriger Drohnentötungen. Im Ge¬ 
genteil, mit dem jüngst beschlossenen 
Leasing der bewaffnungsfähigen israe¬ 
lischen Heron-TP-Drohne beschreitet 
die Bundesregierung selbst diesen Weg. 

Doch es geht noch um weit mehr. 
Im Aufruf der Kampagne „Stopp Air¬ 
base Ramstein“ heißt es: „Der US-Mi- 
litärstützpunkt Ramstein ist ein zen¬ 
trales Drehkreuz für die Vorbereitung 
und Durchführung völkerrechtswidri¬ 
ger Angriffskriege. (...) Zugleich war 
Ramstein logistisch unverzichtbar für 
die Durchführung des brutalen US/ 
NATO-Kriegs in Afghanistan und des 
US-Angriffskriegs in Irak. Gleiches gilt 
für drohende US-Interventionskriege, 
einschließlich an den Grenzen zu Russ¬ 
land.“ 


Nicht nur aufgrund seiner Bedeu¬ 
tung für den US-amerikanischen so¬ 
genannten Raketenabwehrschild - in 
Wirklichkeit ein Angriffswerkzeug, da 
es das nukleare Gleichgewicht zwi¬ 
schen den USA und der Russischen 
Föderation zugunsten der USA kip¬ 
pen soll - ist Ramstein eine Gefahr für 
den Frieden in Europa. Kaum in der 
Öffentlichkeit bekannt ist das Miesau 
Ammunition Depot in Kaiserslautern. 
Es ist das größte US-Munitionsdepot 


außerhalb der USA. Bei seiner Inspek¬ 
tion der Airbase im letzten Jahr sagte 
der damalige US-Army-Minister Ro¬ 
bert M. Speer: „Zum ersten Mal seit 
langer Zeit sehen wir uns wieder mit 
einem nahezu gleichstarken Konkur¬ 
renten, Russland, konfrontiert. Weil die 
Kontrolle des Luftraums schwieriger 
geworden ist, brauchen wir eine starke 
Luftabwehr. Bei der Abschreckung und 
zur Verteidigung Europas spielt die Ra¬ 
ketenabwehr eine besonders wichtige 


Rolle.“ Nicht nur die Ortschaften rund 
um Ramstein, sondern die ganze Regi¬ 
on würden somit bei einer potentiellen 
Eskalation des „neuen kalten Krieges“ 
gegen Russland zum Kriegsgebiet. 

Die DKP hat auf ihrem 22. Parteitag 
beschlossen, an den diesjährigen Ak¬ 
tionen teilzunehmen. Der DKP-Treff- 
punkt zur Demonstration am 30. Juni 
ist in Landstuhl um 12:45 Uhr vor Cafe 
Sanders, Kaiserstraße 17. 

Björn Schmidt 


„Wir brauchen eine Basisbewegung 
für Frieden und Abrüstung“ 

Interview mit Reiner Braun, einer der Initiatoren von „Abrüsten statt Aufrüsten“ und Co-Präsident 
des International Peace Bureau (IPB) 



Reiner Braun als Gast beim 22. Parteitag der DKP im März 2018 


UZ: Sie sind einer der Initiatoren des 
Aufrufs „Abrüsten statt Aufrüsten“. Was 
genau wollen Sie mit diesem Aufruf be¬ 
zwecken? 

Reiner Braun: Das wesentliche Ziel die¬ 
ses Aufrufes ist, die Aufrüstungspolitik 
der Bundesregierung wieder in den Mit¬ 
telpunkt gesellschaftlicher und öffent¬ 
licher Aufmerksamkeit zu rücken. Die 
Erhöhung des Rüstungshaushalts von 37 
Milliarden auf 75 Milliarden würde das 
Bild dieses Landes verändern. Es würde 
bedeuten, dass es erneut zu drastischen 
Sozialkürzungen käme und kaum mehr 
Geld für Investitionen in die Bereiche 
Wissenschaft und Bildung, kommuna¬ 
le Infrastruktur, Gesundheit und Pfle¬ 
ge. Es würde auch bedeuten, dass sich 
die Bundesregierung vollständig der 
Konfrontationspolitik der NATO an¬ 
schließt und dabei einen noch aktiveren 
Part spielt als bereits jetzt. Damit hätte 
Deutschland außerdem die mit Abstand 
stärkste Armee Europas. Das wäre die 
Vorhut der Militarisierung. Das würde 
vor allen Dingen auch die Konfrontati¬ 
onspolitik mit Russland noch mehr auf 
die Spitze treiben. Und dass alles das 
nicht friedensfördernd ist, muss ich - 
glaube ich - nicht noch betonen. 

UZ: Ist das Mittel der Unterschriften¬ 
sammlung denn tatsächlich geeignet, 
Militarisierung und Kriege zu stoppen? 

Reiner Braun: Kriege werden niemals 
durch eine Aktion der Friedensbewe¬ 
gung gestoppt. Diese Unterschriften¬ 
sammlung kann Aufmerksamkeit er¬ 
regen und bringt die Friedensbewe¬ 
gung wieder in das Gespräch mit der 
Bevölkerung. Sie führt auch dazu, dass 
wir unsere selbstgewählte, manchmal 
selbstverschuldete Isolierung ein biss¬ 
chen verlieren und uns wieder öffnen, 
hin zu den Menschen in diesem Land. 
Das ist der große Vorteil einer Unter¬ 
schriftensammlung, die ja nicht nur On¬ 
line, sondern auch Offline durchgeführt 
werden soll. Wir haben bei unseren Be¬ 
ratungen am vergangenen Wochenen¬ 
de in Frankfurt am Main ja auch ver¬ 
einbart, dass wir im Herbst noch auf die 
Straße wollen. 


Wir schaffen also auch die Voraus¬ 
setzungen für weitere, radikalere oder 
auch offensivere Aktionen. Die Chan¬ 
ce liegt in dem Aktionspaket. Und eins 
davon, zum Abholen von vielen Men¬ 
schen, ist eben die Unterschriften¬ 
sammlung. Was wir dringend brauchen, 
ist eine Basisbewegung für Frieden und 
Abrüstung. 

UZ: Ihnen ist es tatsächlich gelungen, 
ein breites politisches Spektrum an Un¬ 
terstützern zu mobilisieren. Es reicht 
von Kulturschaffenden über Sozial¬ 
demokraten, Bündnisgrüne bis hin zu 
Kommunisten. Kann man das nicht 
schon als Erfolg werten? 

Reiner Braun: Als Erfolg kann man 
es ganz, ganz bestimmt werten. Die¬ 
se Breite haben wir in den letzten 15 
bis 20 Jahren nicht mehr erreicht. Das 
sind die Breite und die Vielfalt aus den 
unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Bereichen. Ich bin besonders froh, 
dass es uns gelungen ist, die kritische 
Wissenschaft und die Kultur wieder 
stärker einzubeziehen. Trotzdem will 
ich jedoch ganz offen sagen, dass mir 
natürlich ein paar Namen fehlen und 
ich mir gewünscht hätte, dass sowohl 
im Kultur- als auch im Politikbereich 
der eine oder die andere unseren Auf¬ 
ruf noch unterzeichnet hätte. Die Aus¬ 
strahlungskraft dieser Liste spricht je¬ 
doch für sich. 

UZ: Die DKP hat auf ihrem letzten Par¬ 
teitag beschlossen, 30 000 Unterschriften 
für die Kampagne zu sammeln. Auch an¬ 
dere Organisationen unterstützen Ihren 
Aufruf fleißig. Wie lange sollen überhaupt 
noch Unterstützer gesammelt werden? 

Reiner Braun: Also erstmal möchte ich 
sagen, dass ich finde, dass die Unter¬ 
schriftensammlung und das Ziel, wel¬ 
ches sich die DKP gesetzt hat, für mich 
in der besten Tradition der Friedenspo¬ 
litik der DKP - auch der 1970er und 
80er Jahre - steht. Ich finde das einen 
ganz tollen Beitrag. 

Ansonsten: Wir werden gemein¬ 
sam entscheiden, wann wir die Unter¬ 
schriftensammlung beenden. Erstmal 


wollen wir jedoch den Druck auf die 
Haushaltsdebatte des Bundestages im 
Herbst erhöhen, möglichst nicht zu viel 
beim Rüstungsetat draufzulegen. Frau 
von der Leyen hat am Wochenende 
noch einmal zusätzlich 25 Milliarden 
gefordert. Wenn wir das stoppen, haben 
wir ein erstes kleines Ziel erreicht. Von 
daher werden wir sicher bis Ende die¬ 
ses Jahres Unterschriften sammeln und 
dann gemeinsam im Kreis der Unter¬ 
zeichner und Aktiven, beraten, ob und 
wie wir weitermachen. 

Meine Tendenz geht dahin: Der 
„Krefelder Appell“ ist einst nicht im 
ersten Jahr von 5 Millionen Menschen 
unterzeichnet worden. Lasst uns daher 
auch diesmal eine Längerfristigkeit an- 
legen. Genauso wie die NATO ja eine 
Längerfristigkeit in ihrer Planung hat, 
und versuchen, dass wir auch über die¬ 
ses Jahr hinaus zu wirklich signifikan¬ 
ten Zahlen an Unterschriften kommen. 

UZ: Wir erklären Sie sich eigentlich die 
Diskrepanz, dass die Mehrheit der deut¬ 
schen Bevölkerung ganz offensichtlich 


gegen Aufrüstung und Krieg ist und 
auch in Frieden mit Russland leben 
will, während die etablierte Politik das 
genaue Gegenteil davon betreibt? 

Reiner Braun: Dass die Politik in we¬ 
sentlichen Fragen in Opposition zur 
Meinungsmehrheit der Bevölkerung 
steht, ist ja keineswegs etwas Neu¬ 
es. Ich glaube, dass die Politik über¬ 
haupt kein Gespür mehr hat, wie die 
Bevölkerung in ihrer Mehrheit tickt 
und was sie gerade denkt. Und für 
die Politik scheint ja NATO-Hörig- 
keit und Trump-Gefolgschaft in krie¬ 
gerischer Konfrontation wichtiger zu 
sein, als der Friedenswille der Bevöl¬ 
kerung. Von daher ist die Aufklärung 
und Aktivierung der Bevölkerung so 
notwendig, damit die Menschen auch 
wirklich wieder eine reale Stimme ha¬ 
ben. Und ich hoffe, dass die Stimme 
des Friedens mehr und mehr auf den 
Straßen und Plätzen dieser Republik 
hörbar wird. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 

Informationen: https://abruesten.jetzt/ 
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Willkürlich und verleumderisch 

Inlandsgeheimdienst lässt noch immer nicht von Bürgerrechtler Rolf Gössner ab 



Laudator: Dr. Rolf Gössner bei der Verleihung des Big Brother Award in der Kategorie Behörden & Verwaltung an den Bundesnachrichtendienst (BND). 


D ie deutsche Bundesregierung 
und das sogenannte Bundes¬ 
amt für Verfassungsschutz ha¬ 
ben kürzlich Revision gegen das Be¬ 
rufungsurteil des Oberverwaltungs¬ 
gerichts (OVG) Nordrhein-Westfalen 
eingelegt, das im März dieses Jahres 
ergangen war. Mit diesem Urteil war 
die über 38-jährige geheimdienstliche 
Überwachung und Ausforschung des 
Rechtsanwalts, Publizisten und Bür¬ 
gerrechtlers Dr. Rolf Gössner auch in 
zweiter Instanz für unverhältnismäßig 
und grundrechtswidrig erklärt wor¬ 
den. Das „Bundesamt für Verfassungs¬ 
schutz“ überwachte den Bürgerrechtler 
zwischen 1970 und 2008. Die Spitzel¬ 
behörde hatte dies damit begründet, 
dass während des gesamten Beobach¬ 
tungszeitraums Anhaltspunkte für ver¬ 
fassungsfeindliche Bestrebungen des 
Klägers beziehungsweise für die Unter¬ 
stützung solcher Bestrebungen durch 
ihn Vorgelegen hätten. Diese habe sich 
angeblich aus Gössners Tätigkeit für 
den Sozialdemokratischen Hochschul¬ 
bund (SHB, später: Sozialistischer 
Hochschulbund) Anfang der 1970er 
Jahre sowie seiner Redaktionsmitglied¬ 
schaft in der geheimdienst- und poli¬ 
zeikritischen Zeitschrift „Geheim“ von 
1986 bis 1999 ergeben. Zudem hatten 
die Schlapphüte eine Unterstützung 
der Deutschen Kommunistischen Par¬ 
tei (DKP) „und weiterer DKP-naher 
Organisationen, insbesondere durch 
journalistisches Eintreten für deren 
(Teil-)Ziele und die Tätigkeit als Re¬ 
ferent auf entsprechenden Veranstal¬ 
tungen“ ausgemacht (UZ berichtete). 

„Auch die neue Bundesregierung 
mit ihrem zuständigen Innen- und 
Heimatminister Horst Seehofer (CSU) 
sieht sich offenbar nicht verpflichtet, 
diesen skandalösen Überwachungsfall 
endlich abzuschließen und die notwen¬ 


digen Konsequenzen daraus zu ziehen“, 
kritisierte Gössners Rechtsanwalt Udo 
Kauß in einer letzte Woche Dienstag 
veröffentlichten Stellungnahme. Trotz 
eindeutiger Urteile in erster und zwei¬ 
ter Instanz zugunsten des Klägers, mit 
denen dem „Verfassungsschutz“ gehö¬ 
rig die Leviten gelesen worden seien, 
lege der Inlandsgeheimdienst Revision 
gegen das Berufungsurteil ein. Dabei 
hatte selbst die frühere Bundesjustiz¬ 
ministerin Sabine Leutheusser-Schnar- 
renberger (FDP) nach der Berufung 
in einem Interview zu diesem Fall ge¬ 
sagt: „Ich habe dafür null Verständnis. 
Die Behörde sollte die Gerichtsent¬ 


scheidung endlich akzeptieren“, erin¬ 
nerte Gössners Rechtsanwalt. 

Dieser Fall rufe geradezu nach po¬ 
litischen Konsequenzen, stellte Kauß 
klar. Offensichtlich wollten Bundes¬ 
regierung und Bundesamt auch dieses 
Urteil nicht auf sich sitzen lassen, mit 
dem ihnen ein fast vier Jahrzehnte lan¬ 
ger Grundrechtsbruch zur Last gelegt 
werde. 

Rolf Gössner selbst sieht im Urteil 
des OVG, dessen Begründung mitt¬ 
lerweile vorliegt, einen „gerichtlichen 
Sieg über geheimdienstliche Verleum¬ 
dungen und Willkür sowie über anti¬ 
demokratische Denk-, Interpretations¬ 


und Handlungsmuster eines staatlichen 
Sicherheitsorgans“. Der Richterspruch 
sei „eine erfreulich klare Entscheidung 
zugunsten der Meinungs-, Presse- und 
Berufsfreiheit und der informationei¬ 
len Selbstbestimmung“. „Tatsächlich 
liest sich die Urteilsbegründung wie 
Nachhilfe-Unterricht für das Bundes¬ 
amt für Verfassungsschutz: gerichtliche 
Nachhilfe in Sachen Demokratie, Bür¬ 
gerrechte, Verfassung und Rechtsstaat“, 
erklärte Gössner. 

Mit seiner Entscheidung hatte das 
OVG, wie schon das Verwaltungsge¬ 
richt in erster Instanz, dem beklagten 
„Verfassungsschutz“ einen dauerhaf¬ 


ten, schweren Verstoß gegen den Ver¬ 
fassungsgrundsatz der Verhältnismäßig¬ 
keit und gegen essentielle Grundrech¬ 
te des Klägers bescheinigt. Aufgrund 
der „jahrzehntelangen, gezielt auf seine 
Person bezogenen Informationssamm¬ 
lung, -auswertung und -Speicherung in 
Form einer Personenakte und der damit 
verbundenen Grundrechtseingriffe“, so 
das OVG, stehe dem Kläger ein „Reha¬ 
bilitationsinteresse“ zu. 

Dass der Geheimdienst dies nicht ak¬ 
zeptiert, mag nicht sonderlich verwun¬ 
dern, zeigt jedoch, wie er mit demokra¬ 
tischen Urteilssprüchen umzugehen ge¬ 
denkt. Markus Bernhardt 


Entscheidung vertagt Razzien gegen Eheleute 

Streit zwischen CSU und CDU: Merkel pocht auf Richtlinienkompetenz Polizei geht gegen Scheinehen vor 


Die Führung der CSU drängt. Man will 
nicht nur die eigenen Vorstellungen in 
der Asylpolitik - möglichst im gesam¬ 
ten Bundesgebiet - durchsetzen, son¬ 
dern nun auch Asylbewerber an den 
Grenzen abweisen, wenn diese bereits 
in anderen EU-Staaten registriert sind. 
Bundesinnenminister Horst Seehofer 
(CSU) drohte Kanzlerin Merkel in der 
vorigen Woche in diesem Zusammen¬ 
hang gar mit einem Alleingang. Sicher, 
das geschieht auch mit Blick auf die 
bayerischen Landtagswahlen. 

CSU und CDU sind sich eigentlich ei¬ 
nig: Man will weniger Flüchtlinge auf¬ 
nehmen. Nicht einig ist man sich über 
das Vorgehen. Die CSU setzt in diesem 
Zusammenhang auf die nationalistische 
und rechtspopulistische Karte. Was deut¬ 
sches und europäisches Recht dazu sa¬ 
gen, interessiert nicht. Die Bundeskanz¬ 
lerin lehnt dagegen einen nationalen 
Alleingang ab, beharrt auf einer Lösung 
auf EU-Ebene. Bestehende EU-Rege- 
lungen dürften nicht verletzt werden. Sie 
braucht für eine Dublin-Reform und ein 
einheitliches EU-Asylsystem nicht nur 
eine Übereinkunft mit den osteuropäi¬ 
schen Staaten, die keine Flüchtlinge auf¬ 
nehmen wollen. Auch mit Ländern mit 


EU-Außengrenzen wie Italien und Grie¬ 
chenland müssen Gespräche geführt und 
Abkommen geschlossen werden. Dafür 
erhält sie Rückenwind von der Europä¬ 
ischen Kommission. 

Es geht also um mehr. Um die Aus¬ 
richtung der Regierungspolitik und da¬ 
mit auch um Merkel. Darauf verweisen 
auch die Äußerungen Seehofers über 
die Kanzlerin. Der Bundesinnenmi¬ 
nister beeilte sich am 17. Juni in einem 
Interview mit „Bild am Sonntag“ zu 
dementieren, dass er mit Merkel nicht 
mehr Zusammenarbeiten könne. Zu¬ 
dem habe niemand in der CSU Interes¬ 
se „die Kanzlerin zu stürzen, die CDU/ 
CSU-Fraktionsgemeinschaft aufzulö¬ 
sen oder die Koalition zu sprengen“. 
Glaubwürdig ist das nicht. 

Am Montag dieser Woche tagte in 
München der CSU-Vorstand, in Ber¬ 
lin der der CDU. Man beriet über den 
Konflikt, beschloss eine vorläufige Über¬ 
einkunft. In den kommenden 14 Tagen 
sollen vorerst nur jene Menschen an der 
Grenze abgewiesen werden, gegen die 
nach deutschem Recht ein Wiedereinrei¬ 
severbot oder ein Aufenthaltsverbot ver¬ 
hängt wurde. Merkel erhält in diesen 14 
Tagen Zeit, nach einer Lösung im Rah¬ 


men der EU zu suchen. Sie machte aber 
gleich klar, dass sie auch ab dem 1. Juli 
„keinen Automatismus“ zulassen werde. 
Auch dann nicht, wenn es bis dahin zu 
keiner Einigung auf EU-Ebene kommt. 
Absprachen mit betroffenen EU-Part- 
nern blieben nötig. Während Merkel auf 
ihrer Pressekonferenz in Berlin zudem 
auf ihre „Richtlinienkompetenz“ - d.h. 
darauf verwies, dass sie laut Artikel 65 
Grundgesetz die letzte Entscheidung 
zu fällen habe, wenn man sich im Kabi¬ 
nett über eine wichtige politische Frage 
nicht einigen kann - kündigte Seehofer 
in München vorsorglich an, Zurückwei¬ 
sungen von Asylbewerbern, die bereits 
in anderen EU-Staaten registriert sind, 
an den Grenzen vorzubereiten sowie 
eine noch härtere Linie in der Flücht¬ 
lingspolitik. Der Krach könnte nach dem 
1. Juli erst so richtig eskalieren. 

Söder hatte am Morgen vor der 
Zusammenkunft des CSU-Vorstands 
übrigens auch erklärt: „Wir als CSU 
stehen, wir sind geschlossen, wir sind 
entschlossen. Wir sind überzeugt da¬ 
von, dass es eine wichtige Aufgabe ist, 
eine Asylwende in Deutschland einzu¬ 
leiten.“ Söder agiere, so ein CDU-Vor¬ 
ständler laut „süddeutsche.de“ inzwi¬ 
schen strammer als die AfD. 

Vom Koalitionspartner SPD hör¬ 
te man in den letzten Tagen dagegen 
wenig. Andrea Nahles appellierte am 
Montag vorsichtig an die Unionspartei¬ 
en, gemeinsam in der Großen Koaliti¬ 
on zu beraten, zu entscheiden und Be¬ 
schlüsse zu fassen, die sachlich begrün¬ 
det, verhältnismäßig und zweckdienlich 
seien. Sie forderte die Einberufung ei¬ 
nes Koalitionsgipfels und betonte, eine 
Kompromisslösung im Unionsstreit 
oder ein Durchsetzen Seehofers kön¬ 
ne von der SPD blockiert werden. 

Deutliche Kritik an der CSU kam 
dagegen von den Grünen und der 
Linkspartei. Nina Hager 


„Drum prüfe, wer sich ewig bindet“, wie 
Friedrich Schiller im „Lied der Glocke“ 
riet, nicht nur, „ob sich das Herz zum 
Herzen findet“, sondern, ob die Ehe ei¬ 
nem Grund entspringt, der nicht nur 
die Seele, sondern die freiheitliche de¬ 
mokratische Grundordnung ins Ver¬ 
derben stürzt. 

Die Rede ist von bandenmäßig or¬ 
ganisierten Scheinehen. In der ver¬ 
gangenen Woche führte die Polizei in 
27 Orten in Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Nordrhein-Westfalen, Baden-Würt¬ 
temberg und Hessen Razzien durch. 
Schwerpunkte waren das sächsische Ei¬ 
lenburg und Hettstedt in Sachsen-An¬ 
halt. 34 Personen, darunter drei Haupt¬ 
verdächtige aus Indien und Pakistan, 
werden beschuldigt, auf Zypern Ehen 
zwischen osteuropäischen Frauen und 
Männern aus Indien und Pakistan ver¬ 
mittelt zu haben, für die in Dänemark 
Heiratsurkunden, Meldebescheinigun¬ 
gen und Arbeitserlaubnisse beschafft 
wurden. Damit sei den Getrauten ein 
Aufenthalt in Deutschland ermöglicht 
worden, wogegen die Staatsanwalt¬ 
schaft Leipzig seit 2017 ermittelte. So 
berichteten der „Focus“, die „Säch¬ 
sische Zeitung“ oder die „Leipziger 
Volkszeitung“ (LVZ). 

Auch in Norddeutschland und Dä¬ 
nemark sind zwölf Häuser durchsucht 
worden, um gegen fünf Menschen zu 
ermitteln, denen vorgeworfen wird bis 
zu 1000 Scheinehen über das Nachbar¬ 
land vermittelt zu haben. Und wen das 
noch nicht gruselt, der sei daran erin¬ 
nert, dass erst im Mai in Berlin zwei Vi¬ 
etnamesen und eine Frau aus Deutsch¬ 
land verhaftet wurden, weil sie das il¬ 
legale Heiratsgeschäft bandenmäßig 
betrieben haben sollen. Von vermeintli¬ 
chen Schleusern, gegen die u. a. im Mai 
in Norddeutschland in einer Razzia mit 
800 Beamten vorgegangen worden ist, 
sei dabei noch nicht gesprochen. 


Mit solchen Formen von Kriminali¬ 
tät ist es wie zur Zeit der Kontinental¬ 
sperre unter Napoleon oder der Prohi¬ 
bition in den USA: Wo die Bewegung 
von Menschen und Waren durch Geset¬ 
ze unterbrochen wird, entsteht das Ge¬ 
schäft mit deren Unterwanderung. Auch 
EU und Bundesregierung erweisen sich 
dabei als verlässliche Partner: Denn je 
höher die Hürden einer legale Einreise 
sind, desto höher steigen Nachfrage und 
Preis für eine illegale. Und man braucht 
kein Politikökonom zu sein, um nach¬ 
zuvollziehen, warum gerade sozial Be¬ 
nachteiligte, wie Arbeitslose oder Men¬ 
schen aus Osteuropa, sich für 3 000 bis 
10 000 Euro als Partner von Scheinehen 
zur Verfügung stellen. 

Dem öffentlichen Entsetzen zum 
Trotz: Dem Staat kommt das gerade 
recht. Es ist offensichtlich, wie durch 
Großrazzien Hysterie und Angst ge¬ 
schürt werden, um ein Klima zu schaf¬ 
fen, in dem die Verschärfung von Poli¬ 
zeigesetzen ohne Widerspruch vollzo¬ 
gen werden kann. Die Botschaft lautet: 
Gegen den „Raum der Angst“, wie die 
Polizeigewerkschaft laut LVZ den 
Leipziger Hauptbahnhof bezeichnet - 
wegen der dortigen Drogenkriminali¬ 
tät -, helfen nur Maschinengewehre, 
öffentliche Überwachung und die voll¬ 
ständige Durchleuchtung der Bürger. 

Verhältnismäßig ist das nicht: Fast 
regelmäßig erschießen Polizisten mitt¬ 
lerweile Menschen, wie im April in Ful¬ 
da oder im Juni in Bremen, oder von 
Naziterrorgruppen, die den Schutz 
staatlicher Behörden genießen. Nur 
der deutsche Michel, der seine acht bis 
zehn Stunden in der Woche für Min¬ 
destlohn schuftet, soll sein Mütchen da¬ 
ran kühlen, dass hier kein Syrer oder 
Eritreer illegal leben darf, mit oder 
ohne Trauschein. Bedroht wird er mehr 
durch Lohndumping und Leiharbeit als 
durch 1 000 Scheinehen. Roman Stelzig 


Aus der Stellungnahme der DKP-Vorsitzenden 

Regierungskrise? 

Im Streit der Unionsparteien ist der große Knall ausgeblieben. (...) 

Beide Linien sind reaktionär, weil sie auf die eine oder andere Seite einen 
rechtlosen Zustand (also Willkür) befördern und eine Erpressung anderer 
EU-Länder sind. Nichts von beiden ist hingegen mehr oder weniger 
human für die Geflüchteten. Menschlich wäre es, wenn die EU ihre 
Sanktionen gegen Syrien aussetzt, Wiederaufbauhilfe leistet, Druck auf 
die NATO-Partner erzeugt, aus dem Nahen Osten abzuziehen, und die 
Auslandseinsätze der Bundesrepublik beendet. 

Wir schlagen als Kommunistische Partei unseres Landes eine Alternative 
vor: Die Forderung der Friedensbewegung „Abrüsten statt Aufrüsten“ 
muss zu einer mehr und mehr Menschen erfassenden Losung werden. 
Damit kann die soziale und politische Offensive der reaktionärsten Teile 
des deutschen Großkapitals und seiner politischen Hilfstruppen gestoppt 
werden. 
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Vom Schurkenstaat zum Goldgräbertraum? 

Entschärfung des Korea-Konflikts lässt auf Milliardenprofite hoffen 



US-amerikanische Vorstellung von Sicherheit: Die „Ronald Reagan“, die laut 
Angaben der USA die „Sicherheit und Stabilität im indo-asiatisch-pazifischen 
Region unterstützt“, läuft im Hafen von Busan (Südkorea) ein. 


ie Tinte unter dem Abkommen, 
welches Donald Trump und der 
nun zum „Chairman Kim“ ge¬ 
wandelte „Rocket-Man“ Kim Jong-un 
bei ihrem spektakulären Treffen in Sin¬ 
gapur am 12. Juni 2018 Unterzeichne¬ 
ten, war noch nicht trocken, da schos¬ 
sen schon die Spekulationen ins Kraut, 
was den US-Präsident wohl zu dieser 
Kehrtwende in seiner Korea-Politik 
bewogen haben könnte. 

Immerhin waren die Koreani¬ 
sche Demokratische Volksrepublik 
(KDVR) und insbesondere ihr Füh¬ 
rungsclan seit beinahe 70 Jahren der 
Inbegriff des politischen Outlaws, Teil 
von George W. Bushs „Achse des Bö¬ 
sen“, unwürdig auch nur eines Mini¬ 
mums an diplomatischem Anstand. 
Die Korea-Politik hatte im Macht¬ 
kalkül des US-Imperiums immer eine 
besondere Rolle gespielt. Der Korea- 
Krieg ermöglichte die erste große Mo¬ 
bilmachung der US-Kriegsmaschine 
nach 1945, die emotional-psycholo¬ 
gische Zurichtung des „Westens“ auf 
einen Krieg jenseits aller Regeln, auf 
ein bedingungsloses „Wer - Wen?“, bei 
dem nur der Sieg zählte. Gleichgültig 
wie hoch die Zahl der Opfer auch im¬ 
mer sein mochte. 

Das unablässige Bombardement 
koreanischer Städte, Dörfer, Infra¬ 
struktureinrichtungen, Brücken, Ka¬ 
näle und allem, was auch nur irgend¬ 
wie ein Ziel für das Strategie Air Com- 
mand (SAC) darstellen konnte, ließ 
buchstäblich keinen Stein auf dem 
anderen. Pjöngjang war zu über 95 
Prozent zerstört. Der von SAC-Chef 
Curtis LeMay organisierte Vernich¬ 
tungskrieg kostete mehr als drei Milli¬ 
onen Menschen das Leben. Der Fünf- 
Sterne-General Douglas MacArthur 
forderte den Einsatz der Atombombe. 
Während des Kalten Krieges, insbe¬ 
sondere auch, nachdem Mao Zedong 
Anfang der 1970er Jahre die Seiten 


gewechselt hatte, war der „Schurken¬ 
staat Nordkorea“ sehr beliebt, wenn 
es darum ging, die enorme Präsenz 
der US-Truppen in Ost- und Südost¬ 
asien, an der Ostflanke zur VR China 
und zur Sowjetunion, später Russland, 
zu begründen. Dieses PR-Muster ver¬ 
stärkte sich noch nach dem Untergang 
der Sowjetunion 1991 und nahm den 
Charakter unmittelbarer Kriegsvor¬ 
bereitungen an, nachdem die KDVR 
nicht nur waffenfähiges Material und 
miniaturisierte Sprengsätze, sondern 
auch weitreichende Trägermittel ent¬ 
wickelt hatte, mit denen das US-Kern- 
land erreicht werden konnte. Das US- 
Imperium darf die ganze Welt und 
selbstverständlich auch die KDVR mit 
seinen 7 000 Atombomben bedrohen, 
der „Schurkenstaat Nordkorea“ darf 
ebenso selbstverständlich nicht den 


Versuch unternehmen mit einer Hand¬ 
voll Bomben dagegen zu halten. 

Diese Grundlinie US-amerikani¬ 
scher Ostasienpolitik besteht auch 
nach Singapur in der Forderung nach 
„sofortiger, vollständiger, überprüfba¬ 
rer und irreversibler“ atomarer Ab¬ 
rüstung fort. Allerdings macht schon 
die nackte Existenz des Treffens Kim- 
Trump deutlich, dass sich mit Singa¬ 
pur eine erhebliche Modifikation, um 
nicht zu sagen ein gewaltiger Schwenk, 
in der US-Politik andeutet. 

Immerhin hat der US-Präsident 
auch die Unterstützung beziehungs¬ 
weise. Bekräftigung der „Panmunjom- 
Erklärung“ vom 27. April 2018 zwi¬ 
schen Kim Jong-un und ROK-Präsi- 
dent Moon Jae-in unterschrieben. Die 
Erklärung fordert in Punkt 3.4: „Süd- 
und Nordkorea bestätigen das allge¬ 


meine Ziel, durch eine vollständige 
Denuklearisierung eine nuklear-freie 
koreanische Halbinsel zu realisieren.“ 
Beide Seiten suchen dafür die „Unter¬ 
stützung und die Kooperation der in¬ 
ternationalen Gemeinschaft“, im Klar¬ 
text, das Okay der USA. Das wäre nun 
mit Singapur tatsächlich gegeben. Und 
damit rückt die Realisierung einer alte 
Forderung der antiimperialistischen 
und Friedenskräfte näher. 

Korea hat in der Tat mehr zu bie¬ 
ten, als nur ein Aufmarschgebiet im¬ 
perialer Streitmächte zu sein. Mit der 
infrastrukturellen Erschließung des 
eurasischen Kontinents rückt auch 
die verkehrsmäßige und industrielle 
Anbindung der koreanischen Halbin¬ 
sel in den Fokus (Panmunjom, Punkt 
1.6.). Russland hat sein altes Angebot 
erneuert die Transsibirische Eisenbahn 
zu modernisieren und die Trasse bis 
Pjöngjang oder besser bis Seoul zu ver¬ 
längern. Auch für China ist die physi¬ 
sche Anbindung der 1,5-Billionen-Dol- 
lar-Ökonomie Südkoreas an das gigan¬ 
tische Seidenstraßenprojekt, natürlich 
essentiell. Verschiedene Verkehrskor¬ 
ridore sollen den gesamten Großkon¬ 
tinent und große Teile Afrikas, von 
Seoul bis Rotterdam verbinden. Auch 
die Shanghai Cooperation Organiza¬ 
tion (SCO) hatte sich daher seit lan¬ 
gem für die Denuklearisierung der ge¬ 
samten Halbinsel stark gemacht. Dazu 
müsste allerdings auch mit den gigan¬ 
tischen US-„Kriegsspielen“ (Trump), 
bei denen regelmäßig die Eroberung 
der KDVR geprobt wird (Panmun¬ 
jom, Punkt 2.1.-3.), ja mit dem US-Be- 
satzerregime in Südkorea Schluss sein. 
Ohne Abzug der US-Boys and -Girls 
keine Denuklearisierung der korea¬ 
nischen Halbinsel. Nicht ohne Grund 
schreien die schießwütigen US-Neo- 
cons in trauter Eintracht mit den „li¬ 
beralen“ Menschenrechtsinterventio¬ 
nisten Mord und Brand. 


Zwar wurden in der KDVR bislang 
keine nennenswerten Öl- und Gasvor¬ 
räte entdeckt, ein Umstand, der sie 
möglicherweise vor einer US-Befrei- 
ungsaktion bewahrt hat, aber es gibt 
Mineralien. Mehr als 200 Sorten inklu¬ 
sive der weltweit größten Lagerstätte 
für die begehrten Seltenen Erden in 
Jongju. Der Gesamtwert der nordko¬ 
reanischen Mineralien wird auf bis zu 
10 Billionen US-Dollar geschätzt. Un¬ 
ter dem Sanktionsregime ist die Aus¬ 
beutung dieser Mineralien fast zum 
Erliegen gekommen. Dies dürfte aber 
beim Rohstoffhunger der chinesischen/ 
asiatischen Ökonomien kein Dauerzu¬ 
stand bleiben. Erst recht nicht, nach¬ 
dem Kim sich zur Denuklearisierung 
bekannt hat. Panmunjom zeigt deutlich 
wohin die Reise geht. Eine Zusammen¬ 
arbeit der beiden Koreas mit dem Ziel 
der Wiedervereinigung könnte auf der 
einen Seite das finanzielle und ökono¬ 
mische Potential sowie das Know-how 
des Südens mit dem Rohstoffreichtum 
und der qualifizierten und billigen 
Arbeitskraft des Nordens vereinigen. 
Stoff, aus dem Dollar-satte Profitträu¬ 
me sind. 

Donald Trump hat den Handels¬ 
krieg mit Europa und nun auch mit 
Peking eröffnet. Die Priorisierung 
von Partialinteressen, „America first“, 
lässt auch das Korea-Problem für ei¬ 
nige Nüchterne in Washington in neu¬ 
em Licht erscheinen. Wenn hier viel zu 
verdienen ist - warum nicht wir? Ob 
und in welcher Form so etwas möglich 
sein kann ist eine andere Frage. Der 
mit Singapur eingeleitete Prozess ist 
fragil, steht unter massivem Beschuss 
und kann von den Falken relativ leicht 
zum Scheitern gebracht werden. Die 
von den SCO-Staaten im Angesicht 
der imperialen Sanktions-, Zoll- und 
Kriegspolitik vorangetriebene eurasi- 
sche Integrationspolitik wird ihn aller¬ 
dings nicht aufhalten. Klaus Wagener 


Bomben auf Lebensader Geplatzte Träume 

Saudi-Arabien greift Haupthafen des Jemen an YPG zieht aus Manbidsch ab 



Abzug aus Manbidsch - die YPG soll durch „lokale Kräfte“ ersetzt werden. 


Der Krieg Saudi-Arabiens gegen den 
Jemen - das ist die derzeit größte hu¬ 
manitäre Katastrophe der Welt. 22 Mil¬ 
lionen Menschen benötigen Unterstüt¬ 
zung, 8 Millionen sind permanent von 
Hunger bedroht und 50 000 starben 
im letzten Jahr an Cholera oder damit 
verbundenen Krankheiten. Millionen 
mussten fliehen, die Infrastruktur ist 
zerstört. Mit dem Angriff der Militär¬ 
koalition von Saudi-Arabien auf die 
Hafenstadt Hodeidah am Roten Meer 
verschlimmert sich die Situation noch. 

600 000 Menschen leben in Ho¬ 
deidah, doch wegen der Kämpfe und 
Luftangriffe sind die Straßen vieler¬ 
orts leer, zehntausende sind geflohen. 
Auch Hilfsorganisationen müssen ihre 
Arbeit reduzieren oder einstellen. 

Dabei ist der Hafen von Hodeidah 
lebenswichtig für Millionen Menschen, 
die das Embargo Saudi-Arabiens zu 
Lande, zu Wasser und in der Luft sonst 
von jeglichen Hilfslieferungen ab¬ 
schneidet. 80 Prozent der Importe er¬ 
reichen bisher das Land über diesen 
Hafen, darunter der größte Teil der 
Hilfslieferungen. 

Damit macht Saudi-Arabien Milli¬ 
onen Menschen zu Geiseln im Kampf 
gegen die Ansar Allah. Für den sau¬ 
dischen Kronprinzen Mohammed bin 
Salman, zugleich Kriegsminister, Ar¬ 
chitekt des Krieges gegen den Jemen 
und angeblicher Reformer, scheint 
das die angemessene Antwort auf die 
Unterstützung, die die Ansar Allah im 
Jemen genießt. Immer wieder protes¬ 
tieren Hunderttausende in der Haupt¬ 
stadt Sanaa gegen die Angriffe der sau¬ 
dischen Koalition. 

Der Krieg fördert offensichtlich den 
Waffenhandel. Die USA und europäi¬ 
sche Länder sind die größten Waffen¬ 
lieferanten für Saudi-Arabien, sie lie¬ 
ferten dem Land weit mehr als 90 Pro¬ 


zent aller importieren Waffen. Allein 
Großbritannien hat seit 2015 Waffen 
im Wert von ungefähr 6 Milliarden 
Dollar geliefert. 

Dies geschieht im Namen von 
„Stabilität und wirtschaftlichem Fort¬ 
schritt“. Unter diesem Motto hat schon 
2016 das US-Außenministerium eine 
Waffenlieferung von mehr als 100 
Panzern an Saudi-Arabien befürwor¬ 
tet. Damals war der Krieg in seinem 
zweiten Jahr. 

Die USA haben es nicht bei Waf¬ 
fenlieferungen belassen. Im Dezem¬ 
ber 2017 wurde bekannt, dass die USA 
auch Spezialeinheiten im Jemen einset- 
zen. 

Im Namen von Stabilität und Fort¬ 
schritt wurde von den USA und Groß¬ 
britannien auch ein Aufruf zur Waffen¬ 
ruhe abgelehnt. Schweden wollte eine 
entsprechende Resolution im UN-Si- 
cherheitsrat einbringen, doch die Ein¬ 
wände der USA und Großbritanniens 
ließen das gar nicht erst zu. 

Damit wurde Saudi-Arabien be¬ 
stätigt, das den Angriff auf Hodeidah 
begonnen hatte, bevor der Sonderge¬ 
sandte der UN für den Jemen, Martin 
Griffiths, Verhandlungen mit der Ansar 
Allah über einen Abzug führen konn¬ 
te. Die Stadt und die Hilfslieferungen 
hätten nach seinen Vorstellungen von 
den UN übernommen werden sollen. 

Vertreter von Katar - einem ehema¬ 
ligen Verbündeten und jetzigen Gegner 
von Saudi-Arabien - erklärten nun zu 
Recht, Saudi-Arabien versuche mit 
seinem Vorgehen im Jemen mehr Län¬ 
der in den Konflikt gegen den Iran zu 
ziehen. Die aggressive Politik des US- 
Präsidenten gegen den Iran bestärkt 
Saudi-Arabien in seinem Krieg gegen 
den Jemen. Ein Ende der humanitären 
Katastrophe ist vorerst nicht in Sicht. 

Manfred Ziegler 


Am 12. August 2016 hatten die „De¬ 
mokratischen Kräfte Syriens“ (SDF), 
das heißt die kurdischen YPG und ihre 
arabischen Unterstützer, mit Hilfe der 
US-Luftwaffe und US-Spezialeinheiten 
den IS aus der Stadt Manbidsch vertrie¬ 
ben. Jetzt räumen die letzten Einheiten 
der YPG Manbidsch, nachdem die USA 
und die Türkei eine Vereinbarung ge¬ 
troffen haben. 

Manbidsch liegt westlich vom Eu¬ 
phrat und die Türkei - die selbst in 
Syrien interveniert - war nicht bereit, 
kurdische Einheiten westlich vom Eu¬ 
phrat zu dulden. Die USA hatten 2016 
schon vor Beginn der Offensive um 
Manbidsch auf eine Einigung mit der 
Türkei gehofft, die Verhandlungen ver¬ 
liefen damals jedoch ergebnislos. 

Spätestens mit der Eroberung von 
Afrin durch die Türkei im März wur¬ 
de der Konflikt um Manbidsch wieder 
akut. Würde es keine Einigung mit den 
USA geben, drohte der türkische Au¬ 
ßenminister, würde die Türkei einseiti¬ 
ge Maßnahmen ergreifen, um die YPG 
aus dem Norden Syriens zu vertreiben. 
Die USA reagierten mit der Stationie¬ 
rung von mehren hundert Soldaten in 
Manbidsch. Doch die Verhandlungen 
zwischen der Türkei und den USA 
dauerten an und führten schließlich 
zu einem Ergebnis. US-Außenminister 
Mike Pompeo und sein türkischer Kol¬ 
lege Mevlüt Cavusoglu einigten sich in 
Washington auf einen Fahrplan zum 
Rückzug der YPG und die Einrichtung 
eines neuen Sicherheitskonzepts „nach 
dem IS“. 

Die kurdische Führung des loka¬ 
len Militärrats von Manbidsch würde 
durch „lokale Kräfte“ ersetzt. „Man¬ 
bidsch wird nicht durch die USA oder 
die Türkei übernommen“, erklärte ein 
Sprecher des US-Außenministeriums. 
„Die Bevölkerung von Manbidsch soll 


selbst ihre Regierung festlegen.“ Die 
„lokalen Kräfte“ müssen allerdings so¬ 
wohl den USA wie der Türkei Zusagen, 
zitierte die „Washington Post“ Beamte 
im Außenministerium. 

Ilham Ahmed, stellvertretende Vor¬ 
sitzende des politischen Arms der SDF, 
beschwerte sich. „Als wichtiger Partner 
im Kampf gegen den IS verdienen wir 
es, an jeder Vereinbarung beteiligt zu 
werden, in der es um Gebiete unter un¬ 
serer Kontrolle geht.“ Und weiter: „Was 
für eine Partnerschaft wäre es, wenn die 
USA die Partei für die Invasoren ergrei¬ 
fen würde ... 

Die Einigung zwischen der Türkei 
und den USA lässt manche Träume der 
kurdischen Politiker platzen. Bei allen 
Konflikten zwischen der Türkei und den 
USA - die weit über das Thema Nord¬ 
syrien hinausgehen - ist der NATO- 
Partner Türkei für die USA doch wich¬ 
tiger als die YPG. 


Mit der Ernüchterung über das 
Bündnis mit den USA scheint sich zu¬ 
mindest bei Teilen der SDF eine grö¬ 
ßere Gesprächsbereitschaft gegenüber 
der syrischen Regierung abzuzeichnen. 
Umgekehrt gab es auch von Seiten der 
Regierung Gesprächsangebote. Letztes 
Jahr erklärte der syrische Außenminis¬ 
ter, eine Selbstverwaltung der kurdi¬ 
schen Gebiete sei verhandelbar. Und 
erst unlängst besuchte eine Delegation 
einer syrischen Oppositionspartei Qua- 
mishli, das zum großen Teil unter kurdi¬ 
scher Kontrolle steht, um einen Dialog 
zu starten. 

Eine Einigung der SDF mit der sy¬ 
rischen Regierung wäre eine angemes¬ 
sene Antwort auf die Aufteilung Nord¬ 
syriens zwischen der Türkei und USA. 
Doch bauen die YPG vermutlich wei¬ 
terhin auf eine Zusammenarbeit mit 
den USA. 

Manfred Ziegler 
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Steiniger Weg zum Frieden 

Mit Duque droht in Kolumbien die Wiederholung der Vergangenheit 



Präsident Santos und FARC-Kommandant Timochenko bei der Unterzeichnung 
des Friedensvertrages. Für den künftigen Präsidenten steht das Abkommen nun 
in Frage. 


D ie Stichwahl um die Präsident¬ 
schaft in Kolumbien hat den er¬ 
warteten Sieg des extrem rechts¬ 
gerichteten Kandidaten Ivan Duque 
gebracht; er erhielt mit 10,37 Millio¬ 
nen Stimmen 54,0 Prozent. Sein gemä¬ 
ßigt linker Kontrahent Gustavo Petro 
bekam 41,8 Prozent; 4,2 Prozent ent¬ 
schieden sich für Enthaltung. Mit Mar- 
ta Ramirez wird erstmals in der fast 
zweihundertj ährigen republikanischen 
Geschichte des Landes eine Frau Vize¬ 
präsidentin. Die Wahlbeteiligung war 
gegenüber der ersten Runde vor drei 
Wochen leicht auf 53,0 Prozent gefallen. 

Gustavo Petro, der im Senat die Op¬ 
position anführen wird, zeigte sich an¬ 
gesichts eines Rekordergebnisses für 
die Linke des Landes zufrieden: „Eine 
Niederlage? Mehr als acht Millionen 
Stimmen; ich fühle mich nicht besiegt. 
Für den Moment stellen wir nur nicht 
die Regierung.“ 

Der Kandidat von „Colombia Hu¬ 
mana“ gewann zwar nicht, hat aber der 
Linken Kolumbiens ein historisch gu¬ 
tes Ergebnis gebracht, auf dem sich in 
den nächsten Jahren aufbauen lassen 
wird. Das ewig wiederholte Modell in 
Kolumbien, dass zwei rechte Bewerber 
in die Stichwahl kommen oder schon in 
der ersten Runde die Rechte siegt, wie 
2006, ist überwunden. Wahrscheinlich 
ist, dass der Drittplatzierte der ersten 
Runde, der Mitte-linke Nelson Fajardo, 
eine Stichwahl gewonnen hätte, da er 
mit der kompletten Unterstützung der 
Wählerschaft Petros rechnen konnte, 
während er diesem umgekehrt einen 
Wahlaufruf verweigert hatte. Somit ist 
Petros zweiter Platz in der ersten Runde 
für die Friedenskräfte in gewisserWeise 
zum Pyrrhussieg geworden - was Petro 
das Recht auf einen eigenen Kampf um 


Die Regierung Nicaraguas und die 
oppositionelle Koalition des Unter- 
nehmer-Dachverbandes COSEP so¬ 
wie studentischer, ethnischer, agrari¬ 
scher und religiöser Interessengrup¬ 
pen haben in der zweiten Juniwoche 
Vereinbarungen zur Lösung der zwei 
Monate andauernden innenpoliti¬ 
schen Konfrontation getroffen. Dem¬ 
nach sollen sich die Menschenrechts¬ 
und eine Untersuchungskommission 
der Organisation der Amerikanischen 
Staaten (OAS) sowie der Hochkom¬ 
missar für Menschenrechte der Ver¬ 
einten Nationen und die Europäi¬ 
sche Union direkt in Nicaragua an 
einer Konfliktlösung beteiligen. Da¬ 
mit machte die Regierung der Fren- 
te Sandinista de Liberaciön Nacional 
(FSLN, Sandinistische Nationale Be¬ 
freiungsfront) trotz ihres Prinzips der 
staatlichen Souveränität bei innen¬ 
politischen Fragen bedeutende Zu¬ 
geständnisse. 

Die Beeinflussbarkeit von OAS 
und UN durch die agressive Politik 
der imperialistischen Mächte lässt Be¬ 
fürchtungen aufkommen, wie die Er¬ 
gebnisse ihrer Beteiligung aussehen 
werden. Aber die Zerstörungs- und 
Mordlust oppositioneller Kräfte in Ni¬ 
caragua mit umfassender Unterstüt¬ 
zung durch die üblichen Kreise in den 
USA drohen die Produktion und In¬ 
frastruktur um Jahrzehnte zurückzu¬ 
werfen. Um das zu verhindern, ist die 
Beendigung der Straßenblockaden 
eine unabdingbare Voraussetzung. 

Die oppositionelle Koalition hat 
dem im „Nationalen Dialog“ äußerst 
widerwillig zugestimmt, allerdings 
ohne Datum. Die Blockaden sind das 
Hauptinstrument der oppositionellen 
Koalition, um Versorgungskrisen in 
allen Bereichen auszulösen, das Land 
unregierbar zu machen und die Regie¬ 
rung zu stürzen. Auf den Landstraßen 


den Sieg natürlich nicht nimmt. Aber 
auch nicht Fajardo die Verantwortung, 
„seine“ 23,7 Prozent unorientiert gelas¬ 
sen zu haben, obwohl auch er inhaltlich 
für eine Fortsetzung des Friedenspro¬ 
zesses eingetreten war. Nun hat er ei¬ 
nem rechtsextremen Partei- und Mei¬ 
nungsgänger von Ex-Präsident Älvaro 
Uribe den Sieg überlassen, denn nicht 
wenige seiner Unterstützer haben tat¬ 
sächlich weiße Stimmzettel abgegeben. 

Petro wurde mit seinem Ergebnis 
aber nicht nur Opfer innerlinker Zer¬ 
würfnisse (Fajardo hatte Petro unter an¬ 
derem eine schlechte Amtsführung als 
Bürgermeister Bogotas vorgeworfen), 


hängen tausende LKW fest. Touris¬ 
ten kommen nicht mehr, an manchen 
Orten werden Treibstoffe und lebens¬ 
wichtige Waren knapp. Von den Stra¬ 
ßensperren in den Städten und auf 
dem Land gehen Brandstiftungen, 
Plünderungen und Morde aus. Krimi¬ 
nelle Banden haben in Managua ihre 
Operationsbereiche um angeblich von 
Studenten besetzte Hochschulen mit¬ 
tels Barrikaden abgesichert und ver¬ 
teidigen polizeifreie Gebiete, Drogen¬ 
händler triumphieren. 

Der nicaraguanische Zuckerun¬ 
ternehmer Michael Healy, Geschäfts¬ 
partner kolumbianischer Investoren, 
ist der Ziehvater der oppositionellen 
Studentenbewegung „19 April“, sie 
tagt in seinem Büro und Healys CO¬ 
SEP zahlt laut Radio Nueva Ya ihre 
Hotelrechnungen. Aber jedes Vor¬ 
gehen der Polizei gegen sie wird als 
Unterdrückung friedlicher Proteste 
verdammt und Präsident Ortega dä- 
monisiert. Gegen FSLN-Mitglieder 
und Behörden-Bedienstete ist eine 
Pogromstimmung entfacht worden, 
mehrere wurden bereits erschlagen 
oder erschossen, viele sind deshalb 
untergetaucht. 

Medardo Mairena ist Dirigent et¬ 
licher Straßenblockaden und beim 
„Nationalen Dialog“ Vertreter der 
„Bauernbewegung“, die von der „San- 
dinistischen Erneuerung“ (MRS) ge¬ 
gen den Kanalbau gegründet wurde. 
Monica Lopez, Tochter der MRS- 
Mitbegründerin Monica Baltodano, 
erklärte im April 2017 als Rechtsbe¬ 
raterin der „Bauernbewegung“ in der 
konservativen Tageszeitung „La Pren- 
sa“ es gebe andere Wege zum Regie¬ 
rungswechsel als Wahlen und Daniel 
Ortega stürze Nicaragua ins Chaos. 
Weil es nicht so kam, hat ihre Koaliti¬ 
on es selbst ausgelöst. 

Enrique Herrera, Managua 


sondern sah sich medialen Attacken auf 
jede Art von Veränderung im Land aus¬ 
gesetzt. Was auch immer er vorschlug - 
es wurde einer „Venezolanisierung“ 
Kolumbiens gleichgesetzt. Auch seine 
opportunistische Nichtanerkennung 
des Wahlergebnisses im Nachbarland 
half Petro nicht. Das, obwohl auf der an¬ 
deren Seite des politischen Spektrums 
die konsequentere Linke wieder einmal 
ausreichend Ratio in die Waagschale 
geworfen hatte und sich trotz dessen 
Offenbarungseids nicht von der Unter¬ 
stützung Petros abbringen ließ. Für sie 
steht die Friedensfrage für Kolumbien 
strategisch klar im Mittelpunkt. 


Mit dem Sieg von Duque bei gleich¬ 
zeitiger Parlamentsmehrheit für die 
Konservativen und Rechten ist der Frie¬ 
densvertrag mit den ehemaligen „Re¬ 
volutionären Streitkräften Kolumbiens 
(FARC) ebenso auf der Kippe wie die 
Verhandlungen mit dem ELN (Nati¬ 
onales Befreiungsheer). Folge für das 
Land kann auch eine Wiederaufnah¬ 
me des bewaffneten Widerstands ehe¬ 
maliger FARC-Guerilleros sein, deren 
gesellschaftliche Eingliederung und fi¬ 
nanzielle Rekompensation ohnehin nur 
schleppend erfolgt wurde: Nun steht 
wieder einmal deren Freiheit und physi¬ 
sche Unversehrtheit auf dem Spiel. Die 
Verantwortung dafür trägt der nun ab¬ 
gelöste Präsident Juan Manuel Santos. 

Denn wir reden mit Kolumbien von 
einem Land, in dem Santos als ehema¬ 
liger Verteidigungsminister für unzäh¬ 
lige Kriegsverbrechen verantwortlich 
ist und danach dennoch zweimal zum 
Präsidenten gewählt wurde, weil 2010 
und 2014 die aussichtsreiche Alter¬ 
native zu ihm nur die rechtsextremen 
Kandidaten Uribes waren und er in 
diesem Lichte als Verfechter des Frie¬ 
dens gelten durfte. Vielleicht fängt nun 
also das Friedensnobelpreis-Komitee in 
Oslo einmal an, über seine Vergabepra¬ 
xis nachzudenken, denn nach Barack 
Obama steht es mit der Bestimmung 
von Santos zum Friedensnobelpreis- 
Träger 2016 vor einem weiteren Scher¬ 
benhaufen, weil sich dieser wie jener nie 
einen Deut um das Vermächtnis Alfred 
Nobels gekümmert hat: „(...) an denje¬ 
nigen, der am meisten oder am besten 
auf die Verbrüderung der Völker und 
die Abschaffung oder Verminderung 
stehender Heere sowie das Abhalten 
oder die Förderung von Friedenskon¬ 
gressen hingewirkt hat.“ Günter Pohl 


Streikrecht in Gefahr 

In Belgien stehen seit dem 15. Juni 
der Vorsitzende der Gewerkschaft 
ABVV, Bruno Verlaeckt, und der 
Gewerkschafter Tom Devoght we¬ 
gen ihrer Teilnahme an einem Streik¬ 
posten auf dem Antwerpener Hafen¬ 
gelände vor Gericht. Die Staatsan¬ 
waltschaft wirft ihnen „böswillige 
Verkehrsbehinderung“ vor, dieser 
Straftatbestand kann eine Gefäng¬ 
nisstrafe von bis zu zehn Jahren 
ohne Bewährung nach sich ziehen. 
Am ersten Verhandlungstag mach¬ 
ten die Anwälte der Verteidigung 
deutlich, dass es keinen Grund für 
die strafrechtliche Verfolgung fried¬ 
licher Streikposten gäbe. Die von der 
Staatsanwaltschaft genannten Para¬ 
graphen gelten ausdrücklich nicht für 
Gewerkschaftsaktionen, eine Verur¬ 
teilung der beiden Gewerkschafter 
würde eine massive Einschränkung 
des Streikrechts sowie eine Verlet¬ 
zung der Europäischen Menschen¬ 
rechtskonvention bedeuten. 

Hunderte Unterstützer versam¬ 
melten sich zum Prozessauftakt vor 
dem Antwerpener Justizpalast, um 
ihre Solidarität für die beiden Ge¬ 
werkschafter auszudrücken und ei¬ 
nen Freispruch zu fordern. 

Das Urteil wird für den 29. Juni 
erwartet. 

Abtreibung fast legal 

Das argentinische Parlament hat 
in der vergangenen Woche nach 
23-stündiger Debatte mit 129 zu 
125 Stimmen beschlossen, Abtrei¬ 
bungen zu legalisieren. Künftig sol¬ 
len Abtreibungen bis zur 14. Woche 
legal sein, später sollen sie straffrei 
bleiben, wenn das Kind bei einer 
Vergewaltigung gezeugt wurde, das 
Kind nicht lebensfähig oder das Le¬ 
ben der Mutter in Gefahr ist. Die 
Abtreibungen sollen kostenlos in 
staatlichen Kliniken durchgeführt 
werden. Bis jetzt sind Schwanger- 
schaftsabbrüche in Argentinien nur 
nach Vergewaltigungen und bei ei¬ 
ner Gefahr für das Leben der Mut¬ 
ter erlaubt. Schätzungsweise werden 
350 000 bis 500 000 illegale Abtrei¬ 
bungen jährlich durchgeführt. 

Der Senat muss dem Gesetz 
noch zustimmen. 

Weiteres Sparprogramm 

Das griechische Parlament hat am 
Donnerstag ein weiteres umfangrei¬ 
ches Sparprogramm der Regierung 
von Alexis Tsipras gebilligt. Es sieht 
unter anderem ab dem 1. Januar 2019 
Rentenkürzungen bis zu 18 Prozent, 
Erhöhungen der Rentenbeiträge und 
die Senkung des Steuerfreibetrags ab 
1. Januar 2020 vor. Damit sollen bis 
zum Jahr 2022 abermals mehr als fünf 
Milliarden Euro eingespart werden. 

Ausschreitungen 

Bei Demonstrationen in der maze¬ 
donischen Hauptstadt Skopje ge¬ 
gen die mit Griechenland getroffe¬ 
ne Vereinbarung zur Änderung des 
Landesnamens sind am Sonntag¬ 
abend mehrere Menschen verletzt 
worden. Sieben Polizisten und min¬ 
destens drei Demonstranten muss¬ 
ten zur Behandlung ins Spital. Min¬ 
destens elf Demonstranten wurden 
verhaftet. Die Polizei setzte Tränen¬ 
gas ein, um die gewaltsamen Protes¬ 
te vor dem Parlament aufzulösen. 
Das offiziell international „Ehema¬ 
lige jugoslawische Republik Maze¬ 
donien“ (FYROM) heißende Land 
will mit der Namensänderung seinen 
Beitritt zu NATO und EU sichern. 

Basken protestieren 

Mehr als 80 000 Menschen gingen 
am Samstag in Iruna (spanisch: 
Pamplona) auf die Straße, um ge¬ 
gen vom „Audiencia Nacional“, dem 
Sondergerichtshof für Terror und 
Drogendelikte, gefällte Urteile zu 
protestieren. Wegen einer Kneipen¬ 
schlägerei vor zwei Jahren zwischen 
acht Jugendlichen aus Altsasu (spa¬ 
nisch: Alsasua) und Angehörigen 
der paramilitärischen spanischen 
Guardia Civil wurden gegen die Ju¬ 
gendlichen unverhältnismäßig hohe 
Haftstrafen zwischen zwei und 13 
Jahren verhängt. 



Gegen die britische Militärbasis 


Tausende griechische und türkische Zyprioten haben am io. Juni am „Pan- 
zypriotischen Friedensmarsch“ zur britischen Militärbasis in Akrotiri teilge¬ 
nommen. Die Demonstration wurde auf ihrer 4,5 Kilometer langen Strecke 
von zwei britischen Kampfjets begleitet und beobachtet. 

Die Demonstranten protestierten gegen Kriege und imperialistische Inter¬ 
ventionen sowie gegen den Missbrauch Zyperns als Startrampe für Aggres¬ 
sionen gegen Nachbarvölker. Die Demonstranten forderten den Abzug aller 
ausländischen Truppen aus Zypern, den Abzug der türkischen Besatzertrup¬ 
pen, die Beseitigung der britischen Militärbasis und die Auflösung der NATO. 
Vor dem mit einem Kulturprogramm begonnenen Marsch fand eine Veran¬ 
staltung statt, auf der der Präsident des zypriotischen Friedensrates, Stelios 
Sofokli, der Generalsekretär des Weltfriedensrates,Thanassis Pafilis, und der 
Generalsekretär der türkisch-zypriotischen Grundschullehrergewerkschaft 
KTOS sprachen. Beiträge kamen auch von den Vertretern des Syrischen 
Nationalen Friedensrates, des Palästinensischen Komitees für Frieden und 
Solidarität, des Friedens- und Solidaritätskomitees von Israel, des Britischen 
Friedensrates sowie vom ehemaligen jugoslawischen Außenminister Zivadin 
Jovanovic und dem Generalsekretär des Zentralkomitees der Fortschrittspar¬ 
tei des werktätigen Volkes (AKEL), Andros Kyprianou. An der Veranstaltung 
und der Demonstration nahmen auch Vertreter des portugiesischen Rates 
für Frieden und Zusammenarbeit und der Friedensbewegung in Spanien 
teil, während die Friedensbewegungen der Türkei und der Tschechischen 
Republik Botschaften der Unterstützung und Solidarität sandten. Über 160 
Schriftsteller, Künstler und Kulturschaffende hatten im Vorfeld eine Erklärung 
unterzeichnet, die die Ziele des Friedensmarsches unterstützt. 


Bedeutende 

Zugeständnisse 

Erste Ergebnisse beim „Nationalen Dialog“ 
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Kinder des Internats Nr. i in Donezk bei einer kleinen Konzertaufführung 


Mai im 
Donbass 

Ein Reisebericht aus der Donezker 
Volksrepublik • Von Renate Koppe 


D er Mai ist in der Donezker Volks¬ 
republik (DVR) eine besonde¬ 
re Zeit. Auf den 1. Mai folgen 
der Tag des Sieges, der 9. Mai, und der 
11. Mai, der Tag der Republik, in die¬ 
sem Jahr der vierte Geburtstag der 
DVR. Am 11. Mai 2014 stimmte eine 
überwältigende Mehrheit der Bevöl¬ 
kerung des ehemaligen Verwaltungs¬ 
bezirks Donezk der Ukraine für die 
Schaffung einer souveränen Volksrepu¬ 
blik. Ein großer Teil des Landes ist seit¬ 
her von ukrainischen Truppen besetzt, 
Städte und Dörfer der DVR werden 
Tag für Tag beschossen, die Zivilbevöl¬ 
kerung in den besetzten Gebieten wird 
durch Festnahmen, Konfiskationen von 
Wohnraum und Fahrzeugen durch das 
ukrainische Militär terrorisiert. 

In dem befreiten Gebiet der Do¬ 
nezker Volksrepublik ist trotz der 
seit mehr als vier Jahren anhaltenden 
Kriegssituation die Unterstützung der 
Bevölkerung deutlich zu spüren, zehn¬ 
tausende von Menschen nahmen an 
den Aktionen am 9. und am 11. Mai teil. 

Donezk wirkt mit Ausnahme der 
Außenbezirke an der Frontlinie nicht 
wie eine Stadt im Krieg. Es gibt viele 
gut gepflegte Grünanlagen, viele Men¬ 
schen sind in der Stadt unterwegs, an 
den Feiertagen finden abends Konzerte 
in Parks statt. Der öffentliche Nahver¬ 
kehr funktioniert sehr gut und ist auch 
für dortige Verhältnisse sehr preiswert. 

Ich wohne bei einem Genossen und 
einer Genossin, die ein zweijähriges 
Kind haben, in einem Hochhaus in ei¬ 
nem Außenbezirk, der nicht unmittelbar 
an der Front liegt, aber hin und wieder 
beschossen wurde. Am Nachbarhaus 
sieht man Spuren von Beschuss. Auch 
in diesem Stadtteil gibt es Grünanlagen, 
es gibt kleine Geschäfte, wo man alles 
Notwendige kaufen kann. Der Stadtteil 
(Kujbyschewskij-Bezirk) gehört zu de¬ 
nen, die ihr Trinkwasser von der Donez¬ 
ker Filterstation beziehen. Diese fällt re¬ 
gelmäßig aus, weil sie von ukrainischen 
Truppen beschossen wird. Dann kommt 
zwar noch Wasser aus der Leitung, aber 
es ist nicht mehr von Trinkwasserquali¬ 
tät. Sicherheitshalber wird deshalb das 
Wasser, ehe es zum Trinken oder Ko¬ 
chen verwendet wird, durch einen klei¬ 
nen Filter gegeben. 

Die Miete für die Dreizimmerwoh¬ 
nung beträgt 1 500 Rubel. Die Ge¬ 
nossin ist im Moment noch in Eltern¬ 
zeit, als Lehrerin mit noch wenig Be¬ 
rufserfahrung wird sie, wenn sie Ende 
des Jahres wieder anfängt zu arbeiten, 
6 000 bis 7 000 Rubel verdienen, ihr 
Mann verdient mehr, für das Kind gibt 
es Zuschüsse, bis zum dritten Lebens¬ 
jahr monatlich auch ein Lebensmittel¬ 
paket mit Gläschen und Breipulver. 
Damit ist alles gut zu finanzieren. Es 
wird aber deutlich, dass Bezieher von 
Mindestrenten von derzeit 2 904 Rubel 
auf Hilfe auch bei Lebensmitteln an¬ 


gewiesen sind, was auch offiziell nicht 
bestritten wird. Probleme gibt es auch 
mit Medikamenten. In Krankenhäu¬ 
sern sind sie kostenlos, in der Apothe¬ 
ke müssen sie aber bezahlt werden. Für 
das angestrebte kostenlose Gesund¬ 
heitswesen fehlen die Mittel. Wegen 
der vielen zerstörten Häuser fehlt es 
auch an Wohnraum. 

In Donezk besuchen wir ein Kin¬ 
derheim mit angeschlossener Schule 
in Donezk, was dort Internat genannt 
wird. Über viele soziale Einrichtun¬ 
gen, Kindergärten und Schulen in der 
DVR haben gesellschaftliche Organi¬ 
sationen, Behörden oder Truppenteile 
Patenschaften übernommen, um den 
Kindern besser Lebensbedingungen zu 
bieten. Die Kommunistische Partei der 
DVR ist Patin des Internats Nr. 1 von 


Donezk und das Projekt „Alternative 
Presseschau“, das von DKP-Mitglie- 
dern gegründet wurde, hat sich durch 
eine Spendensammlung in der BRD 
daran beteiligt. Für dieses Geld haben 
die Genossen für die Kinder verschie¬ 
dene Dinge gekauft, die über das vom 
Staat zur Verfügung gestellte Minimum 
hinausgehen - in diesem Fall Shampoo, 
Hygieneartikel, Süßigkeiten. 

In dem Heim leben etwa 140 Kin¬ 
der im Schulalter, die entweder Wai¬ 
sen sind oder deren Eltern sich nicht 
um sie kümmern können. Im Gespräch 
mit Lehrern und Erziehern wird deut¬ 
lich, dass das Heim sehr um die Aus¬ 
bildung der Kinder bemüht ist, darum, 
ihnen auch die Möglichkeit zu kultu¬ 
reller und sportlicher Betätigung und 
zu politischer Bildung zu geben, aber 


Denkmal für die Revolutionäre von 1905 

vor allem auch darum, ihnen emotio¬ 
nale Wärme zu bieten. 

Alle Kinder, die in diesem Kinder¬ 
heim leben, sind nach dem Herbst 2014 
dorthin gekommen, obwohl das Heim 
bereits seit 2003 besteht. Im Sommer 
2014 sind die Kinder, die damals dort 
lebten, für die Sommerferien in Ur¬ 
laubsorte in der Ukraine gefahren und 
und durften bis heute nicht zurückkeh¬ 
ren, obwohl manche Verwandte oder 
sogar ihre Eltern in Donezk haben. 

Anders als gerade beschrieben ist 
die Lage in Stadtteilen und Ortschaf¬ 
ten direkt an der Front. Ein Beispiel ist 


in Gorlowka 

Gorlowka, eine große Stadt im Norden 
der DVR, bis vor einigen Wochen eines 
der Hauptziele der ukrainischen Besat¬ 
zungsarmee. Fast jeden Tag gibt es hier 
Verletzte, häufig auch Tote, jede Woche 
werden zahlreiche Häuser beschädigt 
oder zerstört. Die Schulen haben hier 
schon einige Tage vor Ende des Schul¬ 
jahrs Ende Mai auf Fernunterricht um¬ 
gestellt, nachdem eine Schule während 
des Unterrichts beschossen wurde. Häu¬ 
fig gibt es Ausfälle bei der Strom- und 
Gasversorgung. Die übliche schnelle Re¬ 
paratur wird oft dadurch behindert, dass 
die ukrainischen Streitkräfte nicht zur 
Einstellung des Feuers bereit sind. Häu¬ 
fig kommt es vor, dass reparierte Strom¬ 
oder Gasleitungen gleich am nächsten 
Tag wieder beschossen werden. 

Auch Industriebetriebe, wie der 
große Chemiebetrieb Stirol in Gor¬ 
lowka, der früher unter anderem Dün¬ 
gemittel herstellte, können nur teilwei¬ 
se wieder in Betrieb genommen wer¬ 
den, weil bestimmte Produktionen in 
der Nähe der Frontlinie zu gefährlich 
sind. Ein großer Teil der Menschen 
ist auf humanitäre Hilfe angewiesen. 
Diese wird von einem gesellschaftli¬ 
chen Stab für die frontnahen Gebiete 
organisiert, in dem Vertreter von Mi¬ 
nisterien, Parlamentsabgeordnete und 
andere vertreten sind. Dieser sorgt, so¬ 
weit möglich, auch dafür, dass soziale 
Einrichtungen in diesen Ortschaften 
wiederaufgebaut, Postfilialen und mo¬ 
bile Ärzte- und Apothekendienste ein¬ 
gerichtet werden. 

Mit der antifaschistischen Karawa¬ 
ne bin ich in einigen dieser Orte gewe¬ 
sen. 

Von den Menschen dort ist immer 
wieder die Bitte zu hören, in Westeuro¬ 
pa über die ukrainische Aggression und 
deren Folgen zu berichten. Der Besuch 
im Donbass hat mir wieder deutlich ge¬ 
macht, dass unsere Solidarität dringend 
notwendig ist, materiell, vor allem aber 
durch Öffentlichkeitsarbeit. 


Solidarisch von Anfang an 

Das Projekt der „Alternativen Presseschau“, in dem drei Mitglieder der DKP täglich Meldungen der russischsprachigen 
Medien übersetzen und in einem Blog veröffentlichen, existiert seit März 2014. 

Begonnen hatte alles mit der Gewissheit, die Berichterstattung unserer „Qualitätsmedien“ über die Vorgänge in der Uk¬ 
raine im Winter 2013/14 nach dem Szenario der „Bunten Revolutionen“ nicht länger ertragen zu können. 

So mobilisierten wir unsere verschütteten Russischkentnisse aus Schule und Studium und begannen, die russischsprachi¬ 
gen Medien zu lesen. Während die deutsche Presse den Kiewer Putschisten zujubelte, informierten überregionale russi¬ 
sche und regionale ukrainische Agenturen,überdie Vorgänge im Donbass: Über die erfolglosen Bemühungen der dortigen 
Einwohner, in Kiew mit ihren Befürchtungen und Forderungen Gehör zu finden, über den gegen sie eingesetzten Terror 
der Maidan-Aktivisten und die darauffolgende Radikalisierung der Anti-Maidan-Bewegung. 

Dies gab uns Hoffnung, dass diesmal die von EU und USA gesteuerte „Revolution“ auf starken Widerstand stoßen werde. 
Auf Bitten einiger Genossen der Berliner DKP begannen wir zunächst, die wichtigsten Meldungen zusammenfassend 
aufzuschreiben und als Newsletter zu versenden. Daraus entwickelte sich die „Alternative Presseschau“ mit Blog und 
Newsletter. 

Durch den Ausbau der Informationsressourcen in den Volksrepubliken und die Gründung der Kommunistischen Partei der 
DVR konnten wir den Kontakt zu den Kommunisten vor Ort hersteilen und arbeiten seitdem eng mit ihnen zusammen. 
Neben der Übersetzung und Veröffentlichung der Nachrichten rufen wir überden Newsletter regelmäßig zu Spendenakti¬ 
onen für die Unterstützung der Arbeit der Genossen, Komsomolzen und Pioniere vor Ort im humanitären und politischen 
Bereich auf, organisieren gemeinsam mit der DKP gegenseitige Besuche, bei denen Standpunkte ausgetauscht und öffent¬ 
liche Informationsveranstaltungen durchgeführt werden, sowie die Beteiligung an internationalen Solidaritätsaktionen 
für den antifaschistischen Donbass. 

So bereiten wir zum Beispiel in Berlin eine mobile Ausstellung vor, die der Aktion „Kinder des Krieges wollen Frieden“ 
gewidmet ist und über Texte, Fotos und Kinderzeichnungen einen Einblick in das Leben der Kinder der DVR geben wird. 
Diese praktischen Formen internationaler Solidarität können wir natürlich nicht allein realisieren. Wer unsere Arbeit und 
die der Kommunisten in den Volksrepubliken des Donbass unterstützen möchte, wende sich bitte per Mail an das Kollek¬ 
tiv der „Alternativen Presseschau“ unter 
alternativepresseschau@euseb.de 

Unseren Blog findet man unter https://alternativepresseschau.wordpress.com/ 

Swetlana Ebert 
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Hans-Peter Brenner zum Streit zwischen den Unionsparteien 

„High Noon“ blieb aus 


N och am Montagvormittag dieser 
Woche schien alles auf ein ve- 
ritables „Shoot down“ zwischen 
der Bundeskanzlerin und dem Anfüh¬ 
rer ihrer internen Parteifreunde („Par¬ 
teifreund“ ist bekanntlich die Steige¬ 
rungsform von „Feind“) aus Bayern 
zuzulaufen. Roland Nelles, Chefkorre¬ 
spondent des „Spiegel“ bekundete in 
seinem „Morning Briefing“ folgende 
Erwartung zum Vorgang des (angeb¬ 
lich unlösbaren) Machtkampfes zwi¬ 
schen der Kanzlerin und ihrem Innen¬ 
minister: 

„Die große Frage lautet nun, ob sie 
noch eine Lösung finden oder ob es zum 
offenen Bruch, zum Rausschmiss von 
Seehofer durch Merkel und damit wo¬ 
möglich sogar zum Ende der Koalition 
kommt. Wenn ich wetten müsste, würde 
ich sagen: Ein Kompromiss oder eine 
Vertagung des Streits ist wahrscheinli¬ 
cher als der große Knall. Aber ich habe 
schon einige Wetten in meinem Leben 
verloren.“ 

Nelles hatte entweder bereits mehr 
Informationen als andere Medienbosse 
oder er besitzt einfach den besseren po¬ 


litischen Riecher als andere seiner Kol¬ 
legen. Der ganz große „Knall“ blieb aus. 
Das Konkurrenzorgan „Focus“ hatte zur 
gleichen Zeit in seiner neuesten Ausga¬ 
be bereits die möglichen künftige Re¬ 
gierungsvariante vorgestellt. Nach dem 
Zerbrechen der „GroKo“ sei mit einem 
neuen Versuch der „Jamaika“-Koaliti¬ 
on mit einem etwas anderen Etikett zu 
rechnen: mit einer „Avocado“-Lösung. 
Eine sich als „Avocado-Runde“ titu¬ 
lierende 12-köpfige Gruppe führender 
Vertreter von FDP und Grünen habe 
bereits Verhandlungen zur Überbrü¬ 
ckung der bisherigen Differenzen in 
den Bereichen Außen-, Sicherheits- und 
Handelspolitik aufgenommen. Ob und 
wer von CDU und/oder SPD im Hinter¬ 
grund mit einbezogen ist, das blieb uner¬ 


wähnt. Merkel raus und „Avocado“ rein. 
Würde das die Variante sein, die auf das 
Scheitern der „GroKo“ folgen würde? 

Doch der vom „Focus“ prognostizier¬ 
te „High noon von Berlin“ ist zunächst 
vertagt. Dafür gibt es zum einen rein 
wahltaktische Gründe, denn ein Bruch 
der Unionsfraktion würde mit einem da¬ 
rauf folgenden Einmarsch der CDU in 
Bayern beantwortet und diese bei der an¬ 
stehenden Landtagswahl unwiderruflich 
die Mehrheit im Landtag kosten. Aber - 
und das ist viel wichtiger - die wirklich 
entscheidenden Kräfte in den beiden 
Unionsparteien wollen keinesfalls den 
Bruch zwischen CDU und CSU. Das war 
schon einmal eine von F. J. Strauß und 
Helmut Kohl aufgebaute Drohkulisse, die 
dann binnen weniger Tage verschwand. 


Nein, es ist nicht entscheidend, 
was Horst S. und Angelika M. mit- 
und übereinander denken (Seehofer: 
„Mit dieser Frau kann ich nicht mehr 
Zusammenarbeiten“). Entscheidend 
sind die strategisch-taktischen Über¬ 
legungen auf den Etagen über ih¬ 
nen, d.h. in den Führungsspitzen der 
Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbänder, dem Bundes¬ 
verband der Deutschen Industrie und 
dem sogenannten Arbeitgeberflügel 
der CDU-CSU, der Wirtschaftsunion. 
Und da ist klar, dass das „Asylthema“ 
nur ein Randproblem ist. Viel wichti¬ 
ger für die wirklich Mächtigen ist die 
Frage, wie sie ihre Wirtschafts- und Po¬ 
litikinteressen angesichts eines nahezu 
am Boden liegenden Gebildes namens 


„freier Westen“ und einer zerbröseln- 
den EU absichern können: Und zwar 
so, dass die Risiken für den „Export¬ 
weltmeister BRD“ minimiert und die 
politischen Expansionsziele des deut¬ 
schen Monopolkapitals nicht gefähr¬ 
det werden. 

Dass Russland auf den Boykott 
der EU nach dem Wiederanschluss 
der Krim an das russische Staatsge¬ 
biet damit reagiert hat, seine eigene 
Agrarindustrie und Landwirtschaft auf 
Vordermann zu bringen, um von EU- 
Agrarimporten unabhängig zu werden 
und den Schulterschluss mit China und 
der Schanghai-Gruppe gefunden hat. 
Dass Russland vom wankenden Mi¬ 
litärkoloss auf tönernen Füßen und 
einem drohenden Abstieg zu einer 
drittklassigen Regionalmacht wieder 
zu einer ernstzunehmenden politi¬ 
schen Weltmacht geworden ist - das 
alles ist viel bedeutender als der Streit 
über den Umgang mit einigen tausend 
abgelehnten oder an den Grenzen ab¬ 
gewiesenen Asylbewerbern. 

Das ist der wirkliche Konfliktstoff in 
dieser derzeit so zerstrittenen „Union“. 



Gute Nachrichten von der WM: In 
Russland haben kurz vor dem Jahres¬ 
tag des deutschen Überfalls auf die 
Sowjetunion englische Fußballfans der 
Schlacht von Stalingrad gedacht. An 
der Mutter-Heimat-Statue in Wol¬ 
gograd legten sie Kränze nieder und 
ehrten die Gefallenen der Sowjetunion 
und ihren antifaschistischen Kampf. 
Neben den Fans waren auch die Stell¬ 
vertretende Botschafterin Britanniens, 
Lindsay Skoll, und der Vorsitzende des 
englischen Fußballverbands, Greg 
Clarke, bei der Kranzniederlegung 
anwesend. Nach der Zeremonie 
schrieb Lindsay Skoll ins Gedenkbuch: 
„Mögen unsere Bindungen zwischen 
den Völkern im Vereinigten Königreich 
und Russland für immer stark und 
dauerhaft bleiben.“ Hoffentlich erhört 
man im NATO-Hauptquartier ihren 
Wunsch. MD 


Gründungstag der BRD 

Als der Kapitalismus noch Anhänger gewann • Kolumne von Lucas Zeise 


Manfred Idler zur Schlacht um Hodeidah 


Stellvertreterkrieg 


Der Begriff „Völkermord“ ist charak¬ 
terisiert durch die Absicht, eine „natio¬ 
nale, ethnische, rassische oder religiöse 
Gruppe als solche ganz oder teilweise zu 
zerstören“. Von Anfang an erfüllte die 
Art, wie die saudi-arabisch geführte Ko¬ 
alition den Krieg im Jemen führt, dieses 
Kriterium. Jetzt folgt die Steigerung: Die 
Offensive der Militärallianz aus saudi¬ 
schen Truppen, Einheiten aus den Emi¬ 
raten und Söldnern auf die jemenitische 
Hafenstadt Hodeidah ist der Schritt von 
der humanitären Katastrophe zur Mas¬ 
senvernichtung. 

Hodeidah ist der letzte Engpass, über 
den noch eine wenn auch unzureichende 
Versorgung für die Bevölkerung der von 
der Huthi-Kriegspartei gehaltenen Ge¬ 
biete möglich ist. Mindestens acht Milli¬ 
onen Menschen sind damit unmittelbar 
vom Hungertod bedroht. In Hodeidah 
selbst sind die 600 000 Einwohner den 


Straßenkämpfen, den Bombardements 
aus der Luft und aus Schiffsgeschützen 
ausgeliefert. 

Schweden hat am 14. Juni im UN-Si- 
cherheitsrat beantragt, die Kampfhand¬ 
lungen einzustellen, um der Huthi-Ar¬ 
mee den Rückzug zu ermöglichen und so 
die Zivilbevölkerung der Stadt zu schüt¬ 
zen. Die Sitzung des UN-Gremiums war 
geschlossen, so ist nicht zu erfahren, die 
Vertreter welcher Länder den gutge¬ 
meinten Antrag niedergestimmt haben. 
Doch da die drei ständigen Sicherheits¬ 
ratsmitglieder USA, Britannien und 
Frankreich zu den Ausrüstern und Un¬ 
terstützern der saudischen Soldateska 
zählen, ist wohl klar, wer den humani¬ 
tären Vorstoß Schwedens blockiert hat. 
Auch wenn sie diesmal nicht sichtbar 
selbst am Schlachten beteiligt sind, sind 
es die üblichen Vorkämpf er für „Demo¬ 
kratie und Menschenrechte“. 


Uli Brockmeyer zur Namensänderung Mazedoniens 


Steigbügelhalter Tsipras 


Am 20. Juni 1948, einem Sonntag vor 
70 Jahren, wurde die Währung in West¬ 
deutschland und Westberlin von Reichs¬ 
mark auf die damals neue D-Mark um¬ 
gestellt. Die „Süddeutsche Zeitung“ 
feiert auf einer Sonderseite das Ereig¬ 
nis als Beginn des Wirtschaftswunders. 
Jörg Roesler schreibt in der „jungen 
Welt“, der Tag gelte in der Erinnerung 
der Bundesrepublik auch als „eigentli¬ 
ches Gründungsdatum der Republik“. In 
der UZ der vergangenen Woche heißt 
es: „Die Währungsreform in den West¬ 
zonen trieb die Spaltung Deutschlands 
weiter voran.“ 

Das widerspricht sich nicht, sondern 
passt im Gegenteil gut zusammen. Die 
Währungsfrage ist generell entschei¬ 
dend für die Ökonomie und Politik ei¬ 
nes Landes. So war die Einführung der 
D-Mark in der noch existierenden DDR 
am 1. Juli 1990 das entscheidende Da¬ 
tum, das der Wirtschaft dieses kleinen 
sozialistischen Landes ein Ende setzte. 
Als im Februar 1990 Helmut Kohl ge¬ 
gen den Widerstand des damaligen Bun¬ 
desbankpräsidenten Karl Otto Pöhl ent¬ 
schied, die Bürger der DDR mit der D- 
Mark zu beglücken, bedeutete das die 
„Übernahme“ der DDR im Gegensatz 
zu der nach außen formulierten Absicht, 
den Weg zur Annäherung der beiden 
deutschen Staaten durch Verhandlun¬ 
gen zu suchen. 1948 traf die US-Re- 
gierung die Entscheidung. Die Briten 
und Franzosen stimmten für ihre Be¬ 
satzungszonen zu. Sie waren hochver¬ 
schuldet und auf das Wohlwollen ihres 
Hauptgläubigers USA angewiesen. Die 
Entscheidung, Westdeutschland zum ka¬ 
pitalistischen Bollwerk gegen das sozi¬ 
alistische Lager aufzubauen, war schon 
vorher getroffen worden. Die Wäh¬ 
rungsreform in den Westzonen und 


Westberlin war die unmittelbar wirksa¬ 
me Maßnahme, um die Trennung zwi¬ 
schen West und Ost zu vollziehen. 

Die langfristige Wirkung der Maß¬ 
nahme war ebenfalls beabsichtigt. Und 
das ist der Punkt, bei dem die Jubelar¬ 
tikel der üblichen Blätter recht haben. 
Denn in der Tat leitete die Währungs¬ 
reform das so genannte „Wirtschafts¬ 
wunder“ ein. Sie trug bei zu einem Wirt¬ 
schaftsaufschwung, der mit leichtem Auf 
und Ab ungefähr zwei Jahrzehnte dau¬ 
erte. Das wird auch dadurch nicht falsch, 
wenn man darauf hinweist, dass die Ein¬ 
führung der neuen Währung die Bürger 
höchst unterschiedlich und damit unge¬ 
recht behandelte. Zwar wurden am 20. 
und 21. Juni pro Kopf einheitlich frisch 
gedruckte 40 D-Mark verteilt, Erspar¬ 
nisse aber im Verhältnis 1 zu 10 oder 1 
zu 6 umgetauscht. Umgekehrt bedeute¬ 
te das, dass Schulden in Reichsmark mit 
der neuen Währung gezehntelt wurden. 
Die Staatsschuld, im Zuge des Krieges 
riesenhaft angeschwollen, war deshalb 
in D-Mark minimal. Nicht abgewertet 
wurde dagegen Eigentum an Produk¬ 
tionsmitteln und Grund und Boden. 
Die Grundsatzentscheidung, das große 
Eigentum unangetastet zu lassen, war 
schon vorher gefallen. Die deutsche 
Bourgeoisie verdankt ihre Existenz der 
US-Politik. 

Gleichzeitig mit der Währungsre¬ 
form wurden die Preise freigegeben. Es 
wird behauptet, Ludwig Erhard, der Di¬ 
rektor der Wirtschaftsverwaltung in der 
britisch-US-amerikanischen „Bizone“, 
habe das ohne Genehmigung der Be¬ 
satzungsmacht getan. Das kann bezwei¬ 
felt werden. Jedenfalls aber wurden die 
Grundnahrungsmittel teurer. Die Pro¬ 
duzenten und Händler konnten damit 
wieder anständigen Gewinn machen. 



Die Lebensumstände von Arm und 
Reich wurden geschieden. Die kapita¬ 
listische Akkumulation, vulgo „Markt¬ 
wirtschaft“, nahm Fahrt auf. 

Die Währungsreform klinkte West¬ 
deutschland in den Wirtschaftsauf¬ 
schwung der Nachkriegszeit ein, jene 
von Eric Hobsbawm „goldenes Zeital¬ 
ter des Kapitalismus“ genannte Perio¬ 
de. Im Wettbewerb mit dem stark ge¬ 
wordenen Sozialismus war der von den 
USA geführte Imperialismus bereit, 
ökonomische Zugeständnisse an die 
beherrschten Klassen zu machen. Das 
minderte seine Krisenanfälligkeit. Die 
Integrationskraft des monopolkapitalis¬ 
tischen Systems war höher als je zuvor 
oder danach. Das galt ganz besonders 
für Westdeutschland. Noch heute ist das 
Prestige des gemeinen Kapitalismus in 
Teilen auch der Arbeiterklasse hoch. 
Wie sonst könnte der DGB zum Anlass 
des 70. Jahrestages der Währungsre¬ 
form darüber jammern, dass die „sozia¬ 
le Marktwirtschaft“ ihr Wohlfahrtsver¬ 
sprechen nicht mehr einhalte. 


Der griechische Regierungschef hat am 
Samstagabend mit einer knappen Mehr¬ 
heit wieder einmal ein Misstrauensvo¬ 
tum im Parlament überstanden - erwar¬ 
tungsgemäß. Bei der Abstimmung und 
der vorangegangenen tagelangen Dis¬ 
kussion im Parlament ging es im Kern 
um die Frage der Anerkennung der Ei¬ 
genstaatlichkeit der Früheren Jugosla¬ 
wischen Republik Mazedonien (UNO- 
Abkürzung FYROM), die Griechenland 
seit über 25 Jahren verweigert. Eine 
wichtige Rolle dabei spielen griechische 
Ansprüche auf das historische Erbe des 
antiken Mazedonien, das große Teile des 
heutigen Territoriums Griechenlands 
umfasst, und Alexanders des Großen. 
Das Problem existierte - zumindest of¬ 
fiziell - nicht, solange die Republik Ma¬ 
zedonien Teil der Sozialistischen Fö¬ 
derativen Republik Jugoslawien war. 
Seit allerdings in direkter Folge des von 
NATO und EU unterstützten Jugoslawi¬ 
enkrieges frühere Teilrepubliken staat¬ 
liche Selbstständigkeit erlangten, gehen 
vor allem Nationalisten in Griechenland 
auf die Barrikaden zur Verteidigung ih¬ 
res Anspruchs. Seitdem muss Mazedoni¬ 
en mit dem sperrigen Namen FYROM 
leben, eine Bedingung für die Anerken¬ 
nung durch die UNO. Die Aufnahme der 
FYROM in die NATO und Beitrittsver¬ 
handlungen mit der EU wurden seitdem 
von den Regierungen Griechenlands er¬ 
folgreich verhindert. 

Der „linke Hoffnungs träger “Tsipras 
und sein ebenfalls „linker“ Gesprächs¬ 
partner Zaev in Skopje glaubten nun ei¬ 
nen tollen Kompromiss gefunden zu ha¬ 
ben, laut dem das Land künftig „Nord- 


Mazedonien“ heißen soll. Das von den 
Medien als „historischer Durchbruch“ 
gefeierte Abkommen ist jedoch kaum 
das Papier wert, auf dem es gedruckt 
wurde. Das Kleingedruckte ist noch 
nicht ausgehandelt und der Widerstand 
auf beiden Seiten der Grenze verstärkt 
sich - und die eigentlichen Abstimmun¬ 
gen in beiden Parlamenten stehen noch 
aus. Außerdem bleibt die Frage, warum 
nicht schon vor 25 Jahren jemand auf die 
simple Lösung gekommen ist, einfach 
ein „Nord“ vor den Namen des Landes 
zu setzen. 

In Ermangelung einer besseren 
Idee stellten die Konservativen im Par¬ 
lament ihren Misstrauensantrag mit der 
Begründung, Tsipras sei nicht berech¬ 
tigt, ein solches Abkommen zu unter¬ 
zeichnen. In der Debatte waren es al¬ 
lerdings die Kommunisten, die darauf 
hinwiesen, dass mit dem „Kompromiss“ 
lediglich der Intergration der FYROM 
in die NATO und die EU der Weg geeb¬ 
net werden soll. KKE-Generalsekretär 
Koutsumbas verwies auf die Tatsache, 
dass NATO und EU das Abkommen 
bereits begrüßt hatten, bevor die Ab¬ 
geordneten im griechischen Parlament 
es überhaupt zu lesen bekamen. Alexis 
Tsipras erweist sich somit wieder einmal 
als Steigbügelhalter für die Erweiterung 
der NATO und der EU. Eine Lösung der 
Probleme der Lohnabhängigen bringt 
dieses Abkommen keinen Schritt nä¬ 
her - zumal die Mehrheit der Griechen 
jetzt über „Makedonia“ diskutiert und 
von den neuen Sparmaßnahmen, die sie 
wenige Tage zuvor hinnehmen mussten, 
abgelenkt wird. 
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Konsistentes Denken 

Gesammelte Aufsätze von Peter Strutynski 


E iner breiten friedenspolitisch ori¬ 
entierten Öffentlichkeit bleibt 
Peter Strutynski (1945-2015) als 
Mitgründer, Organisator und treiben¬ 
de Kraft des Kasseler Friedensforums 
sowie des bundesweiten „Friedens¬ 
ratschlags“ der seit 1994 alljährlich 
im Dezember stattündet, in Erinne¬ 
rung. Die Lücke, die sein Tod riss, ist 
vielfach spürbar, u.a. an folgendem 
Detail: Die von ihm betreute, stän¬ 
dig aktualisierte Homepage der Ar¬ 
beitsgruppe Friedensforschung an 
der Universität Kassel, seitdem nicht 
mehr fortgesetzt, wird ständig ver¬ 
misst. Sie ist nur noch als Archiv bis 
2015 einsehbar, wird als solches wei¬ 
terhin konsultiert und zeigt, wie viel 
seitdem fehlt. Der Friedensratschlag 
selbst bleibt und hat seine überregio¬ 
nale Bedeutung behalten. 

Die friedenspolitische Arbeit von 
Peter Strutynski begann 1980 im Um¬ 
feld des Krefelder Appells und wur¬ 
de in einer seltenen Kombination von 
Wissenschaft und operativem Han¬ 
deln seitdem ständig vertieft. 

Dabei war das in gewisser Wei¬ 
se schon sein zweites Leben. Voran 
ging seine Qualiüzierung als Histo¬ 
rischer Materialist. Seine Dissertati¬ 
on schrieb er 1976 in München über 
„Die Auseinandersetzungen zwischen 
Marxisten und Revisionisten in der 
deutschen Arbeiterbewegung um die 
Jahrhundertwende“. Er war und blieb 
in der DKP und wurde Mitherausge¬ 
ber der „Marxistischen Blätter“. Die 
Besonderheit seines intellektuellen 
und politischen Proüls bestand dar¬ 
in, dass er das, was er in seinen his¬ 
torisch-materialistischen Lehrj ahren 
sich aneignete, weder nur wieder¬ 
holte noch gar vergaß, sondern kon¬ 
kret und meist recht spezialisiert in 
praktischer Absicht auf Feldern, wo 
es bisher kaum oder noch gar nicht 
angewandt wurde, weiterentwickelte. 
Dies ist die Art Marxismus, die Zu¬ 
kunft haben kann. 

Ein 2017 erschienener Band mit 
Aufsätzen Peter Strutynskis aus den 
Jahren 1993 bis 2014 belegt dies. For¬ 
mal handelt es sich um eine Art Spät¬ 
werk. Die frühere Beschäftigung mit 
der Geschichte der Arbeiterbewegung 
wird nur ausnahmsweise explizit wie¬ 
der aufgegriffen, so in einem Artikel 
über Gustav Noske {S. 77-81). Häu¬ 


figer ist die implizite Verarbeitung an 
aktuellem Material. Eine Wende dort¬ 
hin brachte unverkennbar Peter Stru¬ 
tynskis berufliche Tätigkeit als wis¬ 
senschaftlicher Mitarbeiter in einer 
Arbeitsgruppe „Produktivkraftent¬ 
wicklung in Nordhessen“ in Kassel, 
dort offenbar auch angeregt von Karl 
Hermann Tjaden, der, von Marburg 
kommend, einen ähnlichen Weg ging: 
vom organisationsinteressierten Ar¬ 
beiterbewegungs-Marxismus zu einem 
umfassenden historisch-geograüschen 
und nun endlich tatsächlich auch stoff¬ 
lich orientierten Materialismus. 

Der Befassung mit arbeitsorien¬ 
tierter Regionalpolitik verdanken 
sich die Aufsätze des ersten Teils 
{„Die kapitalistische Ökonomie am 
Ende des 20. Jahrhunderts“ S. 9-74) 
des Buches, in denen der Verfasser 
sich mit den Umbrüchen in der indus¬ 
triellen Arbeitswelt auseinandersetzt: 
Lean Production, Gruppenarbeit, ge¬ 
nerell - S. 32-47 - mit der Frage: „Was 
kommt nach Ford und Taylor? - Ein 
Blick zurück in die Zukunft“ (7997). 
Zugleich werden „Auswege für die 
Gewerkschaften“ gesucht. {S. 48-59) 
Schon hier, 1998, konstatiert Strutyn¬ 
ski „Einschnitte in Sozialstandards 
und Arbeitsrecht“ (S. 48) - was ange¬ 
sichts der späteren Kritik an Schröder 
und Hartz zuweilen übersehen wird. 

Im zweiten Teil {„Grundfragen 
des Marxismus und der Arbeiter¬ 
bewegung “ S. 77-110) verdient der 
Aufsatz „Verelendung ohne Ende?“ 
{S. 82-91) besondere Beachtung. Er 
beginnt mit der differenzierten Wie¬ 
dergabe und Interpretation der im 
„Kapital“ niedergelegten Auffas¬ 
sungen über die „Reproduktion der 
Ware Arbeitskraft“ und vergleicht 
sie mit der realen Entwicklung von 
deren Wert: Dieser steigt, was zu ei¬ 
ner „ reale(n) Verbesserung der Lage 
der Arbeiterklasse in den entwickel¬ 
ten kapitalistischen Ländern“ {S. 87) 
führt - aber nicht in gleicher Wei¬ 
se außerhalb der altkapitalistischen 
Metropol-Regionen und generell mit 
starken regionalen Unterschieden 
und historischen Verwerfungen. Eine 
entscheidende Schwelle war die von 
Marx konstatierte Ablösung der ab¬ 
soluten Mehrwertvergrößerung durch 
die relative, eine weitere - bereits in 
den „Grundrissen der Kritik der Po¬ 


litischen Ökonomie“ von 1857/1858 
konstatiert - die Entwicklung von 
über die physiologische Reprodukti¬ 
on hinausgehenden Bedürfnissen des 
„modernen Arbeiters“, dessen Exis¬ 
tenz zwischen „Genussmensch“ und 
„Sisyphos“ {S. 88/89) schwankt, un¬ 
ter kapitalistischen Verhältnissen mit 
Überwiegen des letzteren Zustands. 

Peter Strutynski 

Die Welt 
verändern, 

... nicht nur 
interpretieren 


J|N!2? Gesammelte Aufsätze 


Ein Aufsatz aus dem Jahr 1999 be¬ 
trifft „Wegbereiter sozialdemokrati¬ 
scher Kriegsbefürwortung“ im wilhel¬ 
minischen Reich anhand des Damp¬ 
fersubventionsstreits 1884/1885, der 
Außenpolitik im Allgemeinen, der 
der Kolonialpolitik im Besonderen 
und schließlich der Militärpolitik. 
{S. 101-110) Missverständlich ist auf 
Seite 104 eine Bemerkung zu einem 
„Wechsel der Regierung, dem ein 
Wechsel auf dem Kaiserthron folgte 
und der als ,Neuer Kurs 4 ausgegeben 
wurde“. Gemeint sind wohl die Ablö¬ 
sung Bismarcks 1890 und ihre Folgen. 
Der Übergang auf dem Thron - von 
Wilhelm I. über Friedrich III. zu Wil¬ 
helm II. - war 1888 vorausgegangen. 
Angesichts des Überfalls auf Jugosla¬ 
wien 1999 konstatiert Peter Strutyn¬ 
ski: „Der derzeitige SPD-Verteidi¬ 
gungsminister Scharping knüpft we¬ 
niger an seine sozialdemokratischen 
Amtsvorgänger Schmidt, Leber und 
Apel als den ersten sozialdemokra¬ 
tischen Reichswehrminister Gustav 
Noske an.“ {S. 110) Dies kann be¬ 


zweifelt werden: Die fünf miteinander 
verglichenen Politiker unterschieden 
sich wohl nicht durch ihre grundsätz¬ 
liche Orientierung, sondern durch die 
Bedingungen, unter denen sie han¬ 
delten. Im Beitrag „100 Jahre nach 
Basel - Friedensbewegung und Ar¬ 
beiterbewegung“ aus dem Jahr 2012 
{S. 111-121) konstatiert Peter Stru¬ 
tynski in einem Ausblick in die Zeit 
nach 1945: „Dass von deutschem Bo¬ 
den kein Krieg mehr ausgehen dürfe, 
hat sich spätestens in der Folge des 
Zweiten Weltkriegs tief in das kol¬ 
lektive Bewusstsein der Menschen in 
West- und Ostdeutschland eingegra¬ 
ben.“ {S. 119) Realistischerweise lässt 
er eine zusätzliche Feststellung folgen: 
dieser Wandel begann in Zeiten „wirt¬ 
schaftlichen Aufschwungs“, in denen 
sich „erfolgreiches Wirtschaften, so¬ 
ziale Wohlfahrt und internationale 
Anerkennung auch mit beschränkten 
Souveränitätsrechten und einer insge¬ 
samt zurückhaltenden Außenpolitik“ 
hatten erreichen lassen. {S. 120) 

Der Abschnitt „Außen- und Si- 
cherheitspolitik“ {S. 124-215) do¬ 
kumentiert einen Lernprozess, den 
Marxist(inn)en, die im Kalten Krieg 
politisiert wurden und ab 1990 neu 
lernen mussten, durchliefen. Seit der 
Truman-Doktrin von 1947 war der 
Imperialismus in seiner alten, natio- 
nalstaatlichen Form durch ein anti¬ 
kommunistisches Bündnis der hoch- 
entwickelten kapitalistischen Staaten 
abgelöst worden. Mit dem Ende des 
Systemkonflikts aber stellte sich he¬ 
raus, „dass die Hauptakteure wieder 
dieselben sind, die schon vor hundert 
Jahren den Kampf um die Vorherr¬ 
schaft in der Welt ausgetragen haben.“ 
{S. 170) Aus einer solchen Konstellati¬ 
on waren die Weltkriege des 20. Jahr¬ 
hunderts hervorgegangen. Diese Ein¬ 
sicht werde von geschichtsrevisionisti¬ 
schen Tendenzen konterkariert, wenn 
bei der Beschreibung der aktuellen 
Situation „führende Initiatoren der 
,Montagsdemos 4 die alleinige Schuld 
bei der jüdischen 4 (!) US-amerikani¬ 
schen Federal Reserve, der US-Noten- 
bank, festmachen.“ {S. 205) 

Damit kommt das Buch bereits zu 
seinem nächsten, dem umfangreichs¬ 
ten Teil: „Positionen der Friedensbe¬ 
wegung 44 {S. 218-335). Hier wird eine 
fast einzigartige Stellung des Verfas¬ 


Politökonomische Alphabetisierung 

Christoph Hennings Schrift „Marx und die Folgen“ 


Weil die Profitmacherei im kapita¬ 
listischen Marktwirtschaftssystem 
der Zweck des Produzierens sei, sei 
das kräftezehrende und zugleich kar¬ 
ge Leben der Lohnabhängigen keine 
Folge falscher Staatspolitik, sondern 
ein „systemischer Effekt“ der kapita¬ 
listischen Produktionsweise. Infolge¬ 
dessen sei reformerische Sozialpoli¬ 
tik nicht das geeignete Mittel, um die 
Lohnarbeiter(innen) aus diesem Elend 
zu befreien. Notwendig sei vielmehr die 
Überwindung der bürgerlichen Gesell¬ 
schaft mitsamt dem Profitmotiv, das de¬ 
ren Wirtschaft antreibe. 

Zu dieser radikalen Einsicht ge¬ 
langt Christoph Henning in seiner 
unlängst erschienenen Schrift „Marx 
und die Folgen“ (Seite 41 f.), weil er 
die Werke von Karl Marx nicht flott 
durchgeblättert, sondern intensiv stu¬ 
diert hat. Folglich ist es ihm darum zu 
tun, der Marxschen Wirtschaftstheo¬ 
rie des Kapitalismus „in der Sache“ zu 
folgen. Sie gilt ihm nicht als veraltete 
historische Analyse aus dem 19. Jahr¬ 
hundert, sondern als eine immer noch 
gültige Systemkritik. Aufgrund dieser 
Erkenntnis sei es möglich, eine „gesell¬ 
schaftskritische Perspektive einzuneh¬ 
men, die sich der Herrschaft des Kapi¬ 
tals widersetzt - ob in der Wissenschaft, 
Kunst oder Politik“ (S. 3). 

Um sich der „Herrschaft des Kapi¬ 
tals“ widersetzen zu können, werden die 


Henning-Leser eingeführt in die Ent¬ 
wicklung des Marxschen Denkens und 
Handelns, und zwar bis hin zur praxis¬ 
orientierten Kritik der kapitalistischen 
Plusmacherei. Nach einem Jurastudium 
und einer Promotion in Philosophie ar¬ 
beitete Karl Marx ab 1842 als Zeitungs¬ 
redakteur, der Einfluss auf das politische 
Geschehen zu nehmen versuchte. Da¬ 
bei agierte er zunächst als idealistischer 
Weltverbesserer, der beispielsweise das 
Ideal der Pressefreiheit kontrafaktisch 
der gesellschaftlichen Realität entge¬ 
genhielt: „Die erste Freiheit der Presse 
besteht darin, kein Gewerbe zu sein“ (S. 
24). Über die Kritik der Religion, die er 
als Ausdruck des weltlichen Elends be¬ 
stimmte, gelangte Marx aber alsbald zur 
materialistischen Kritik der Staatspoli¬ 
tik. 1859 legte er dar, dass Staatsformen 
„in den materiellen Lebensverhältnis¬ 
sen wurzeln“, weshalb der bürgerliche 
Staat die Strukturen der bürgerlichen 
Gesellschaft affirmiere. Angesichts der 
engen Grenzen der Politik riet er den 
unterm Kapitalismus leidenden Prole¬ 
tariern, ihre Anliegen nicht vorrangig 
als politische zu verstehen. Denn solan¬ 
ge das Proletariat „in Form der Politik 
denkt, erblickt es den Grund aller Übel¬ 
stände im Willen und alle Mittel zur Ab¬ 
hülfe in der Gewalt und dem Umsturz 
einer bestimmten Staatsform“ (S. 42). 
Marx 4 staatstheoretische Untersuchun¬ 
gen führen zu dem Ergebnis, dass „die 


Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft 
in der politischen Ökonomie zu suchen 
sei“ (ebenda). 

Wie die politische Ökonomie des 
Kapitalismus beschaffen ist, zeigt Hen¬ 
ning, indem er einen Überblick über die 
Gestalt des Marxschen Spätwerks gibt. 
Eigentümlicherweise sei das Grundmo¬ 
tiv der kapitalistischen Produktionswei¬ 
se nicht die Versorgung der Bevölke¬ 
rung mit Gebrauchsgegenständen, son¬ 
dern der Profit. Ein jeder Unternehmer 
verausgabe Kapital für die Produktion 
von Waren mit dem Zweck, später mehr 
Kapital zu erhalten. Ermöglicht werde 
die Kapitalvermehrung durch die „Ab¬ 
pressung von Mehrarbeit“ (S. 73), indem 
den Lohnarbeitern mehr genommen als 
ihnen zurückerstattet werde. Dass die¬ 
se Ausbeutung als eine gerechte Sache 
erscheine, habe seinen Grund darin, 
dass der Kapitalist mit der Bezahlung 
des Lohnes das Recht gekauft hat, dar¬ 
über zu verfügen, was die Arbeitskraft 
erzeugt, wie sie es tut und wie lange sie 
es tut. 

Diese unerquickliche Lage des 
Lohnarbeiters, der zu variablem Ka¬ 
pital verdinglicht sei, lasse sich nicht 
durch Sozialpolitik abschaffen, weil sie 
eine systemische Notwendigkeit der ka¬ 
pitalistischen Produktionsweise sei. Da 
in dieser Produktionsweise die Verwen¬ 
dung der ökonomischen Mittel unter 
den Vorbehalt privaten Profits gestellt 


werde, werde das Privateigentum an den 
Produktionsmitteln zudem immer mehr 
zur Schranke für die Entwicklung der 
Gesellschaft. Verhindert werde derge¬ 
stalt die „Produktion und Aneignung 
von Gebrauchswerten nach den Bedürf¬ 
nissen aller Gesellschaftsmitglieder und 
eine Regelung der Produktion, die die 
Arbeitslast insgesamt mildert, gleicher 
verteilt und ökologisch entgiftet“ (S. 84). 

Der Sozialphilosoph Henning, der 
an den Universitäten in St. Gallen und 
in Erfurt forscht und lehrt, empfiehlt 
angesichts dieses üblen Umstands, sich 
auf die Überwindung der kapitalisti¬ 
schen Produktionsweise zu fokussieren. 
Zumal jahrzehntelange Bemühungen, 
„das kapitalistische Wirtschaftssystem 
ökologisch zu zähmen“, wenig Erfolg 
hatten (S. 86); die Ruinierung der Erde 
und des Arbeiters, der beiden Spring¬ 
quellen eines jeden Reichtums, wird 
durch die Profitmacherei vorangetrie¬ 
ben. Weil die Marxsche Wirtschafts¬ 
theorie, wie Henning schreibt, „The¬ 
orie des Kapitalismus als Produkti¬ 
onsweise und gleichzeitig eine Kritik 
an ihm“ ist (S. 68), könnte sie das ad¬ 
äquate Hilfsmittel für die „ökonomi¬ 
sche Emanzipation der Arbeiterklasse“ 
sein (92). Zuvor müsste die hiesige Ar¬ 
beiterklasse allerdings erkennen, dass 
Sozialpartnerschaft und Standortlogik 
nicht zur Durchsetzung ihres Interes¬ 
ses an einem guten Leben taugen. Dazu 


sers deutlich: gleichermaßen als ana¬ 
lysierender Wissenschaftler wie als 
organisierender Aktivist. Er kritisiert 
eine wachsende Distanz dieser polito- 
logischen Teildisziplin gegenüber der 
Friedensbewegung. Zu seinen Leis¬ 
tungen gehört, dass er - auch nach 
seiner Pensionierung 2000 - zumin¬ 
dest in Kassel dies verhindern konn¬ 
te. Auch in diesen Reflexionen hält er 
es mit seiner erprobten Denktechnik, 
ältere Einsichten weder aufzugeben 
noch sich mit ihnen zu begnügen. Die 
auf Rosa Luxemburg zurückgehen¬ 
de imperialismustheoretische These 
von der imperialistischen Landnah¬ 
me verbindet er mit der detaillierten 
Analyse aktueller Kriegsökonomien. 
Strutynski wird gleichsam nebenbei 
auch schon zu einem Zeithistoriker 
der Friedensbewegung, etwa wenn 
er deren Aufs und Abs diagnosti¬ 
ziert, wobei in diesen konjunkturel¬ 
len Wechseln (Massenproteste in den 
achtziger, Abflauen in den neunziger 
Jahren) ein weiterer Grund für Ab¬ 
neigung gegen Krieg in der deut¬ 
schen Bevölkerung sichtbar wird: sie 
ist stark, wenn (wie nach dem Rake¬ 
tenbeschluss der NATO von 1979) ein 
Waffengang als Bedrohung der eige¬ 
nen Haut wahrgenommen wird, weni¬ 
ger (wie nach 1990), wenn dies nicht 
der Fall ist. 

Insgesamt handelt es sich um ein 
fakten- und gedankenreiches Buch, 
das zeigt, wie die Bewegungsorien¬ 
tierung eines Wissenschaftlers seine 
Erkenntnisbereitschaft und -fähig- 
keit vorantrieb und dass das Eine 
ohne das Andere nicht zu haben ist, 
jedenfalls nicht für Intellektuelle und 
diejenigen, die bereit sind, ihre Ein¬ 
sichten zur Kenntnis zu nehmen. Ein 
erheblicher Teil der hier abgedruck¬ 
ten Beiträge ist vorher schon in den 
„Marxistischen Blättern“ erschienen, 
für die dieser doppelte Anspruch ja 
ebenfalls gilt. 

Georg Fülberth 

Strutynski, Peter: Die Welt verändern ... 
nicht nur interpretieren. Gesammelte 
Aufsätze. Hrsg. v. Erika Wittlinger-Stru- 
tynski und Franz Ritter. Kassel: Verlag 
Winfried Jenior 2017 . 

Vorabdruck aus den Marxistischen 
Blättern 4_2 018 


bedarf es einer politökonomischen Al¬ 
phabetisierung in den Produktionsstät¬ 
ten, für die Hennings Marx-Buch hilf¬ 
reich sein dürfte. Denn in ihm wird die 
grundstürzende Erkenntnis entfaltet, 
dass der Weg ins „Reich der Freiheit“ 
blockiert werde durch „das Nadelöhr 
des Profitmotivs einzelner Kapitalisten, 
durch das alles hindurch muss“ (S. 83). 

Franz Anger 


Christoph Henning: Marx und die Fol¬ 
gen, Metzler-Verlag, Stuttgart 2017,149 
Seiten, 19,99 Euro 
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Prächtiges Haus 

Bundespräsident Frank-Walter Stein¬ 
meier eröffnete am Dienstag in Los An¬ 
geles das Thomas-Mann-Haus als trans¬ 
atlantische Begegnungsstätte. Die ehe¬ 
malige Villa des Schriftstellers, von ihm 
und seiner Familie von 1942 bis 1952 
bewohnt, soll künftig als Ort der De¬ 
batte und Domizil für Stipendiaten ge¬ 
nutzt werden. So die Absichtserklärung 
der Bundesregierung, die das Anwesen 
2016 für schlappe 13 Millionen Dollar 
gekauft hatte, um es vor dem Abriss zu 
bewahren. Ein paar weitere Millionen 
wurden nun in die aufwendige Renovie¬ 
rung gesteckt. Das Haus war Treffpunkt 
vieler deutschsprachiger Emigranten, 
darunter Brecht, Adorno, Einstein oder 
Feuchtwanger. Hier entstanden auch 
zahlreiche Rundfunkbeiträge für die 
BBC, in denen Thomas Mann sich be¬ 
mühte, die deutschen Hörer gegen die 
Nazi-Diktatur zu mobilisieren. Was 
Steinmeier und die „Transatlantiker“ 
wollen, ist, die gestörten politischen 
Beziehungen zumindest an diesem Ort 
nicht weiter zu vertiefen, sondern mit 
dem Vehikel „Kulturelle Fragen“ den 
transatlantischen Dialog zu beleben. 
Der erste Stipendiat wird der Schau¬ 
spieler Burghart Klaußner sein, warum 
gerade der, entschließt sich noch nicht. 

Manches ist erlaubt 

Wer erinnert sich nicht an die fürchter¬ 
lichen Texte der Rapper Kollegah und 
Farid Bang? 

Als die Rapper auch noch den Mu¬ 
sikpreis „Echo“ bekamen, gab es ei¬ 
nen heftigen Eklat. Mehrere Künstler 
gaben aus Protest ihre Trophäen zu¬ 
rück, schließlich gab der Ausrichter be¬ 
kannt, dass der ganze Marketingspaß 
nicht fortgeführt wird. Gegen die bei¬ 
den Jungs hagelte es Strafanzeigen. Nun 
hat die Düsseldorfer Staatsanwaltschaft 
die Ermittlungen eingestellt. Sie ist zwar 
der Meinung, „die Liedtexte seien voller 
vulgärer, menschen- und frauenverach¬ 
tender Gewalt- und Sexfantasien“. Aber, 
und jetzt kommt es: Weil sie dem Genre 
„Gangsta-Rap“ zuzurechnen seien, wä¬ 
ren sie nicht strafbar, denn auch für die¬ 
se Musikrichtung gelte die in der Ver¬ 
fassung verankerte Kunstfreiheit. Mit so 
einer juristischen Finesse konnte man 
nicht unbedingt rechnen, denn bei ande¬ 
ren Texten, die klare und deutliche Po¬ 
sitionen gegen Kriegstreiberei und un¬ 
würdige Konzernpraktiken benannten, 
galt die Kunstfreiheit nicht, sondern es 
wurde abgestraft. Passt schon in die Ver¬ 
schiebung der Maßstäbe, die bis in den 
Bundestag bereits formuliert werden. 

Schon besser 

In diesem Jahr erhält den Friedenspreis 
des Deutschen Buchhandels ein For¬ 
scherpaar, das sich weit über seine je¬ 
weiligen Fachgebiete mit Büchern und 
Vorträgen in die Debatten der Repu¬ 
blik eingemischt hat. Aleida Assmann, 
Literatur- und Kulturwissenschaftlerin, 
plädierte in ihrem jüngsten, 2017 er¬ 
schienenen Buch „Menschenrechte und 
Menschenpflichten“ angesichts der aktu¬ 
ellen Flüchtlingsdebatte für einen neuen 
Gesellschaftsvertrag, für den die Men¬ 
schenrechte, Werte wie Empathie und 
Solidarität sowie ein Kanon von Regeln 
für ein faires und respektvolles Zusam¬ 
menleben von Einheimischen und Zuge¬ 
wanderten maßgeblich sei müssen. Mit 
seinen ägyptologischen und kulturwis¬ 
senschaftlichen Arbeiten revidiert ihr 
Ehemann Jan Assmann das biblische 
Bild des Alten Ägyptens von einer ver¬ 
sklavten Gesellschaft unter pharaoni- 
scher Willkür und porträtiert stattdessen 
eine Zivilisation, die von Ordnungs- und 
Gerechtigkeitsvorstellungen geleitet ist. 
Über das Fachpublikum hinaus wird Jan 
Assmann bekannt durch seine Arbeiten 
zur Entstehung des Monotheismus, des¬ 
sen Anfänge er in dem Auszug der Isra¬ 
eliten aus Ägypten sieht. In dem 2016 
erschienenen Buch „Totale Religion. 
Ursprünge und Formen puritanischer 
Verschärfung“ schlägt Jan Assmann 
schließlich einen Bogen zur aktuellen 
Diskussion über das Gewaltpotential 
monotheistisch geprägter Gesellschaf¬ 
ten. Nachdem es in den letzten Jahren 
einige Preisträgerinnen und Preisträger 
gab, die eher schräge oder auch reakti¬ 
onäre Positionen vertreten, ist die dies¬ 
jährige Entscheidung des Branchen Ver¬ 
bandes zu begrüßen. Herbert Becker 


Das Einzelne und das Ganze 

Der zweite Band von „Künstler in der Zeitenwende“ ist erschienen 


Peter Michel, ausgewiesener und anerkannter Kunstwissenschaftler bereits in der 
DDR, hat eine zweibändige Arbeit über die Kunst in der DDR vorgelegt. Wäh¬ 
rend er in Band I die Geschichte von 40 Jahren künstlerischer Produktion, der 
Strömungen, der Einflüsse und Wirkungen erzählt, hat er in Band II eine Fülle von 
Miniaturen über seine Begegnungen mit Kunstschaffenden und Kulturverwertern 
aus der BRD und der DDR gesammelt. Die UZ plant, einige dieser Miniaturen 
in nächster Zeit in loser Folge vorzustellen. 

Peter Michel schreibt im Vorwort zum zweiten Band: 


A ls Lothar Lang 2009 sein Buch 
„Ein Leben für die Kunst“ he¬ 
rausgab, schrieb er am Schluss: 
„Abgeschlossen ist mein Text, nicht aber 
vollendet. Kunst wird unaufhörlich wei¬ 
ter gedeihen. Sie ist ewig. In Zeiten post¬ 
moderner Beliebigkeit ist es schwierig, 
aktuelle Strömungen auf ihre mögliche 
Dauer abzufragen. Das Ausrufen von 
Avantgardisten, die nichts anderes sind 
als Ausbeuter alter Traditionen, begleitet 
von Ausstellungen, die nur Schaustellerei 
sind, führt in die Irre. Es ist immerfort 
nach den bewährten Tugenden der Kunst 
zu fragen. Dazu gehören Handwerk und 
Fleiß, Disziplin und Ausdauer.“ In mei¬ 
nem Vorwort zum Band I dieses Buches 
hatte ich mich ebenso zu einer Kunst be¬ 
kannt, die Substanz voll ist und nicht den 
ständigen Wechseln des Marktes folgt. 
Wir leben in einer Zeit, in der immer 
deutlicher wird, dass hoch entwickelte 
kapitalistische Verhältnisse anspruchs¬ 
voller Kunst nicht förderlich sind. 

Darüber zu schreiben, wie sich 
Künstler solchen Entwicklungen ent¬ 
gegenstellten und das heute noch tun, 
wie sie ihre Werte bewahrten, wie vie¬ 
le von ihnen in der „Wende“-zeit ihre 
Meinung und ihre Freunde nicht von 
heute auf morgen wechselten oder es 
ablehnten, jenen „Aufarbeitern“ zu fol¬ 
gen, die sich voller Selbstgerechtigkeit 
die Vergangenheit zurechtbasteln - das 
war mein Anliegen. Ob ich dabei den 
richtigen Zeitpunkt zum Aufhören ge¬ 
funden habe, mag der Leser entscheiden. 
Ein Lexikon wollte ich nicht verfassen 
und erst recht keine Kunstgeschichte 
der DDR. Ich nahm mir die Freiheit, 
mich jenen zuzuwenden, mich an jene 
zu erinnern, die mich mit ihrer Kunst be¬ 
wegten. Nicht alle von ihnen haben in 
diesem Buch Platz gefunden, und nicht 
alles, was ich mir vorgenommen hatte, 
konnte ich realisieren. Dennoch glaube 
ich, dass etwas entstanden ist, das helfen 
wird, einen vorurteilsfreieren Blick auf 
ein Stück Kunst- und Kulturgeschichte 
zu werfen. Manches ist heute schon ver¬ 
schüttet und hat es verdient, nicht in den 
Archiven zu verstauben, sondern wieder 
ins Gedächtnis gerufen zu werden. 

Dabei geht es um einen Blick auf 
das Ganze. Die Kunst in der DDR hat¬ 
te viele Facetten. Jeder, der sich mit ihr 
beschäftigt, wird sich auf das konzent¬ 
rieren, was ihn besonders anregt. Einen 
sozialistisch-realistischen Einheitsbrei, 
wie er von „Aufarbeitern“ in den Jah- 


Literatur ist Teil der Gesellschaft und 
bildet sie nach Eigenlogik ab. Das trifft 
auch auf Science-Fiction zu. Welches 
Bild von unserer Gesellschaft und wel¬ 
che Aussichten auf den weiteren Fort¬ 
gang entwirft die gegenwärtige Sci¬ 
ence-Fiction? 

Science-Fiction bietet zurzeit vor 
allem negative Aussichten für die Zu¬ 
kunft. Entweder wird der Status quo 
bejaht und eine technologisch hoch- 
entwickelte Gesellschaft unter kapi¬ 
talistischen Vorzeichen sowie liberal¬ 
demokratischen Strukturen entwor¬ 
fen. So gibt es zum Beispiel in „Star 
Wars“ einen korrupten Senat, der von 
einer Diktatur verschluckt wird. Oder 
es werden Dystopien gezeigt, in denen 
bereits heute vorhandene Missstände 
massiv verschärft auftreten und durch 
eine dem Menschen feindliche tech¬ 
nologische Entwicklung intensiviert 
werden. In „Elysium“ verlassen die 
Reichen die Erde auf eine luxuriöse 
Raumstation, während die Verdamm¬ 
ten dieser Erde - die Ärmeren - ihr 


ren nach der „Wende“ suggeriert wur¬ 
de, gab es nicht. Der Maler, Zeichner, 
Graphiker und Bildhauer Wolfgang 
Mattheuer wies nach 1989/90 darauf 
hin, dass in der Kunst Momente des 
lächelnd Spielerischen ebenso wichtig 
seien wie die Darstellung der Klagwür¬ 


digkeit der menschlichen Welt; Klagen 
gehöre zur Kunst, lachende Zähne zum 
Kommerz. 

Nach und nach hat sich in der bun¬ 
desdeutschen Öffentlichkeit ein diffe- 
renzierterer, offenerer Blick auf die in 
der DDR entstandene Kunst durchge¬ 
setzt, auch auf das Schaffen der so ge¬ 
nannten „Staatskünstler“. Das ist eine 
erfreuliche Entwicklung, die von Men¬ 
schen getragen wird, die toleranter und 
klüger sind, die Kunst als Kunst wahr¬ 
nehmen und bei denen sich reges Inte¬ 
resse mit prüfender Distanz verbindet. 
Doch immer wieder gibt es auch in der 
Gegenwart makabre Rückfälle: Erst 
2017 wurde in der Galerie Neue Meis¬ 
ter der sächsischen Landeshauptstadt 
Dresden bei einer neuen Hängung die 
kunstgeschichtliche Epoche zwischen 
1945 und 1990 vollkommen ins Depot 
verfrachtet. Jene, die in den Neunziger- 


Leben in Elend und Repression fris¬ 
ten. In „Blade Runner“ übernimmt 
das wirtschaftliche Großkonglomerat 
Tyrell Corporation die Herrschaft. Bei 
„In Time“ wird durch die Lebenszeit- 
Entlohnung eine lebensbedrohliche 
Verschärfung der Ausbeutung betrie¬ 
ben. In „Minority Report“ erfolgt die 
Vervollkommnung der Überwachung 
durch die sofortige Bestrafung von er¬ 
fassten Gewaltgedanken. Und in „Star 
Wars VII“ übertrifft die Starkiller-Ba¬ 
sis sogar die Feuerkraft des Todessterns 
und beweist, dass es immer eine noch 
schlimmere Massenvernichtungswaffe 
gibt. All diese Dystopien sind aus rea¬ 
len Verhältnissen inspiriert und deuten 
in dramatischer Weise an, wie weit es 
vielleicht noch kommen könnte. 

Autoritär und militärisch 

Ein wichtiges Motiv gegenwärtiger Sci- 
Fi ist zudem das Einzelkämpfertum. 
Superheldinnen oder Hochbegabte 
versuchen, die Welt zu retten, während 
Menschenmassen nur als Kanonenfut- 


jahren den angeblichen „Bilderstreit“ 
begannen und ihn bis heute führen, soll¬ 
ten sich darüber im klaren sein, dass sie 
dasselbe tun, was die Formalistenjäger 
in der frühen DDR praktizierten, dass 
sie die innere Einheit der Deutschen im 
Kunstbereich behindern und damit ei¬ 
ner deutschen Nationalkultur Schaden 
zufügen. Möge dieses Buch dazu bei¬ 
tragen, auch solch Ewiggestrigen die 
Augen zu öffnen. Was Alfred Döblin in 
seinem Essay „Der historische Roman 
und wir“ schrieb, gilt auch für uns. Nur 
die wirkliche Historie muss der Maß¬ 
stab der Wahrheit sein: „Die Wahrheit 
der historischen Dinge, danach dürsten 


wir, danach verdursten wir bei all dem 
unsäglichen Schwindel, mit dem wir um¬ 
geben werden.“ 

Die biografischen Miniaturen dieses 
zweiten Bandes entstanden in den Jah¬ 
ren 2016 und 2017. Sie zu schreiben war 
für mich zugleich wie das Abtragen ei¬ 
ner Schuld. Hier hatte ich Gelegenheit, 
Dank zu sagen für das Vertrauen, das 
ich genießen durfte, wenn ich Ateliers 
besuchte, wenn sich Künstler mit ihren 
Gedanken öffneten, wenn sie mich in 
die Besonderheiten ihres Schaffens bli¬ 
cken ließen, wenn sie mir Freundschaft 
entgegenbrachten, die - wenn sie noch 
leben - bis heute anhält, und wenn sie 
mich vor zu schnellem Urteil bewahr¬ 
ten. Viel davon konnte ich ihnen zu¬ 
rückgeben, indem ich ihre Ausstellun¬ 
gen eröffnete oder über sie publizier¬ 
te. Nie habe ich mich dabei als Richter, 
sondern stets als Vermittler gefühlt. 


Zukunft 

ter oder Mob auftreten. Muskelbepack¬ 
te Helden und halbnackte Heldinnen 
zeigen hierbei auch eine sexistische 
Komponente, die gesellschaftliche 
Normen propagiert: für den Profit von 
Fitnessstudios und Schönheitsindustrie 
und zum Leidwesen von Essstörungen 
betroffener Menschen. Außerdem ist 
es ein fataler Irrglaube, dass Konflikte 
der Menschheitsgeschichte von Aus¬ 
nahmepersonen gelöst würden. Die 
Novemberrevolution in Deutschland 
wurde zum Beispiel von meuternden 
Matrosen, streikenden Arbeiterinnen 
und Friedensbewegten angetrieben, 
auch wenn Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht uns als herausragende und 
prägende Persönlichkeiten in Erinne¬ 
rung geblieben sind. 

Auch werden die Krisen in Science- 
Fiction meist autoritär und militärisch 
gelöst. In „World War Z“ findet sich 
beispielsweise mit dem Abschlachten 
von Zombies eine Szene, die bei den 
Zuschauerinnen Sympathien für die 
Vernichtung von Menschenmassen er- 


Allen jenen, die dazu beitrugen, die¬ 
sen zweiten Band zu veröffentlichen, 
soll hier soll Dank gesagt werden: mei¬ 
ner Frau Maria, meiner Tochter Anne¬ 
gret, dem Bildhauer Klaus Schwabe (f) 
aus Leipzig, Gisela Stuckert aus Puch¬ 
heim, Joachim Hornig aus Berlin, Jörg- 
Heiko Bruns aus Molsdorf/Erfurt, dem 
Kunstarchiv Beeskow; auch den Kunst¬ 
sammlern Maria Heiner aus Dresden 
und Gerd Gruber aus Wittenberg, die 
mir wichtige Informationen vermittel¬ 
ten, und allen, die mich bei Lesungen 
und Diskussionen ermutigten. 

Für den Bildhauer Werner Stötzer 
war das „vollendet Unvollendete“ ein 


Arbeitsprinzip. Er forderte damit den 
Betrachter auf, sich einzufühlen in das, 
was in seinen Werken noch verborgen 
blieb; er stieß Gedanken und Gefühle 
an, ohne bis in die letzten Details sei¬ 
ner Plastiken vorzudringen. Ja, er hat¬ 
te sogar Bedenken, den richtigen Zeit¬ 
punkt zum Aufhören zu finden, weil er 
möglicherweise mit weiteren Schlägen 
auf das Steinbildhauerwerkzeug das 
Ganze verderben könnte. Gerade darin 
liegt wohl die Ursache für den Reichtum 
an Assoziationen, den er mit seiner Ar¬ 
beit hervorrief. Es liegt mir fern, daraus 
vorschnelle Schlüsse auf das Handwerk 
des Schreibenden zu ziehen. Doch ich 
muss mich an Werner Stötzers Haltung 
erinnern, wenn ich nun vielleicht etwas 
Unvollendetes hinterlasse, das dennoch 
weiterwirken kann. Das ist die Zuver¬ 
sicht, die ich mit Lothar Lang teile. 

Peter Michel 


zeugen soll. Im Zombieszenario wer¬ 
den auch immer jene, welche die Zom¬ 
bies nicht töten wollen, als schwache 
Idealistlnnen gezeichnet, deren Tod 
dann oft „verdient“ erscheint - zum 
Beispiel im Zombie-Roman „Eden“, 
wo eine Hippiekommune die Zombies 
heilen will und dafür zerfleischt wird. 

Überwindung des Kapitalismus, vor 
allem konkrete Ausgestaltung, zeigt 
Science-Fiction nicht; höchstens das 
Ausweichen auf andere Planeten oder 
die Rückkehr zur vorkapitalistischen 
Gesellschaft durch Apokalypse. Nein, 
utopische Science-Fiction erfreut sich 
keiner breiten Öffentlichkeit. Es ist - 
laut dem US-amerikanischen Marxis¬ 
ten Fredric Jameson - heutzutage of¬ 
fenbar leichter, sich das Ende der Welt 
vorzustellen, als das Ende des Kapita¬ 
lismus. So dominiert selbst bei „revo¬ 
lutionärer“ SciFi das Motiv der verra¬ 
tenen Revolution oder Ungewissheit 
über den Fortgang (siehe „Tribute von 
Panem“). 

Benni Roth/Vorwärts, Schweiz 



Das Buchenwald-Denkmal von Fritz Cremer (Ausschnitt) 


Früher war's besser 

Aktuelle Science-Fiction sieht schwarz für die 
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Besser, wir wären nicht die einzige Partei 

Aus dem Referat der 2. PV-Tagung zur Friedenspolitik der DKP von Björn Schmidt, Leiter der Friedenskommission 



Björn Schmidt bei der DKP-Aktion „Hundert Jahre Matrosenmeuterei“ in Wilhelmshaven 


N achdem ich auf einer Friedens¬ 
kundgebung der „Nordbremer 
Bürger gegen den Krieg“ zum 
Thema „Frieden mit Russland“ gespro¬ 
chen hatte, sagte einer der Teilnehmer 
hinterher zu mir: „Die DKP ist die ein¬ 
zige Partei, die sich klar und deutlich 
zum Frieden mit Russland positioniert “ 
Eigentlich ein nettes Lob, aber es zeigt 
leider auch, dass die politische Linke 
insgesamt ihrer Verantwortung, der 
Aggression gegen Russland etwas ent¬ 
gegenzusetzen, nicht ausreichend nach¬ 
kommt. Besser wäre es, wenn wir nicht 
die einzige Partei wären. 

Der Bundesparteitag der Partei 
„Die Linke“ brachte es fertig, einen 
entsprechenden Antrag mit Verweis auf 
Russlands offenbar negativ bewertete 
Rolle in Syrien und der Ukraine abzu¬ 
lehnen. Das ist deswegen bedauerlich, 
weil es viele Genossinnen und Genos¬ 
sen in der PDL gibt, die unermüdlich 
für den „Frieden mit Russland“ wirken 
und dabei auch mit uns solidarisch Zu¬ 
sammenarbeiten. 

Wenn wir heute über Russland 
sprechen, dann fällt eine Sache sofort 
auf: Es geht ein tiefer Riss durch die¬ 
ses Land. Ich spreche von dem, was die 
Mehrheit der Menschen über das Ver¬ 
hältnis zu Russland denkt und das, was 
die Bundesregierung macht. Im März 
hat das Meinungsforschungsinstitut 
Forsa im Rahmen einer Umfrage er¬ 
mittelt, dass 91 Prozent der Befragten 
der Meinung sind, dass von Russland 
keine Gefahr droht. Insbesondere jün¬ 
gere Menschen gaben an, überhaupt 
keine Angst vor Russland zu haben. 98 
Prozent der insgesamt 1 006 Befrag¬ 
ten der 18- bis 29-Jährigen sehen kei¬ 
ne Gefahr von Moskau ausgehen. Der 
Forsa-Chef Manfred Güllner fasst dies 
so zusammen: „Anders als zu Zeiten 
des Kalten Krieges fürchten sich heu¬ 
te nur noch ganz wenige Deutsche vor 
Russland. Daran hat sich auch durch 
den Ukraine-Konflikt nichts geän¬ 
dert.“ Eine andere Meinungsumfrage 
ermittelte im März, dass sich satte 58 
Prozent der Deutschen eine Annähe¬ 
rung der Bundesrepublik an Russland 
wünschen. 

Hetze gegen Russland 
wird Immer schriller 

Und was macht die Bundesregierung? 
Das genaue Gegenteil. Die Vorwürfe 
gegenüber der russischen Regierung 
werden immer schriller. Man könnte 
fast meinen, die Bundesregierung leide 
unter Verfolgungswahn. Schon im so¬ 
genannten Weißbuch der Bundeswehr 
hat die Bundesregierung vor zwei Jah¬ 
ren eine interessante neue Verschwö¬ 
rungstheorie entwickelt: „International 
präsentiert sich Russland als eigenstän¬ 
diges Gravitationszentrum mit globa¬ 
lem Anspruch. Hierzu gehört auch eine 
Erhöhung russischer militärischer Akti¬ 
vitäten an den Außengrenzen von Eu¬ 
ropäischer Union und NATO.“ Soso, 
möchte man meinen, das ist aber ganz 
schön frech von Russland, dass es seine 
Westgrenze direkt neben die NATO ge¬ 
legt hat und dann auch noch Militär auf 
seinem eigenen Territorium bewegt. Als 
ob es nicht die NATO gewesen wäre, 
die ihre Ost-Grenze immer weiter Rich¬ 
tung Russland verschoben hat. 

Der Aufbau des Feindbildes Russland 
geht ungebremst weiter. Mit der soge¬ 
nannten Stapel-Taktik werden Halb¬ 
wahrheiten und Lügen in so hoher 
Taktrate ausgegeben, dass sich man¬ 
che Anhängerinnen und Anhänger 
eines gutnachbarschaftlichen Verhält¬ 
nisses zur Russischen Föderation argu¬ 
mentativ ohnmächtig fühlen. Ein paar 
Schlagzeilen der letzten Tage: 

★ „Reise durch das WM-Land. Wo aus 
kleinen Jungs treue Soldaten für Putin 
gemacht werden“ (stern.de) 

★ „Fast jeder zweite Deutsche ist da¬ 
gegen, dass Merkel zur WM reist“ (Die 
Welt) 

★ „Brasilien warnt Fans vor homose¬ 
xuellen Zärtlichkeiten in Russland“ 
(Spiegel Online) 

★ „Die WM in Russland ist umstritten, 
es gibt Vorwürfe zu den Arbeitsbedin¬ 


gungen, den Menschenrechten und 
Korruption.“ (ARD Sportschau) 

★ „Putin: Der geheimnisvolle Hooli¬ 
gan, der die Macht ergriff“ (kurier.at) 
Alle diese Punkte dienen zur Stim¬ 
mungsmache für die westliche Anti- 
Russland-Politik. Dabei wird nicht 
immer ungeschickt agiert, sondern 
an Themen angeknüpft, die die Men¬ 
schen hierzulande bewegen, wenn sie 
an Russland denken, vor allem fehlende 
demokratische und soziale Rechte vie¬ 
lerlei Art. Der Propagandatrick besteht 
darin, die moralische Empörung aus der 
Position eines „zivilisatorisch höher ste¬ 
henden“, „liberalen“ und „fortschrittli¬ 
chen“ Westens mit der Notwendigkeit 
außenpolitischen Drucks bis hin zu mi¬ 
litärischen Maßnahmen wie Aufrüstung 
zu verbinden. Wir sollten vor diesen 
Diskussionen nicht zurückschrecken 
und unseren Standpunkt deutlich sagen: 

1. Eine Entspannungspolitik mit Russ¬ 
land darf keine Bedingungen und Vor¬ 
aussetzungen haben, sonst hat sie keine 
Chance und findet nicht statt. 

2. „Der Westen“ hat kein Recht, in die 
inneren Verhältnisse Russlands in ir¬ 
gendeiner Form einzugreifen. Auch 
jedes Volk im Westen hat das Recht, 
selbst über seine Zukunft ohne äußere 
Einmischung zu bestimmen. 

3. Soziale und demokratische Rechte 
der Mehrheit der russischen Bevölke¬ 
rung wie auch unterdrückter Minder¬ 
heiten können nur im Frieden, das heißt 
ohne Drohungen der NATO und sons¬ 
tiger westlicher Organisationen er¬ 
kämpft werden. 

Nicht jeder Friedenskämpfer teilt 
unsere Sichtweise, insbesondere auf 
Russland. Das ändert für uns nichts da¬ 
ran, die herrschende Kriegspolitik ge¬ 
meinsam mit allen Friedensfreunden zu 
bekämpfen, egal aus welcher Motivati¬ 
on sie jeweils heraus handeln. Natürlich 
ist das dieses Jahr in allererster Linie 
die Kampagne „Abrüsten statt Aufrüs¬ 
ten“, zu der wir nun schon über 13 000 
Unterschriften beisteuern konnten. 

DGB positioniert sich zu 
„Abrüsten statt Aufrüsten“ 

Auch der 21. ordentliche Bundeskon¬ 
gress des DGB, der vom 13. bis 17. Mai 
in Berlin stattfand, beschäftigte sich mit 
Abrüstung. Bereits im Leitantrag findet 
sich die Position, dass die Forderung der 
NATO nach einer Erhöhung der Rüs¬ 
tungsetats auf 2 Prozent des Bruttoin¬ 
landsprodukts völlig verfehlt ist und 
deshalb abgelehnt wird. Mit dieser Pas¬ 
sage im Leitantrag sollten zwei friedens¬ 
politische Anträge als erledigt gelten. 
Dies wurde jedoch dadurch verhindert, 
dass ein Änderungsantrag vorlag, der 
dem Bundeskongress aufforderte, den 
Appell der Friedensbewegung „Ab¬ 


rüsten statt Aufrüsten“ zu unterstützen 
und bis zum Jahresende dafür 100 000 
Unterschriften zusammen. Nach in¬ 
tensiven Beratungen der Antragsbera¬ 
tungskommission gelang es, einen der 
vormals als erledigt geltenden Anträge 
zu einem friedenspolitischen Beschluss 
zu führen. Darin wurde unter anderem 
beschlossen, 

★ dass Waffenexporte in Krisen- und 
Konfliktgebiete sowie an diktatorische 
oder autokratische Regime grundsätz¬ 
lich abgelehnt werden, 

★ die Petition „Abrüsten statt Aufrüs¬ 
ten“ unterstützt wird und 

★ dass der DGB und seine Gliederun¬ 
gen ihre Zusammenarbeit mit Frie¬ 
densinitiativen ebenso wie ihr Engage¬ 
ment und ihre Öffentlichkeitsarbeit für 
Frieden, Abrüstung und internationale 
Konfliktlösungen weiter verstärken, um 
zu verhindern, dass das 2-Prozent-Ziel 
bei den Rüstungsausgaben verwirklicht 
wird. 

Außerdem beschloss der Bundeskon¬ 
gress, dass der DGB sich auf allen Ebe¬ 
nen dafür einsetzt, dass der 8. Mai als 
gesetzlicher Feiertag durchgesetzt und 
etabliert wird. In weiteren Debatte ging 
es u.a. um die Themen Mindestlohn, Ar¬ 
beitszeit, digitaler Wandel, Klimaschutz, 
Arbeitsbedingungen, Migration, demo¬ 
graphischer Wandel und die Verbindung 
individueller Beteiligungs- und kollekti¬ 
ver Mitbestimmungsrechte. So richtig die 
vielen Einzelforderungen auch sind, blie¬ 
be als Fazit des Bundeskongresses fest¬ 
zuhalten, der DGB hält weiterhin Kurs 
auf Unterstützung der Großen Koaliti¬ 
on, verbunden mit der Hoffnung, dass 
einzelne seiner Forderungen Wirklich¬ 
keit werden. Ein Politikwechsel hin zu 
den originären Wurzeln und Traditionen 
der Arbeiterbewegung, das Infragestel¬ 
len der Agenda-2010-Politik, findet sich 
wenn, dann nur ansatzweise. In der Ge¬ 
neraldebatte wurde zu Recht das Wirken 
des DGB-Vorsitzenden Rainer Hoff- 
mann kritisiert, der innerhalb der SPD 
für eine Große Koalition geworben hat. 
Das und nicht zuletzt seine Rechtferti¬ 
gung dieses Kurses, der im Übrigen keine 
individuelle Entscheidung war, sondern 
von allen Vorsitzenden der DGB-Ge- 
werkschaften mitgetragen wurde, führ¬ 
te dazu, dass er nur mit 76 Prozent zum 
DGB-Vorsitzenden gewählt worden ist. 

Im gewerkschaftlichen Bereich, zu¬ 
mindest unter den aktiven Gewerkschaf¬ 
tern, rennt die Unterschriftensammlung 
„Abrüsten statt Aufrüsten“ offene Tü¬ 
ren ein. Das zeigen u. a. die Erfolge der 
Genossinnen und Genossen aus Braun¬ 
schweig und Essen und das bundeswei¬ 
te Sammeln auf den l.-Mai-Demos und 
-Festen. An vielen Orten ist die Partei 
mittlerweile aktiv; es wird sowohl im 
persönlichen Umfeld als auch teils im 


Wochenrhythmus auf der Straße gesam¬ 
melt. Dabei zeigt sich, dass es je - nach 
Stadtteil und damit sozialem Umfeld - 
durchaus Unterschiede in den Gesprä¬ 
chen gibt. Die Aufgeschlossenheit dem 
Thema Abrüstung gegenüber und die 
Kenntnis der NATO-Pläne sind nicht 
immer verbreitet. An manchen Orten 
dominiert Resignation gegenüber den 
Plänen der Herrschenden. Damit wird 
aber auch deutlich, dass die Unterschrif¬ 
tensammlung überhaupt erst eine auf¬ 
klärende Funktion über die immensen 
Summen hat, die in die Rüstung gesteckt 
und aus den Sozial- und Gesundheits¬ 
haushalten geraubt werden sollen, zu 
informieren. 

Auch wenn diese Art der Agitation 
und Unterschriftensammlung biswei¬ 
len mühsamer und zahlenmäßig weni¬ 
ger ergebnisreich ist als beispielsweise 
das Sammeln auf politischen oder kul¬ 
turellen Veranstaltungen, so ist sie doch 
notwendig und wir müssen das als unse¬ 
re Aufgabe begreifen, ohne das Ziel der 
30 000 aus dem Blick zu verlieren. 

Unter dem Strich haben sich aber 
unsere Einschätzungen bestätigt: Die 
Kampagne trifft einen Nerv in weiten 
Teilen der Bevölkerung. Und trotz aller 
Euphorie meine ich: Es wird eine echte 
Kraftanstrengung werden, zwei Drittel 
unserer Zielzahl während der Sommer¬ 
monate zu sammeln. Zugleich drängt 
sich der Eindruck auf, dass sie innerhalb 
der Friedensbewegung und der politi¬ 
schen Linken nicht von allen als zentral 
angesehen wird, was beispielsweise die 
Fokussierung der Kräfte auf die Kam¬ 
pagne betrifft. (...) 

Das bisherige arrogante Verhalten 
der Bundesregierung gegenüber Russ¬ 
land war leider erst der Auftakt. Am 
6. Juni 2018 meldete Spiegel online: 
„Die NATO rüstet auf: Bis 2020 soll 
die Reaktionsfähigkeit der Truppen er¬ 
höht werden.“ Geplant ist offenbar, je 
30 Einheiten von Heer, Luftwaffe und 
Marine so zu trainieren und auszurüs¬ 
ten, dass sie im Fall einer Krisensitu¬ 
ation innerhalb von 30 Tagen einsatz¬ 
bereit wären. ... Weiter heißt es: „Die 
NATO hatte nach dem Ende des Kal¬ 
ten Kriegs ihre Kommandostrukturen 
deutlich zurückgefahren. Wegen der 
Rolle Russlands in der Ukrainekrise 
hat das Bündnis seine Truppenprä¬ 
senz in Osteuropa inzwischen wieder 
verstärkt und zieht auch mit den Kom¬ 
mandostrukturen nach. Hintergrund 
ist die als aggressiv wahrgenommene 
Politik Russlands. Vor allem östliche 
Bündnispartner fühlen sich bedroht.“ 
Außerdem wird noch gemeldet: „Die 
EU-Kommission schlägt vor, im kom¬ 
menden Jahrzehnt etwa 6,5 Milliarden 
Euro in panzertaugliche Verkehrswege 
zu investieren. Damit sollten von 2021 


bis 2027 Schieennetze, Straßen und 
Brücken ausgebaut werden.“ 

Wenn die Bundesregierung tatsäch¬ 
lich ein „nachdrückliches Interesse an 
guten Beziehungen zu Russland“ hat, 
wie es wörtlich im Koalitionsvertrag 
heißt, dann müsste sie mit dieser gegen 
Russland gerichteten Politik Schluss 
machen, die Sanktionen aufheben, die 
Teilnahme am Truppenaufmarsch in 
Osteuropa beenden. Dies von einer 
Bundesregierung zu erwarten, die in ih¬ 
rem Koalitionsvertrag festgehalten hat, 
„transatlantischer werden zu wollen“, 
wäre sicherlich illusorisch. Vor allem, 
weil diese Passage aus dem Koalitions¬ 
vertrag nur als Einleitung zur Begrün¬ 
dung einer ansonsten aggressiv-russ¬ 
landfeindlichen Politik ist: „Russland 
verletzt durch seine völkerrechtswidri¬ 
ge Krim-Annexion und das Eingreifen 
im Osten der Ukraine die europäische 
Friedensordnung. Diese gegenwärtige 
russische Außenpolitik verlangt von uns 
besondere Achtsamkeit und Resilienz.“ 
Mit einer solchen „Widerstandsfähig¬ 
keit“ ist in erster Linie Aufrüstung ver¬ 
bunden, nicht nur quantitativer, sondern 
auch qualitativer Art: Laut Süddeut¬ 
scher Zeitung, der nach eigenen Anga¬ 
ben ein Entwurf der neuen „Konzeption 
der Bundeswehr“, also dem Dachdoku¬ 
ment der Gesamtkonzeption der mili¬ 
tärischen Verteidigung Deutschlands, 
vorliegt, plant von der Leyen, „die jah¬ 
relang vorherrschende Fokussierung auf 
Auslandseinsätze, die unter anderem als 
Argument für Einsparungen herhalten 
musste, zu beenden, und sich künftig 
,gleichrangig 4 wieder der Landes- und 
Bündnisverteidigung zu widmen.“ So¬ 
wohl die SZ als auch andere Medien 
stellten diesen Bundeswehrumbau, der 
mutmaßlich eine Erhöhung der Zahl 
der Artilleriebataillone von drei auf 14 
beinhaltet, richtigerweise in den Kon¬ 
text der Konfrontation mit Russland. 
Die Stoßrichtung des Bundeswehrum¬ 
baus ist unmissverständlich: Es werden 
konkrete militärische Maßnahmen er¬ 
griffen, um einen Krieg gegen Russland 
möglich zu machen. Das bedeutet nicht, 
dass ein solcher kurz bevorsteht - die 
Kriegsgefahr wächst aber dadurch er¬ 
heblich. Wenn es gegen Russland geht, 
hält das westliche Bündnis zusammen. 
Daran ändern auch die Interessenun¬ 
terschiede zwischen der EU und den 
USA unter Trump - beispielsweise in 
der Iran-Politik - kein bisschen. (...) 

Machen wir dieses Jahr zum Jahr 
des Friedens, nutzen wir die verbreitete 
Friedensstimmung in der Bevölkerung, 
nutzten wir auch die Fußball-WM, um 
unsere Losung „Frieden mit Russland“ 
überall zu verbreiten und helfen wir mit, 
die 100 000 Unterschriften bei „Abrüs¬ 
ten statt Aufrüsten“ bald zu knacken! 
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Vietnam stellt sich der Zukunft 

Automatische Fertigungssysteme führen zu schnellen Veränderungen in der Wirtschaft • Von Stefan Kühner 



Vietnam will weg von der Bekleidungs- und Schuhindustrie 


A uch bei vielen, die vor 50 Jah¬ 
ren gegen den Vietnamkrieg 
auf die Straße gingen, wird Vi¬ 
etnam heute wohl in erster Linie als 
Reiseland oder als Billiglohn-Standort 
wahrgenommen, in dem die Ideen des 
Neoliberalismus in grober Form ihren 
Triumph feiern. Und nicht wenige wer¬ 
fen Vietnam zum Beispiel in Diskussio¬ 
nen in den sozialen Medien vor, durch 
die Zulassung privater Produktionsmit¬ 
tel in großem Umfang den Sozialismus 
zu verraten. 

1975: Startbedingungen, die 
schwerer nicht sein konnten 

Als Vietnam 1975 mit dem Ende des 
Befreiungskrieges seine Unabhängig¬ 
keit und ein Jahr später seine Wieder¬ 
vereinigung errungen hatte, stand das 
Land vor fast unüberwindbaren Pro¬ 
blemen. Nahezu alle Infrastrukturen 
im Verkehr (Straßen, Eisenbahnen, 
Brücken), im Gesundheitswesen und 
in der Industrie waren total zerstört. 
Das Land bekam von denen, die den 
Krieg geführt und verloren hatten, kei¬ 
ne Wiederaufbauhilfe, obwohl dies zu¬ 
gesichert worden war. Bis Anfang der 
90er Jahre des letzten Jahrhunderts litt 
das Land zudem unter einem politisch 
gewollten Boykott der westlichen rei¬ 
chen Länder. Sozialismus hieß für die 
Regierung Vietnams in erster Linie, die 
Versorgung der Bevölkerung sicherzu¬ 
stellen. Da ging es um Bereitstellung 
von Strom, genügend Lebensmitteln, 
Medikamenten, Fahrrädern und Mo¬ 
peds, um zur Arbeit zu gelangen. Ohne 
die tiefgreifende und anhaltende Hilfe 
der sozialistischen Staaten wäre dies 
nie möglich gewesen. 

Auch heute ist es Ziel der vietna¬ 
mesischen Wirtschaftspolitik, die sich 
„sozialistische Marktwirtschaft“ nennt, 
den Mangel an Infrastruktur, Defiziten 
im Bildungssektor des Landes und die 
Bereitstellung von Arbeitsplätzen von 
Jahr zu Jahr besser zu lösen. Es geht 
um größeren Wohlstand für die Bevöl¬ 
kerung und die ausreichende Bereit¬ 
stellung von Produkten für die Bür¬ 
gerinnen und Bürger. Gemessen wird 
dies auch in Vietnam am Wirtschafts¬ 
wachstum 

1989: Vietnam muss sich 
neuen Bedingungen stellt 

Mit dem Verschwinden des 
COMECON (1989) und auch schon 
zuvor leitet Vietnam unter dem Be¬ 
griff „Doi Moi“ eine Erneuerung in sei¬ 
ner Wirtschaftspolitik ein. Der private 
Sektor wurde zugelassen und gestärkt. 
Die Staatsunternehmen erhielten mehr 
Handlungsfreiheit, um ein stärkeres 
und stetigeres Wachstum zu aktivieren. 

Zusätzlich versuchte das Land den 
Export von Nahrungsmitteln voranzu¬ 
treiben, was in den 90er Jahren sehr 
gut gelang. Andere Exportgüter gab 
es nicht. Vietnam entwickelte sich zum 
drittstärksten Reisexportland und stieg 
zum weltweit zweitgrößten Kaffeeliefe¬ 
ranten auf. [1] Auch Fisch, Pfeffer und 
Cashew-Nüsse gehören zu den Waren, 
bei denen Vietnam heute eine führende 
Rolle innehat. All diese Produkte sind 
allerdings abhängig von den großen 
Preisschwankungen des Weltmarktes 
und den Preisdiktaten der Nahrungs¬ 
mittelkartelle. Sie leiden unter zeitwei¬ 
ligen Überangeboten und sind abhän¬ 
gig von Sozial- und Ökolabels, die von 
den „entwickelten“ Ländern mit ver¬ 
meintlich guten Absichten, aber nach 
deren Kriterien, definiert werden. Um 
von dieser einseitigen Abhängigkeit 
wegzukommen, bemühte sich Vietnam 
in den 1990er Jahren verstärkt, auslän¬ 
disches Kapital aus Thailand, Korea, 
Taiwan, China, den USA und der EU 
für Direktinvestitionen zu gewinnen. 
Die Felder waren zunächst die Verar¬ 
beitung von Lebensmitteln und dann 
zunehmend die Fertigung von Schu¬ 
hen, Kleidung und Elektronikartikeln. 
Die billige Arbeitskraft wird und wurde 
auch von deutschen Unternehmen ger¬ 
ne angenommen. Adidas, Adler, ALDI, 
Deichmann, Jack Wolfskin und wie sie 
auch alle heißen, lassen in Vietnam 


fertigen. Das Ziel Vietnams war „Fa¬ 
brik für die Welt“ zu sein. Die Regie¬ 
rung hat allerdings erkannt, dass damit 
eine gute wirtschaftliche Zukunft nicht 
gesichert werden kann. Das Land will 
weg von der Bekleidungs- und Schuh¬ 
industrie, in der in Vietnam und seinen 
Nachbarländern Millionen Menschen 
für einen Monatslohn von 200 bis 300 
Dollar schuften. Der Grund für den 
Wechsel ist das, was man 4. Industrielle 
Revolution nennt. Das schnelle Voran¬ 
schreiten der automatischen Fertigung 
könnte die billige Handarbeit in den ar¬ 
beitsintensiven Industrien schnell ver¬ 
schwinden lassen. 

In einem Interview mit der Zeitung 
„Vietnam Economic Times“ erklärt der 
Direktor der größten vietnamesischen 
Textilfabrik Vinatex, Le Tien Truong, 
im April 2017: „Automatische Ferti¬ 
gungssysteme in unserer Branche und 
Industrie 4.0 werden zu schnellen und 
unvorhersehbaren Veränderungen in 
der Wirtschaft führen. Wenn wir nicht 
sorgfältige Vorbereitungen treffen, 
werden unsere derzeitigen Produkti¬ 
onstechniken nicht mehr wettbewerbs¬ 
fähig sein. Dies wird sich in den nächs¬ 
ten fünf Jahren abspielen.“ „Vinatex 
muss aufpassen, dass es nicht aus der 
globalen Lieferkette herausfällt.“ 
Bestätigt wird diese Vermutung durch 
die Analysen der International Labour 
Organisation (ILO). Sie sieht die Ar¬ 
beit in der Schuh- und Bekleidungs¬ 
industrie, die vor allem von Frauen 
ausgeführt wird, in hohem Maße als 
gefährdet an. In Vietnam sind 86 Pro¬ 
zent, in Kambodscha 88 Prozent und in 
Indonesien 64 Prozent der Arbeitsplät¬ 
ze durch Automatisierung gefährdet. 
Neun Millionen Arbeitsplätze stehen 
durch Computer Aided Design (CAD), 
3D-Druck, Sewbots (Nähroboter) so¬ 
wie Scan-Techniken, die passgenaue 
Kleidung produzieren, auf dem Spiel. 
Die Textilindustrie ist die Branche, 
die laut ILO die Automatisierung am 
stärksten fürchten muss. 

2018: Autos bauen 
statt Schuhe nähen 

Einmal mehr muss sich Vietnam, wie so 
oft in seiner Geschichte, neuen Anfor¬ 
derungen stellen, um seine Unabhän¬ 
gigkeit zu bewahren. Vietnam bereitet 
sich deshalb auf einen schnellen Wandel 
vor. Einer der Wege, die das Land ein¬ 
schlägt, ist es, eine Industrie mit hoch¬ 
wertigen und industriell anspruchsvol¬ 
len Arbeitsplätzen zu schaffen. Dazu 
gehört unter anderem der Aufbau ei¬ 


ner eigenen Automobilindustrie. Vor 
den Toren Haiphongs entsteht derzeit 
in Windeseile ein riesiger Komplex an 
Fabriken für die Produktion eigener 
Motorroller und Autos. Bei einem Be¬ 
such der Baustellen informierte sich 
Vietnams Ministerpräsident Nguyen 
Van Phuc im Mai 2018 über den Stand 
des ehrgeizigen Projekts. Den Grund¬ 
stein hatte er nur wenige Monate zu¬ 
vor, am 2. September 2017, dem viet¬ 
namesischen Nationalfeiertag, gelegt. 
Die Fahrzeuge mit den Markennamen 
VinFast sollen den Wunsch nach einem 
eigenen Auto in Vietnam befriedigen. 
Bereits im September 2018 sollen die 
ersten Motorroller von Band laufen. Im 
Sommer 2019 sollen ein hochwertiger 
SUV und eine Mittelklasse-Limousine 
folgen und Ende 2019 kleine PKW mit 
Elektroantrieb. Mittelfristig soll der 
Ausstoß bei 100 000 bis 200 000 Ein¬ 
heiten jährlich liegen. 

VinFast ist ein Kunstwort aus „Vi¬ 
etnam“ und „fast“ (schnell). Der neue 
Automobilhersteller ist Teil eines erst 
2003 gegründeten vietnamesischen 
Konzerns mit dem Namen VinGroup. 
Die Fabrik soll nicht einfach ein Auto 
eines internationalen Automobilher¬ 
stellers zusammenschrauben, sondern 
eigene Fahrzeuge speziell für den vi¬ 
etnamesischen Markt entwickeln und 
produzieren. Das Land soll unabhän¬ 
giger werden von den großen Automo¬ 


bil-Konzernen aus Japan, Korea und 
neuerdings auch China. Unterstützung 
holen sich Vietnams Autobauer durch 
Experten für Motorenbau und andere 
Fahrzeug-Kernkomponenten aus Eu¬ 
ropa und den USA. Für das Design der 
Karosserien haben sie sich den italie¬ 
nischen Designer Pininfarina an Bord 
geholt. Auch bei der Besetzung der Un¬ 
ternehmensleitung greift VinFast auf 
Personal aus der westlichen Automo¬ 
bilindustrie zurück. CEO (Geschäfts¬ 
führer) soll ein ehemaliger General- 
Motors-Mann mit dem Namen James 
B. Deluca werden. Stellvertreter wird 
Vo Quang Hue, zuvor Chef von Bosch- 
Vietnam. Der weltweit agierende Kon¬ 
zern sicherte sich auch gleich die ers¬ 
ten Verträge als Zulieferer. Bosch 
soll Komponenten und Software für 
die Fahrzeuge liefern. Außerdem will 
Bosch mit speziellen Ausbildungspro¬ 
grammen für Fachkräfte das Automo¬ 
bilprojekt unterstützen. Die duale Be¬ 
rufsausbildung in Deutschland soll da¬ 
bei als Vorbild dienen. 

Mit dem Dekret 26/CT-TTG 
auf den Weg zu Industrie 4.0 

Vietnams Einstieg in die Automobilin¬ 
dustrie ist nur einer von vielen Schrit¬ 
ten in der Neuorientierung seiner Wirt¬ 
schaft. 

Im Mai 2017 Unterzeichnete der 
vietnamesische Ministerpräsiden 
Nguyen Xuan Phuc ein Dekret, in dem 
er alle Ministerien, wissenschaftlichen 
Institutionen und Behörden auf zent¬ 
raler und örtlicher Ebene sowie (staat¬ 
liche) Unternehmen aufrief, konkrete 
Schritte in Richtung industrielle Revo¬ 
lution 4.0 zu gehen. Das zehn Seiten 
umfassende Papier enthält für jedes 
Ministerium konkrete Maßnahmen 
und eng befristete Zeitpläne, zu de¬ 
nen Arbeitspapiere vorzulegen sind. 
Alle müssten Zusammenarbeiten, um 
Vietnam zu einer „Start-up“-Nation 
zu machen, erklärte Phuc. Die Infor¬ 
mationstechnologien seien als Schlüs¬ 
seltechnologie zu betrachten, um eine 
wissensbasierte Wirtschaft voranzu¬ 
bringen, die Wettbewerbsfähigkeit 
des Landes zu verbessern und eine 
anhaltende Entwicklung sicherzu¬ 
stellen. Phuc erklärte „Es ist höchste 
Zeit, dass Vietnam seine Anstrengun¬ 
gen darauf fokussiert, bei den digita¬ 
len Infrastrukturen (Breitbandnetzen), 
Fachkräften und IT-Anwendungen ei¬ 
nen Durchbruch zu erzielen.“ Nahezu 
alle vietnamesischen Medien berichten 
unter Berufung auf dieses Dekret, dass 
alle Ministerien angewiesen wurden, 
ihre internen Abläufe durch den Ein¬ 
satz von Informationstechnologien zu 
verbessern. Ziel sei es, Unternehmen 
besser zu unterstützen. Dazu gehörten 
die Vereinfachung der Zoll- und Steu¬ 
erverwaltung, einfachere Steuererhe- 
bungs- und Buchhaltungsregelungen 
sowie eine Verbesserung der Zusam¬ 
menarbeit zwischen Ministerien, um 
Abläufe zwischen Behörden und Un¬ 


ternehmen zu beschleunigen. Dies soll 
u.a. durch ein Gesetz über „digitales 
Dokumentenmanagement und digi¬ 
tale Rechnungsstellung“ erfolgen, das 
schon in diesem Jahr für die gesamte 
Wirtschaft anwendbar sein soll. 

Pragmatismus und 
Unabhängigkeit 

In der Diskussion in Deutschland über 
Vietnam wurde in den letzten Monaten 
häufig über einen Machtkampf in der 
KP Vietnams zwischen Wirtschaftsre¬ 
formern und chinaorientierten Tradi¬ 
tionalisten gesprochen. Dabei sollen 
angeblich die wirtschaftsorientierten 
Kräfte verloren und altmarxistische 
Positionen gewonnen haben. Solche 
Urteile über kommunistische Parteien 
sind alles andere als neu. Die in die¬ 
sem Beitrag beschriebene Unterstüt¬ 
zung der Wirtschaft durch Regierung 
und Partei zeigt die Haltlosigkeit sol¬ 
cher Thesen. Vietnam steht derzeit al¬ 
lerdings wie viele Länder in der Pa¬ 
zifikregion in einem Spannungsfeld 
von wirtschaftlichen und militärischen 
Machtinteressen zwischen China und 
den USA. Die Führung der KP Viet¬ 
nams versuchte auch auf dem letzten 
(12.) Parteitag im Januar 2016 die Ein¬ 
heit der Partei zu wahren, was sich auch 
in der Repräsentation von Personen in 
den Führungsgremien der Partei wie¬ 
derspiegelt. Die Wiederwahl des bishe¬ 
rigen Vorsitzenden Nguyen Phu Trong 
wurde hierzulande als „Beweis“ der 
pro-chinesischen Linie gedeutet. Aus 
vietnamesischer Sicht muss man dies 
dialektisch formulieren. Trong steht für 
eine Deeskalierung des Verhältnisses 
zu China und dies ist Ausdruck einer 
realistischen Einschätzung der Macht¬ 
verhältnisse in der Region. 

Überhaupt: Will man die Politik der 
KP Vietnams verstehen, kommt man 
an der Geschichte des Landes, insbe¬ 
sondere des Befreiungskampfes, an 
Kenntnissen der Ideen Ho Chi Minhs 
und asiatisch geprägter Wertesysteme 
nicht vorbei. 

Die politische Kultur in Vietnam ba¬ 
siert im Gegensatz zu den „westlichen 
Werten“ nicht in erster Linie auf Indi¬ 
vidualismus und dem Konkurrenzprin¬ 
zip als Basis der Demokratie. Mindes¬ 
tens ebenso wichtig sind für Vietnam 
das Prinzip der Einheit und ein politi¬ 
scher Pragmatismus, der das Handeln 
der vietnamesischen politischen Führer 
von den antikolonialen Kämpfen über 
Ho Chi Minh bis zur Gegenwart aus¬ 
zeichnet. Sie haben nämlich stets die re¬ 
alistische Auswertung der Situationen 
und Kräfteverhältnisse und eine mögli¬ 
che Reaktion darauf der Durchsetzung 
von rein ideologischen Ziele vorgezo¬ 
gen. Anders wäre es im letzten Jahr¬ 
hundert nicht möglich gewesen, den 
Befreiungskampf zu gewinnen. 

[i] Aufgebaut wurde der Kaffeeanbau 
in Vietnam auf Basis eines Projekts der 
DDR. 
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jQr Am 24. April 

C>jrf ist unser Freund und Weggefährte 

Werner Bippus 

nach kurzer, unheilbarer Erkrankung verstorben. 

Wir trauern um einen Genossen, der uns mit Weitsicht 
und menschlicher Wärme jahrzehntelang begleitete. Mit 
seiner Zuversicht und unserem Wirken für eine Welt, in 
der alle Menschen frei von Fremdbestimmung sein wer¬ 
den, lebt er in unseren Träumen weiter. 

Die Genossinnen und Genossen 
DKP Bezirk Bremen 



10.000 Musik-CDs! 

Aus einer privaten Sammlung mit über 10.000 verschie¬ 
denen CD's können Sie Werke Ihrer Lieblingskünstler/In¬ 
nen zu einem kleinen Preis erwerben. 

Die CD's sind gebraucht, aber in einem guten Zustand. 
Jedes Exemplar ist nur einmal vorhanden - daher bitte 
schnell entscheiden. 

Es gibt Singles, Alben und Compilations der unterschied¬ 
lichsten Interpreten und aus verschiedensten Musikgen¬ 
res wie Jazz, Rock, Klassik, Weltmusik, Pop, Schlager u.s.w. 

Der Preis pro CD beträgt 4,00 Euro, ab 10 CD's 3,50 Euro, 
ab 50 CD's 3,00 Euro und ab 100 CD's 2,50 Euro. Alle Prei¬ 
se inklusive MwSt. Die Versandpauschale beträgt, unab¬ 
hängig von der Stückzahl der bestellten CD's, 2,00 Euro. 

Die Liste können wir als Exceldatei senden (dafür 
bitte E-Mail-Adresse angeben). 

Bei Interesse: UZ Shop 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Telefon: 0201/177889-23 
Telefax: 0201/177889-28 



Nach den Frühlingskursen - 
Ran an die Sommer- und Herbstkurse in 
der Karl-Liebknecht-Schule 

7.7. - 8.7.18 / 50 Jahre DKP - (k)ein Rückblick 

Die Neukonstituierung der DKP schuf für die bundesdeut¬ 
schen Kommunistinnen die Möglichkeit wieder legal arbeiten 
zu können. Der Aufschwung der außerparlamentarischen Op¬ 
position, der Jugend- und Arbeiterbewegung der 60er Jahre 
machten dies dringend nötig. Trotz Fortbestand des KPD-Ver- 
bots erkämpften die Kommunisten wieder eine legale Partei. 

Integriert ins Seminar ist eine Diskussionsrunde mit Zeit¬ 
zeugen am Samstagabend. 

Referenten: Kurt Baumann, Walter Bauer, 

Hans-Peter Brenner 


29. 9. - 30. 9.18 / Marxistische Staatstheorie 

Ist der Staat als „ideeller Gesamtkapitalist" ausschließlich re¬ 
pressives Organ der herrschenden Klasse? Ist der Staat ins¬ 
titutionalisierte Klassenbeziehung und Kräfteverhältnis? Wie 
steht es um die „Verdrahtung" von Staat und Finanzoligar¬ 
chie? Was bedeutet Zivilgesellschaft? Wie ist das Verhältnis 
von Nationalstaat und supranationalen Institutionen? 

Welche Bedeutung kann in diesem Kontext der Kampf um 
eine antimonopolistische, revolutionär-demokratische Repu¬ 
blik als eine Möglichkeit des „Herankommens" an den revolu¬ 
tionären Bruch mit dem Kapitalismus haben? 

Referenten: Kurt Baumann / Hans-Peter Brenner 

Anmeldungen 
> per Mail: kls@dkp.de 

> per Post: DKP, Hoffnungstr. 18,45127 Essen 
Kostenbeitrag: Wochenendseminar 25,- 
(bei Anreise am Vortag 30,-) 


BÜCHEL 

DICHTMACHEN! 



SAMSTAG - 30. JUNI 2018 AB 13 UHR 
OSSIETZKYSTRASSE BERLIN PANKOW 

(NÄHE BHF. PANKOW) 



Musik & gute Laune 

• LAUTARO VALDES • PICHY PROYECTO SON BATEY 
• THE BALKONIANS • OKTOBERROT • U.V.M. 

Das komplette Programm finden Sie unter: 

www.dkp-berlin.info 




öu 

etatMEpJ 

W/ rfi r 1 


Beratungen des Partei Vorstandes 

„Kommunisten und die Friedensfrage" 

Achtung Friedensaktivist(inn)en 
und Bildungsveranwortliche! 

Zur Unterstützung der Kampagne „Abrüsten statt Aufrüs¬ 
ten" und zur Schulung des Bildungsthemas „Kommunisten 
und die Friedensfrage" finden zwei zentrale Beratungen / 
Bildungsseminare für Friedensaktivist(inn)en und Bildungs¬ 
verantwortliche statt. Dazu wird der Entwurf der neuen 
Bildungszeitung mit ergänzenden Referentenmaterialien 
beraten. 

30. Juni, 11.00 bis 16.00 Uhr (für den Bereich Süd) 

Ort: DIDF, Wiesenstraße 86, Rückgebäude, Nürnberg 

Referenten: Hans-Peter Brenner / Pablo Graubner 

Anmeldungen über die Bundesgeschäftsstelle: 

DKP, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, Tel. 0201-1778890 
pv@dkp.de 

Voranmeldungen sind dringend erforderlich. 


Unser Genosse 

Ronald Hohl 

wird am 18.6. „runde" 80 Jahre 
und zwei Wochen jung! 

Wer nun denkt, mit 80 würde man altersmilde, der kennt 
unseren Ronnie nicht. Ihn erfüllt nach wie vor ein unbän¬ 
diger Hass auf dieses System, auf Ausbeuter und Kriegs¬ 
treiber. Und den frisst er nicht in sich hinein; er trägt 
ihn nach draußen. Damit ist er jungen Genossinnen und 
Genossen ein Beispiel. Und anstatt nun kürzer zu treten, 
hat er, wenn es darauf ankam, immer Verantwortung in 
der Partei übernommen. 

Wir wünschen Dir mit Deiner Käthe noch ganz viele ge¬ 
meinsame Jahre und uns weiterhin Deine Unterstützung 
bei unserem gemeinsamen Kampf für Frieden, Völker¬ 
verständigung und Sozialismus. 

Es gratulieren die Genossinnen und Genossen der 



Linker Niederrhein 





Gestern war die FIFAhier... www.jungewelt.de/probeabo 

^ Abotelefon: 030/53 63 55-84 


nach Schwefel! 


jW drei Wochen 

gratis lesen! 

Das Probeabo endet automatisch, 
es muss nicht abbestellt werden. 


Wohnprojekt 

Roter Stern Münsterland 

sucht Mieterin 

★ Bezugsfertig: 40 m 2 
Appartement 

★ 2. Wohnabschnitt, 

100 m 2 , in Sanierung 

★ 5000 m 2 Grundstück 
zur Mitnutzung 

★ Ländliche Lage, aber 
nur 20 km zur Innen¬ 
stadt Münster 

★ Nächster Bahnhof: 

5 km entfernt 

Mietpreis, Fotos und weitere 

Informationen auf Anfrage 

Kontakt: Ansgar Schmidt 

ansgar69@gmx.de 

0163 8996758 


20€ PRO JAHR [ermäßigt IOC) 


PÖSITIÜH 


+ WIR EWIG GESTRIGEN Warum die Ar¬ 
beiterklasse auch heute noch wichtig 
für die Revolution ist 
+ SDA) JUBILÄUM Rückblick auf 50 Jahre 
Verbandsgeschichte 

+ PAG IN BAYERN Die neuen Regelungen 
und der Widerstand dagegen 
+ AKTUELLES: Proteste in den USA 


DAS MAGAZIN DER SDAJ 


WWW. 


RETTET DAS ARCHIV DES WIDERSTANDES 
AN RHEIN UND RUHR 

Nach der Flut sucht es eine neue Bleibe 

Die Fluten, die in Wuppertal vor zwei Wochen aus den Gul¬ 
lylöchern emporstiegen, haben im Archiv der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes/Bund der Antifaschisten 
in der Gathe 55 erheblichen Schaden angerichtet. Wert¬ 
volle Schriftstücke aus den Hinterlassenschaften antifa¬ 
schistischer Widerstandskämpfer/innen, darunter Pro¬ 
zessakten, Protokolle und Niederschriften aus der Haft 
wurden z.T. stark beschädigt. Ihre Rettung bedarf großer 
Anstrengungen, auch finanzieller. Vor allem muss jetzt im 
Raum Rhein/Ruhr ein geeigneter neuer Raum gefunden 
werden, denn der bisher genutzte Keller ist vollkommen 
ungeeignet. Wir rufen dazu auf, der VVN-BdA zu helfen: 

ACHTUNG: ln der letzten Ausgabe wurde ein falsches 
Spendenkonto abgedruckt. Die richtige lautet: 

Postbank Essen, DE 03 3601 0043 0028 212435 

Der Landesausschuss der VVN-BdA NRW 
Falk Mikosch - Silvia Rolle - Jochen Vogler 

42107 Wuppertal, Gathe 55, 
nrw@vvn-bda.de, www.nrw.vvn-bda.de 


2 Genossen suchen für 
Veranstaltungen und Presse¬ 
fest einen preiswerten oder 
kostenlosen trockenen und 
fahrbaren 
Wohnwagen 
(Kein ehemaliger 
DDR Wohnwagen). 
Wolfgang Bergmann 
0151 43237730 
bergmann@koeln-go.de. 


Toskana, nah am Meer 

HUI 

Ökofobf im Olivenhsirtr 
weiter Blick Stille; 
große helle Zimmec 
viele gute Glichet, 

Hau* oder Häuschen; 

Kinde rparadie. 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Carlis 

Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht, 

500 g für 5 €, 250 g für 3 € + Porto; 
ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei. 

ImkereiTrauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 
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Unkommentiert zitiert 

Leserbrief zu „Streiken gegen Spahn“, 
UZ vom 15. Juni 

Das Marx-Zitat auf Seite 1 sollte ja wohl 
einen Bezug zum Titel haben. Es wird 
ja gerne benutzt, um Meinungen zu un¬ 
termauern, die DGB-Gewerkschaften 
„verfehlten ihre Zwecke gänzlich“ oder 
doch weitgehend. 

Das wirft Fragen auf: Spielen Zeit 
und Raum keine Rolle und ist diese for¬ 
melhafte Anwendung hilfreich? Es ist 
von 1865. Längst war nicht klar, wie sich 
die Arbeiterbewegung künftig organi¬ 
siert. Erst 1869 gründete sich die SDAP, 
1875 kam es zum Zusammenschluss 
beider Parteien. Danach bildete sich 
die organisatorische Zweigleisigkeit 
heraus, hier die Partei als Avantgarde, 
dort die Gewerkschaften als Massen- 
und Klassenorganisation des Proleta¬ 
riats, in der es seine täglichen Kämpfe 
mit dem Kapital durchficht (Engels). 
Hier sei vorausgesetzt, dass unser Ver¬ 
hältnis zu den DGB-Gewerkschaften 
definiert ist (siehe Programm), wir da¬ 
bei um deren Stärken und Schwächen 
wissen. 

Aber wie ist das heute praktisch? 
Richtig, die Reallöhne sanken von 2000 
bis vor Kurzem. Richtig ist aber auch, 
dass sie in organisierten und tarifier¬ 
ten Bereichen real stiegen. Das Minus 
entstand, wo es kaum Organisierte gab. 
Ob, wie jüngst miterlebt, die eine älte¬ 
re Kollegin ohne Gewerkschaft von ih¬ 
rem Chef „eingemacht“ wird, auch weil 
sie die Verfahrenskosten scheut - beim 
Arbeitsgericht zahlt man erstinstanz¬ 
lich immer selbst. Oder ob die andere 
von der DGB-Rechtsstelle kostenlos 


Das internationale Segelereignis und 
Volksfest wurde auch in diesem Jahr 
durch massive Militärpräsenz von Flot¬ 
tenverbänden aus 15 Nationen als Wer¬ 
beplattform für die Bundeswehr und die 
NATO missbraucht. Ein breites Bünd¬ 
nis aus linken und Friedenskräften (at- 
tac Kiel, Buchladen Zapata, DGB Kiel, 
DGB-Jugend SH, „Die Linke“ Kiel, 
DKP Kiel, Lorenz Gösta Beutin, Bun¬ 
destagsabgeordneter „Die Linke“, In¬ 
terventionistische Linke Kiel, Jochen 
Büttner Hamburger Geschichts- und 
Kulturwerkstatt, Kieler Friedensforum, 
Kreisverband Bündnis 90/Die Grünen, 
Kuhle Wampe Kiel, Arbeitsgemein¬ 
schaft pax-optima-rerum an der CAU, 
SDAJ Kiel, Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes/BdA KV Kiel, MLPD) 
setzte am 16. Juni dagegen. Es veran¬ 
staltete mit ca. 100 Teilnehmenden eine 
Demonstration auf dem Wasser und an 
Land. Fünf Segler setzten vor der Kulis¬ 
se des Marinehafens mit den gerade aus 
dem brandgefährlichen Manöver „Sä¬ 
belhieb“ zurückgekehrten Kriegsschif¬ 
fen ein Signal für den Frieden. 


juristisch vertreten und moralisch un¬ 
terstützt wird, ist doch wohl ein Unter¬ 
schied. 

Die Beispiele zeigen, dass im kon¬ 
kreten Leben die Gewerkschaften ihre 
Zwecke nicht gänzlich verfehlen. Wer 
hier unkommentiert zitiert, sollte sich 
fragen, was er - außer klugen Ratschlä¬ 
gen - dazu beigetragen hat, den Sam¬ 
melpunkt des Widerstands gegen die 
Gewalttaten des Kapitals zu stärken. 

Volker Metzroth, per E-Mail 

Keine Satire 

Leserbrief zu „Zetsche vorgeführt“, 
UZ vom 15. Juni 

Habe versucht, die Zeilen von Lucas 
Zeise als Satire zu verstehen, musste 
aber leider zu der Einsicht gelangen, 
dass es sich um einen oberflächlichen 
PR-Artikel für die Autoindustrie und 
insbesondere für die Dieselproduzen¬ 
ten handelt. Da hilft auch die Kritik 
am CSU-Verkehrsminister nicht weiter. 
Wollt Ihr die umweltbewussten Genos¬ 
sinnen und Genossen zu den Grünen 
jagen? 

Rainer Mehl, per E-Mail 

Eklatanter Wertverlust 

Leserbrief zu „Zetsche vorgeführt“, 
UZ vom 15. Juni 

Einen Artikel diesen Inhalts hätte ich 
eher in der „Auto-Bild“ verortet denn 
in der UZ. Da werden Staat und Ver¬ 
braucher nur um der Profitmaximierung 
Willen jahrelang von den Bossen der Au¬ 
toindustrie hinter das Licht geführt und 
ihnen Produkte (Fahrzeuge) verkauft, 
die nicht halten, was sie versprechen, 
und statt dieses deutlich zu benennen 


Die Redner erinnerten auch an 
die Revolution vor 100 Jahren, die das 
Ende des 1. Weltkriegs erkämpfte, und 
forderten von der Stadt Kiel, in dieser 
Tradition zu handeln und bei zukünfti¬ 
gen Kieler-Woche-Veranstaltungen kei¬ 
ne Kriegsschiffshow und Bundeswehr¬ 
werbung zuzulassen. Das Bündnis setzt 


(Betrug!), wird Zetsche noch als gejag¬ 
tes Opfer dargestellt. 

Es wäre eher die Aufgabe gewe¬ 
sen, die hochbezahlten, betrügerisch 
agierenden Bosse an den Pranger zu 
stellen, denn sie bringen mit ihrem 
Verhalten das Ansehen der deutschen 
Autoindustrie weltweit in Verruf und 
gefährden so Arbeitsplätze und somit 
die Existenz Tausender. Ebenso haben 
sie schon jetzt zum eklatanten Wertver¬ 
lust der Dieselfahrzeuge auch des „klei¬ 
nen Mannes“ beigetragen. 

Oliver Koller ; Bad Soden-Salmünster 

Fremdgesteuert? 

Leserbrief zu „Das Komplott“, 

UZ vom 11. Mai 

In seinem Beitrag zur Erinnerung an 
die Tötung des Vorsitzenden der italie¬ 
nischen Christdemokraten, Aldo Moro, 
vor 40 Jahren schreibt der Verfasser, dass 
1976 an die Spitze der linksmilitanten 
Roten Brigaden (BR) ein Mario Moret- 
ti getreten sei, den Curcio - ein Grün¬ 
dungsmitglied der BR - „später als Spi¬ 
on entlarvte“. Als Quelle gibt der Autor 
den Interviewband mit Renato Curcio 
„Mit offenem Blick“ (Berlin 1997) an. 

Nur vermag ich eine solche Bestäti¬ 
gung in dem Buch beim besten Willen 
nicht zu finden. Die Frage, ob er, Cur¬ 
cio, es für möglich halte, dass die BR 
während der Moro-Entführung „fremd¬ 
gesteuert“ gewesen wären, verneint er: 
„Gemäß meiner Kenntnis der Fakten 
und Personen habe ich bis zum heutigen 
Tag nicht den kleinsten Anhaltspunkt 
gefunden, um anzunehmen, die BR 
könnten eine ferngesteuerte und nicht 
authentische Erscheinung gewesen sein. 


sich für Rüstungskonversion und gegen 
Kriegsforschung an der Kieler Univer¬ 
sität ein. Von unserer Landes- und Bun¬ 
desregierung fordert es: Keine Erhö¬ 
hung des Rüstungsetats! Abrüsten statt 
aufrüsten! Die Ostsee muss ein Meer 
des Friedens sein! 

Eva Börnig 


Das gilt auch für die Moro-Entführung.“ 
(Ebd., S. 149) Moretti nennt er dort wei¬ 
terhin „Genosse“ (S. 150). Das Wieder¬ 
sehen mit ihm im Knast nach zehn Jah¬ 
ren beschreibt Curcio so: „Die Begeg¬ 
nung [war] herzlich und sehr intensiv. 
Um die gegenseitigen Ansichten zu be¬ 
greifen, reichten ein Blick, eine Umar¬ 
mung und wenige Worte.“ (S. 184). Das 
klingt nicht nach „Spion“. 

Tim Engels , Düsseldorf 

Kommunistisches 

Parteiverständnis 

Leserbrief zu „Kapitalismus muss 
überwunden werden“, 

UZ vom 15. Juni 

Gen. Hensel verdreht den Charakter 
des Unvereinbarkeitsbeschlusses. Die¬ 
ser wendet sich gerade nicht dagegen, 
dass G+G ihre Meinungen, Erkennt¬ 
nisse, Gesichtspunkte und Motive in 
die Diskussion mit anderen Mitglie¬ 
dern einbringen, dabei gegebenenfalls 
auch kontroverse Standpunkte entwi¬ 
ckeln und diese in den Parteizusam- 


Dortmund: Stand der DKP auf dem Müns¬ 
terstraßenfest, 11 Uhr 

Darmstadt: „Neue Medien - Facebook 
und unsere Öffentlichkeitsarbeit“, Kreisak¬ 
tivtagung der DKP. LinksTreff Georg Fröba, 
Landgraf-Philipps-Anlage 32,10 Uhr bis 15 
Uhr 


SO ★ 24. JUN 


Stuttgart: „Frau Kapital und Dr. Marx“. DKP 
und junge-Welt-Leserinitiative laden ein. 
Das Berliner „Weber-Flerzog-Musiktheater“ 
bringt den ersten Band des Hauptwerks von 
Karl Marx - „Das Kapital“ - in 100 Minuten 
auf die Bühne: Theater tri-Bühne, Eberhard¬ 
straße 61A, 11.00 Uhr. (Karten im Vorverkauf 
an der Theaterkasse, Mo. bis Sa. 17.00 bis 
20.00 Uhr) 

Leverkusen: Branchentreffen Altenpflege 
NRW, Veranstaltung der DKP. Karl-Lieb- 
knecht-Schule, Am Stadtpark 68,15 Uhr 


MO ★ 25. JUN 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Süd. Gil¬ 
denstraße 20 bei Werner, 19 Uhr 


Dl ★ 26. JUN 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Ost. Haus 
Gobbrecht, Körner Hellweg 42,19 Uhr 

Recklinghausen: Diskussion zum Neubau 
des Kreishauses, Gruppenabend der DKP. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr 


1 DO ★ 28. JUN 


Dortmund: Gründung 
tivs. Z, OesterholzstraE 

des DKP-Betriebsak- 
ie 27,19 Uhr 

SA ★30. JUN 


Wuppertal: Austausch über die bisherigen 
Bündnisaktivitäten und den aktuellen Stand 
der bevorstehenden Änderungen bei der 
Sozialticketfinanzierung im VRR, Bündnis¬ 
treffen für ein Sozialticket NRW. Seminar¬ 


menhängen vertreten und dafür argu¬ 
mentieren. 

Das ist bei uns gelebte Wirklichkeit, 
wie man nicht nur auf jedem unserer Par¬ 
teitage erleben kann. Sondern er stellt 
fest, dass es unvereinbar mit dem Statut 
und dem Charakter einer kommunisti¬ 
schen Partei ist, wenn eine Minderheit, 
die ihre Sicht nicht durchsetzen konnte, 
die im kollektiven Willensbildungspro¬ 
zess der Partei insgesamt erarbeitete, 
begründete und beschlossene Linie und 
Praxis verwirft, das gemeinsame Handeln 
verweigert und durch eine konkurrieren¬ 
de Linie und politische Praxis ersetzt. 

In einer KP zerstört dies die Einheit, 
Handlungsfähigkeit und Schlagkraft der 
Partei. Genau das tun die Netzwerker 
und genau das tut auch der Gegenbe¬ 
schluss der BDK Niedersachsen. Auch 
wenn so etwas für bürgerliche Parteien 
üblich sein und dort als innerparteiliche 
Demokratie verstanden und als Mei¬ 
nungspluralismus gefeiert werden mag: 
Mit kommunistischem Parteiverständnis 
ist das unvereinbar. 

Thomas Mehner ; Krefeld 


raum bei Tacheles e.V., Rudolfstraße 125, 
11 Uhr bis 17 Uhr 


SO ★ 1. JUL 


Dortmund: Stand und Aktionen der DKP auf 
dem Hoeschparkfest, ab 11 Uhr 

Oldenburg: „Büchel ist überall - Stopp 
der nuklearen Aufrüstung in Deutschland!“ 
Mobi-Veranstaltung zu den Blockaden in 
Büchel. Mit Ann Sullentrop (Kansas/USA) 
und Marion Küpker (bundesweite Kampagne 
„atomwaffenfrei.jetzt“). Es laden ein: Frie¬ 
densbündnis Oldenburg, SDAJ Oldenburg- 
Bremen, DKP Oldenburg. Bei Beppo, August¬ 
straße 57,18.00 Uhr 


DO ★ 5. JUL 


Nürnberg: „Kuba aktuell“, Gruppenabend 
der DKP. Rotes Zentrum, Reichstraße 8,19 
Uhr 


Bochum: „Kolumbien nach den Wahlen - 
Hoffnungsvoller Neuanfang oder Rückfall in 
finstere Zeiten?“ Diskussionsveranstaltung 
mit Adriana Yee Meyberg (kolumbianische 
zivilgesellschaftliche Allianz „Unidos por la 
paz“ - vereint für den Frieden) und Gün¬ 
ter Pohl (Internationaler Sekretär der DKP). 
Bahnhof Langendreer, Raum 6, Wallbaum¬ 
weg 108,19 Uhr 


SA ★ 7. JUL 


Nürnberg: Südstadtfest mit Infostand der 
DKP, Annapark am Maffeiplatz, bis Sonntag 
8. Juli, 12 Uhr bis 19 Uhr 

Terminankündigungen 
von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und der 
Uhrzeit der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra¬ 
ße 18,45127 Essen. Die Termine erscheinen 
online auch auf news.dkp.de. 


Entmilitarisierung der Kieler Woche 

Die Ostsee muss ein Meer des Friedens sein 



_ Termine@unsere-zeit.de 

SA ★ 23. JUN 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1 ,- bis 3 ,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □ vierteljährlich* □ halbjährlich □jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 
- O Einzugsannächligiung / SEPA-Lasüschriftmandat 


Name, Yamimr 


Tttafon. E-Miil Etafcunv Unla irch nft 

Coupon *4rt>*nd*n: CommPtflss Vortag GmbH . Hoff n u ngstr aftp 1® . 45127 Essen . E-Mail; info^unsere-zeitde . Tgl- Q2D1 -17780923 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


WehEmm 

Das Programm der guckbaren Sen¬ 
der ist in diesen Wochen zugenagelt 
mit Fußball und Wiederholungen der 
eher leichten, meint: seichten Art. Na¬ 
türlich werden die WM-Spiele wegge¬ 
guckt wie nix, weil sie Vorwand sind 
auch für anderes, was man gerne tut: 
Mit Leuten zusammenhocken, sich 
gesellschaftlich toleriert und unter 
Alkoholeinfluss ein bisschen gehen 
lassen und ungesunde Nahrungs¬ 
mittel zu sich nehmen. Bei der Fifa- 
dirigierten Bildregie legt allerdings 
das eine oder andere Grillwürstchen 
schon mal den Rückwärtsgang ein, 
wenn die gleiche Szene immer wie¬ 
der eingespielt wird - weil auf dem 
Spielfeld mal „nichts passiert“. 

Dann spielt „Deutschland!“ 

Gegen Schweden: 

Sa., 23 . 6 ., 20.00 Uhr, ZDF 
Gegen die Republik Korea 
Mi., 27 . 6 ., 16 Uhr, ZDF 


Die Kleinen und die Bösen 

Bewährungshelfer im Clinch mit ei¬ 
nem Kleinkriminellen: Schräge Ty¬ 
pen im ganz normalen Leben, die 
ihre ganze Kraft brauchen, um sich 
vom einen Tag zum nächsten durch¬ 
zuschlagen. Das nennt sich „Sozialko¬ 
mödie“ und ist ganz anders als sonst 
Filme dieses Genres sind, weil die 
dargestellten Prolls nicht denunziert 
werden. 

Fr., 22 . 6 ., One 

Men & Chicken 

Hier haben alle einen heftigen Knall. 
Offensichtlich auch der dänische Re¬ 
gisseur Anders Thomas Jensen, sonst 
hätte ihm diese Groteske um Leute 
mit Macken und ihre Beziehung zur 
Gentechnik nicht gelingen können. 
Ein Senkrechtstart ins Absurde mit 
Mads Mikkelsen, den man sonst nur 
als Actionhelden kennt. 

Mi., 27 . 6 ., Arte 


Mitohne 


Toll: Deutschland vs Mexiko 


„Mitohne“ hat meine Tochter früher 
immer gesagt, wenn sie etwas nicht 
wollte. „Eine Brot mitohne Butter“. 
Ich mochte das. 

Mitohne der schönen M. musste ich 
mir vermeintlich das Deutschlandspiel 
ansehen, was ich weniger mochte, aber 
ich verweigerte das Rudelgucken in der 
Kneipe und glotzte lieber mit diversen 
Freundinnen und Freunden in unse¬ 
rem Schrebergarten, die Sonne schien, 
der Grill brutzelte und das Bier kühl¬ 
te brav. Und um dem Ganzen noch ein 
Krönchen aufzusetzen: Oh staune, die 
schöne M. hatte sich ad hoc ument¬ 
schieden und saß plötzlich neben mir. 

Bundesvorzeigeniveanutzer Löw 
hatte sich derweil nicht umentschie¬ 
den und schickte gefühlt die gleiche 
Elf wie seit sechs Jahrzehnten auf den 
Platz. Einen Beckenbauer im Mittel¬ 
feld zu entdecken hätte zumindest mich 
nicht erstaunt. Die Deutschen spielten 
dann auch so, wie manch Ältere in der 
Kneipe Billard spielen, überbetont ent¬ 
spannt mit einer feinen Prise Arroganz. 
Mexiko dagegen spielte frecherweise 
einfach Fußball, als wäre das keine Ma¬ 
jestätsbeleidigung gegen „uns“: wuse- 
lig, trickreich und schnell. Das Ergeb¬ 
nis von nur 0:1 war zumindest bis zur 
Halbzeit schmeichelhaft. 


Der Rest ist schnell erzählt: Jogis 
Burschenschaften bekamen mitohne ei¬ 
nem Sane, der zu Hause bleiben musste, 
weil der schöne Jogi ein Depp ist, nichts 
mehr hin. Ich auch nicht, denn die schö¬ 
ne M. hatte den Abstand zu mir während 
meines Aufenthalts am Grill auf sechs 
Stühle erweitert. Fortan konnte ich mich 
ungezwungen mit Leidenskamerad D. 
über die Vor- und Nachteile von E-Bikes, 
DVBT2-Antennen und Bier in 5-Liter- 
Zapfdosen unterhalten, während sie mit 
einer Freundin quasselte. Toll. 

Auch toll: Jetzt ist eingetreten, was 
ich in diesem Leben eigentlich nicht 
mehr schaffen wollte, nämlich dass der 
Bundesjogi und ich das gleiche Prob¬ 
lem haben: Nicht wirklich einen Plan, 
wie es jetzt weitergeht. Er muss am 
Samstag um 20:00 Uhr gegen Schwe¬ 
den ran. Und ich auch, denn ich ver¬ 
sprach der schönen M. als Gegenleis¬ 
tung für ihr Erscheinen das nächste 
Deutschlandspiel mit ihr in der Kneipe 
zu sehen. Au Backe. Zu viele Raucher, 
zu viele Trinker, zu viel Deutschland. 
Das gibt sicherlich Kopfweh. Oder um 
es mit dem unvergleichlichen Lothar 
Matthäus zu sagen: „Ich habe gleich ge¬ 
merkt: Da ist ein Druckschmerz, wenn 
man draufdrückt.“ Und das Ganze völ¬ 
lig mitohne Ironie. Toll. Karl Rehnagel 


Er braucht das Geld nicht 

Der beste deutsche Basketballer wird 40 



Ein Bein in der Luft und in Rückwärtslage werfen: Der„Flamingo Shot“ 


Dirk Nowitzki ist eine ungewöhnliche 
Persönlichkeit des US-amerikanischen 
Profisports. Seit 20 Jahren spielt er im 
gleichen Team, bei den Dallas Ma- 
vericks, während seine Kollegen teil¬ 
weise während einer Saison mehrmals 
den Verein wechseln. Er verzichtete auf 
Millionengagen, um dem Besitzer der 
Mavericks den Kauf besserer Spieler zu 
ermöglichen. 

2011 holte er mit den Mavericks 
den NBA-Titel. Mit Lob und Ehrungen 
scheint er nichts anfangen zu können. 
Er ist derzeit mit über 31 000 Punk¬ 
ten auf der Top-Scorer-Liste der NBA- 
Geschichte auf Platz 6, mit einer weite¬ 
ren Saison könnte er die Legende Wilt 
Chamberlain überholen. Darauf ange¬ 
sprochen gibt er nur zu bedenken, dass 
er in den 20 Jahren, die er in der NBA 
aktiv ist, kaum verletzt war und deshalb 
mehr spielen konnte als andere. Als Ka- 
reem Abdul-Jabbar ihn einmal abschät¬ 
zig als „one trick pony“ bezeichnete, weil 
er allein seinen schwer zu verteidigen¬ 
den „Flamingo Shot“ vorweisen könne, 
antwortete Nowitzki gelassen, er wolle 
sich nicht mit dem besten Scorer aller 
Zeiten anlegen. Zwar teile er Abdul-Jab¬ 
bars Meinung nicht, aber irgendwie sei 
ja auch was dran. 

Nowitzki hat den Ruf, auch mit Geld 
nicht viel anfangen zu können. Seine 
Mutter Helga Nowitzki steckte ihm, 
auch als er schon zum Basketball-Milli¬ 
onär geworden war, immer Taschengeld 
zu, wenn er sich zu Besuch in Deutsch¬ 
land befand. Bei einem Besuch in Dallas 
soll sie zu Beginn seiner NBA-Karriere 
seine Fan-Post sortiert und dabei die Ge¬ 
haltsschecks seines Vereins gefunden ha¬ 
ben. Dirk Nowitzki brauchte das Geld 
nicht, der Verein kümmerte sich um Kost 
und Logis. 

Auch mit Agenten, die ihm lukrative¬ 
re Werbeverträge hätten vermitteln kön¬ 
nen, wurde er nicht warm. Sein Mentor 
Holger Geschwindner und er luden ei¬ 
nige zum Vorstellungsgespräch und ent¬ 
schieden anschließend, dass sie mit sol¬ 
chen Vögeln nichts zu tun haben sollten. 

Holger Geschwindner selbst wurde 
2006 vom deutschen Fiskus beschuldigt, 
sein Beratergehalt nicht angegeben und 
Steuern in der Höhe von drei Millionen 
Euro hinterzogen zu haben. Grundlage 
war ein Vertrag, den Geschwindner und 
Nowitzki zum Beginn seiner Karriere 
abgeschlossen hatten. Darin war festge¬ 
legt worden, dass Geschwindner mit 20 
Prozent an den Einkünften Nowitzkis 
beteiligt wird. Beide behaupteten, dass 
die vereinbarten Zahlungen ausblieben. 


Der Vertrag sei nie aktiviert worden und 
hätte nur dem Schutz Nowitzkis gedient. 
Letztlich zahlte Nowitzki ohne mit der 
Wimper zu zucken 15 Millionen Kaution 
für Geschwindner, er hatte es ja eh nur 
rumliegen. 

Dieses Jahr im Herbst startet für 
Nowitzki wohl seine letzte Saison. Mit 
41 ist er für sein Team zwar immer 
noch ein wichtiger Spieler, aber auch 
nur, weil die Mavericks derzeit zu den 
schlechtesten Teams der NBA gehören. 
Zwar punktet Nowitzki immer noch re¬ 


gelmäßig im unteren zweistelligen Be¬ 
reich, in der Verteidigung ist er aber zur 
Last geworden. Jungen und schnellen 
Spielern kann er nur noch beim Vor¬ 
beiziehen zugucken, manchmal helfen 
ihm noch seine schnellen Hände. In den 
USA - und vor allem in Dallas - gehört 
er aber immer noch zu den beliebtesten 
Spielern, auch und gerade wegen seiner 
Zurückhaltung, seiner Bescheidenheit 
und weil er es sich leisten kann, Geld 
keine Bedeutung beizumessen. 

Friedhelm Vermeulen 



KONSTANTIN WECKER • COMPANIA BATACLAN 


Kauft jetzt den Pressefest- 
Button zur Finanzierung 
unseres Festes! 



THE BUSTERS • DIE GRENZGÄNGER • ERICH SCHAFFNER 
ESTHER BEJARANO & MICROPHONE MAFIA 
GINA PIETSCH • KLAUS DER GEIGER • JAZZPOLIZEI 
BURGER WEEKENDS • WEB ER-HERZOG-THEATER 
KAI DEGENHARDT • JANE ZAHN • ACHIM BIGUS 
TOBIAS THIELE • BETTY ROSSA • QUIJOTE * THE POKES 

u.v.m. 

10 BÜHNEN - DAVON 3 OPEN-AIR-BÜHNEN 
12 PROGRAMMZELTE 


UZSHOP.de 


info@unsere-zeit.de 
Tel. 0201 17788923 


Spendenkonto DKP-Parteivorstand, GLS-Bank 

BIC: GENODEM1GLS, IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 

Verwendungszweck: UZ-Pressefest 














